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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 17. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt werden von 12 bis 13.30 Uhr Frau LhptmStin Grete Laska und ab 15 Uhr Frau LhptmStin Mag Renate Brauner. Entschuldigt sind ferner Herr Abg Mag Kowarik, Herr Abg Stark, Herr Abg Troch, Frau Abg Dr Vitouch, Frau Abg Novak bis 11 Uhr, Frau Abg Mag (FH) Wehsely bis 11 Uhr, Herr Abg Dr Aigner von 11 bis 14 Uhr, Herr Abg Al-Rawi von 12 bis 14 Uhr und Herr Abg Stürzenbecher ab 19 Uhr, falls die Sitzung zu diesem Zeitpunkt noch andauert.

Hoher Landtag! Gestatten Sie mir, bevor wir zur Fragestunde kommen, Ihnen eine Information zu geben.

Ich wurde von der Frau Bundesratsdirektorin informiert, dass der Bundesrat am 21. Mai 2008 den Wiener Bundesrat Dr Franz Eduard Kühnel als Mitglied in die parlamentarische Versammlung des Europarates gewählt hat. In diesem Zusammenhang habe ich bereits in der Präsidiale Mitteilung gemacht, und ich darf auch Sie informieren, dass es uns selbstverständlich freut, wenn Mitglieder, die aus Wien entsandt sind, auch in weitere parlamentarische Versammlungen gewählt und entsandt werden. Ich habe Herrn Bundesrat Dr Franz Eduard Kühnel für diese Aufgabe alles Gute gewünscht und auch hier in schriftlicher Form namens des Wiener Landtages gratuliert. – Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen.

Zweitens noch eine Vorbemerkung: Ein solches Ereignis ist relativ selten, daher soll es auch angesprochen sein.

Vor wenigen Tagen konnte die Zweite Präsidentin des Wiener Landtages feststellen, dass sie diesem Haus seit 25 Jahren angehört. Das ist insbesondere in der heutigen schnelllebigen Zeit eine recht lange Zeit! Wir haben ihr auch namens der Präsidiale gratuliert, und ich möchte ihr auch hier für die Tätigkeit in der bisherigen Form, die seit einem Vierteljahrhundert währt, recht herzlich danken! Das ist das Glück, wenn man sehr jung in das Haus gewählt wird. Jetzt geschieht das viel öfter, dass sehr junge Abgeordnete gewählt werden, daher wird das wahrscheinlich in Zukunft nicht mehr so eine Seltenheit sein, vorausgesetzt, dass diejenigen, die jung gewählt wurden, auch entsprechend oft wiedergewählt werden.

In diesem Zusammenhang spreche ich meine herzliche Gratulation aus! (Allgemeiner Beifall.) 

Nun kommen wir bereits zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02460-2008/0001 - KSP/LM) wurde von Frau Abg Ramskogler gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (In der heutigen Sitzung des Landtages wird die Ursprungsfassung der 15a Vereinbarung beschlossen. Warum hat Wien unterschrieben?) 

Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Frau Abgeordnete!

Sie haben gefragt, warum Wien die Art 15a-Vereinbarung mit dem Bund, die zwei ganz wichtige Bereiche betrifft, nämlich einerseits den Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen und andererseits die frühe Förderung von Kindern, unterschrieben hat.

Ich kann Ihnen das sehr gerne beantworten: Es ist beim Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen aus meiner Sicht ein sehr gutes Zeichen, dass mit dieser Art 15a-Vereinbarung Österreich-weit der erste Schritt in Richtung Anerkennung des Kindergartens als Bildungseinrichtung gesetzt wurde. Für uns in Wien klingt das nach Selbstverständlichkeit, aber wenn man sich die anderen Bundesländer anschaut, dann erkennt man sehr rasch, dass dort die Palette sehr breit ist und von der so genannten Spielgruppe über Kindergruppen, die ein paar Stunden anbieten, bis zu Kindertagesheimen, die eine Mittagspause haben und von denen relativ wenige wirklich ganzjährig geöffnet haben, reicht. Es gibt hier sehr große Unterschiede in der Quantität, aber auch in der Qualität.

Wir wissen aus den Wiener Erfahrungen, dass beim Kindergarten, wenn er auf der einen Seite tatsächlich die erste Bildungseinrichtung sein soll, was aus unserer Sicht sein muss, auf der anderen Seite aber eine wirklich qualitativ hochwertige familienergänzende Einrichtung, bestimmte Kriterien erfüllt werden müssen, und im Hinblick darauf brauchen wir auch viel mehr Kindergärten, als das derzeit der Fall ist.

Diese Art 15a-Vereinbarung in der Form, wie wir sie heute beschließen werden, sieht für drei Jahre vor, dass es Zuschüsse seitens des Bundes für jeden Platz gibt, der zusätzlich geschaffen wird. Ein großer Vorteil ist auch, dass in dieser Art 15a-Vereinbarung neben den Summen, die dafür aufgebracht werden, auch eine unterschiedliche Dotierung je nach Qualität der Einrichtung, die geschaffen wird, festgelegt wird. Die höchste Dotierung wird für jene Einrichtungen ausgegeben, die – wie ich schon gesagt habe – ganztägig sind, wenige Schließtage pro Jahr und eine hohe inhaltlich-pädagogische Qualität haben. Letztere ist auch mit der Frage des Personalseinsatzes verbunden, und dementsprechend ist das natürlich ein erfreulicher Schritt in die richtige Richtung.

Der zweite Teil dieser Art 15a-Vereinbarung bezieht sich auf die Sprachförderung. Wir in Wien haben immer gesagt, dass sich frühkindliche Förderung nicht nur auf ein Segment, nämlich auf die Frage der Sprachkompetenz, konzentrieren kann. Vielmehr geht es, wie es auch in unserem Bildungsplan festgehalten ist, bei der frühkindlichen Bildung um die Erfassung der Gesamtpersönlichkeit, und dazu gehören natürlich viel mehr Kriterien als nur das Sprachkriterium. Wichtig dabei sind auch die soziale Kompetenz, die kreative Kompetenz, die Bewegungskompetenz et cetera.

Sehr wichtig ist natürlich die Kommunikation und damit auch die Sprachkompetenz. Wir haben entlang dieser Art 15a-Vereinbarung Ende April/Anfang Mai schon begonnen, für jene Kinder, die im nächsten Jahr schulpflichtig werden, den ersten Schritt zur Schuleinschreibung zu setzen, um bei allen Kindern in einem Screening, das jetzt gerade zu laufen beginnt, nach den genannten Kriterien den Status und den Bildungsstandard der Kinder festzustellen, damit man jenen Kindern, die es brauchen, egal, ob sie jetzt schon in einem Kindertagesheim sind oder nicht, die Möglichkeit einer zusätzlichen Förderung im ersten Jahr geben kann.

Außerdem sieht das Wiener Modell vor, dass, wenn in der zweiten Phase der Einschreibung im nächsten Jahr festgestellt wird, dass ein Kind noch weitere Förderung braucht, in der Vorschule zusätzliche Förderung gegeben werden kann. – Das heißt, das ist alles in allem der richtige Schritt in die richtige Richtung.

Ich weise aber gleich darauf hin, dass wir uns noch einmal mit dieser Art 15a-Vereinbarung beschäftigen werden, denn wir beschließen heute die Urfassung. Der Beitrittstermin für die Bundesländer war der 31. März. Wir alle wissen aber, dass bis zum 31. März nur vier Bundesländer dieser Art 15a-Vereinbarung beigetreten sind. Das ist sehr bedauerlich, denn in Wirklichkeit geht es ja darum, diese Standards Österreich-weit herzustellen. Daher haben die zuständigen Ministerinnen und Minister mit den übrigen Bundesländern intensive Gespräche geführt, die letztendlich zur Veränderung der Einstellung geführt haben, weshalb eine zweite Fassung ausgearbeitet wurde. In dieser wurden zwei Punkte verändert. Erstens wurde der Termin zur Unterzeichnung bis zum 31. Mai erstreckt, und zweitens findet sich in dem Entwurf, den wir heute beschließen, eine prozentmäßige Aufteilung der Summe auf die einzelnen Bundesländer.

In der neuen Fassung, die wir im September beschließen werden, werden dann die fixen Beträge stehen. Damit wird außerdem sichergestellt sein, dass auch in Tirol, Vorarlberg, Kärnten, Oberösterreich und Niederösterreich die Kinder in den Genuss dieser bildungspolitischen Maßnahme kommen. Das muss im Vordergrund stehen.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Beantwortung.

Bevor ich zur 1. Zusatzfrage komme, darf ich mitteilen, dass ich informiert wurde, das die Entschuldigung von Frau LhptmStin Laska gegenstandslos geworden ist. Das heißt, sie wird anwesend sein.

Damit sind wir bei der 1. Zusatzfrage des Herrn Abg Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Zur Abdeckung des Mehraufwandes soll ein Zweckzuschuss betreffend sprachliche Frühförderung von 5 Millionen EUR von Seiten des Bundes zur Verfügung gestellt werden. 34,7 Prozent – sprich: rund 1,7 Millionen EUR – sollen für die sprachliche Frühförderung in Wien verwendet werden. Angesichts der Tatsache, dass Sie wissen, dass mittlerweile mehr als 50 Prozent der Erstklassler in Wien Zuwandererherkunft haben werden, frage ich Sie: Glauben Sie, dass dieser Betrag ausreichen wird?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Für die Fördermaßnahmen wird auch mehr Personal gebraucht, und neben den Mitteln, die Wien entsprechend einsetzt, kann auch dieser Bundeszuschuss in Höhe der Summe, die Sie genannt haben, dafür verwendet werden.

Ja. Ich gehe davon aus, dass das Geld ausreicht, denn nicht alle Kinder mit Migrationshintergrund haben tatsächlich auch Förderbedarf. Es ist sehr erfreulich, dass wir in der Zwischenzeit auch das Ergebnis der ersten Phase der Schuleinschreibung kennen und im Gegensatz zu den vorherigen Jahren feststellen konnten, dass auf Grund der guten Information an die Eltern die Anzahl jener Kinder, die in der Schule nicht vorstellig gemacht wurden, sehr gering ist. Im Vergleich zu den vergangenen Jahren ist das nur rund ein Viertel der Kinder, die normalerweise nicht zur richtigen Schuleinschreibung vor Schuleintritt kommen.

Und auch die Zahlen, die sich beim ersten Kennenlernen herauskristallisiert haben, bestätigen meine Annahme, dass man für den Förderbedarf insgesamt, also sowohl betreffend Sprache als auch andere Komponenten, mit den vorgesehenen Beträgen das Auslangen finden wird. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin!

Jahrelang hat die Sozialdemokratie im Allgemeinen und haben Sie im Besonderen auf das System der BegleitlehrerInnen geschworen und gemeint, dass es sehr wichtig ist, die Kinder im Klassenverband zu belassen. Nun haben Sie gesagt, dass die Kinder, wenn die Fördermaßnahmen nicht ausreichen, in die Vorschule gehen, das heißt, ein Jahr später eingeschult werden. Sie sprechen von Vorschulklassen, wir sprechen von Ghettoklassen.

Ich möchte Sie daher fragen: Mit wie vielen solchen Klassen rechnen Sie tatsächlich im kommenden Herbst, und in welchen Bezirken wird es diese Klassen geben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Ich habe den Begriff nicht ganz verstanden, den Sie für diese Klassen verwendet haben. Sollten Sie aber „Ghettoklassen“ gesagt haben, dann muss ich Ihnen sagen: Das ist der falsche Begriff! Vorschulpädagogik gibt es seit ewigen Zeiten mit zwei Modellen in Wien: Einerseits gibt es die Vorschulklasse, in der das erste Jahr der Schulpflicht absolviert werden kann. Andererseits gibt es die so genannte flexible Schuleingangsphase; in diesem Fall dürfen die Kinder, die Förderbedarf haben, in Wirklichkeit um ein Jahr länger brauchen, um die Volksschulzeit zu absolvieren. Beides findet im Klassenverband und gemeinsam mit anderen Kindern statt, die unterschiedlichen Förderbedarf haben, und beide Modelle sind aus meiner Sicht pädagogisch bewährt.

Mit dem 1+1-Modell bieten wir für die Kinder in der Vorschule die Möglichkeit, noch mehr multifunktionelle Förderung zu bekommen als in der flexiblen Schuleingangsphase.

Ich hoffe, dass gerade Sie sich nicht dieser exklusiven Linie der Sprachförderung anschließen, sondern die Dinge so sehen, wie sie meiner Meinung nach richtig sind, dass nämlich die Gesamtpersönlichkeit gesehen werden muss und die Definition von Sprachkompetenz nicht ausreicht, um den Förderbedarf festzustellen! Dementsprechend ist das pädagogische Programm der Vorschulklassen das Richtige für die Gruppe von Kindern, die aus unterschiedlichen Gründen Förderbedarf haben. Diese Gruppen werden genauso heterogen sein wie im Kindergarten und dann auch in der Volksschule, wobei die flexible Schuleingangsphase noch eine zusätzliche Schiene wäre, die man einsetzen kann.

Darüber jetzt zu spekulieren, wie viele Vorschulklassen wo eingerichtet werden, wäre eine falsche Hochrechnung, denn wir können erst bei den Screenings feststellen, wie viele Kinder überhaupt diesen Förderbedarf haben. Erst im nächsten Jahr bei der zweiten Phase der Schuleinschreibung können wir dann feststellen, welche Erfolge diese frühe Förderung gezeigt hat, und dann wird sich herausstellen, wie viele Kinder den Weg in die Vorschule gehen werden und wie viele direkt in der Volksschule eingeschult werden können.

Sicher kann man davon ausgehen, dass es in allen Bezirken solche Modelle geben wird. 

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Riha. – Bitte.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Die ÖVP begrüßt selbstverständlich die Umsetzung des 15a-Vertrages. Es ist dies tatsächlich ein Schritt in die richtige Richtung, nämlich in die Richtung, dass der Kindergarten als wichtige Bildungsinstitution anerkannt und etabliert wird. Damit werden auch zwei wichtige ÖVP-Forderungen umgesetzt. Einerseits erfolgt der Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen und andererseits ist das auch der erste Schritt in Richtung Umsetzung des Bildungsplans über die Grenzen der Bundesländer hinweg und zwar auch insofern, als die frühe Sprachförderung vor der Schule bereits im Kindergarten beginnt.

Dabei ist nicht alles reibungslos verlaufen. Darüber werden wir aber am Nachmittag noch reden. Da oder dort wurden Stolpersteine aus dem Weg geräumt beziehungsweise mussten aus dem Weg geräumt werden. Da oder dort gibt es auch noch einige Stolpersteine, die bewältigt werden müssen. Es ist aber jedenfalls ein gutes Zeichen, dass die Politik erkannt hat, wie wichtig der Kindergarten als Bildungseinrichtung ist.

Einige Bundesländer haben sich jetzt entschlossen, neue Wege zu gehen. Sie haben aber vollkommen recht, dass es in den Bundesländern sehr viele individuelle Unterschiede gibt. Das gilt es in der Zukunft noch zu lösen. Einige Bundesländer gehen jetzt neue Wege. So hat man sich zum Beispiel in der Steiermark entschlossen, den Kindergarten kostenfrei anzubieten, und in Kärnten wird das letzte Jahr vor der Schule für alle fünf‑ bis sechsjährigen Kinder gebührenfrei angeboten. 

Können Sie sich vorstellen, dass in absehbarer Zeit ein ähnlicher Weg in Wien beschritten werden wird?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Grundsätzlich ist aus meiner Sicht vorstellbar, dass man die Schulpflicht um ein Jahr auf das fünfte Lebensjahr vorverlegt. Wenn weiterhin der inhaltliche Weg beschritten wird, dass man einerseits den Kindergarten als Bildungseinrichtung anerkennt und andererseits vielleicht auch über die Schiene der jetzt beschriebenen frühkindlichen Förderung vor Schuleintritt agiert, dann wird man sich doch irgendwann einmal den Standards, die in vielen anderen europäischen Ländern bestehen, nähern.

Ich habe immer gesagt, dass ich diesen Weg nicht nur deshalb begrüßen würde, weil ich politisch fest davon überzeugt bin, dass es der richtige wäre, sondern weil man dann – ähnlich wie bei der Schule – in Verhandlungen mit dem Bund über die finanziellen Bedingungen treten könnte. Wenn dann Schulpflicht besteht, wäre das Thema der Kosten für die Eltern sowieso erledigt. Und darüber, in welcher Art und Weise Bundesländer und Bund sich die Kosten teilen, könnte man meiner Meinung nach diskutieren. Das scheint mir keine unlösbare Aufgabe zu sein. Es gibt ja andere Beispiele dafür, dass das geglückt ist.

Meiner Meinung nach einer der größten Stolpersteine sind die tatsächlichen Unterschiedlichkeiten im derzeitigen System, weshalb eine entsprechende Annäherung notwendig ist. Ich war bei einigen Diskussionen mit den Kolleginnen und Kollegen LandesrätInnen, die für den Kinderbetreuungsbereich in Österreich in den verschiedenen Bundesländern zuständig sind, anwesend, und dabei sind die Trennlinien ganz klar geworden.

Es freut mich natürlich, wenn Sie als Vertreterin der ÖVP-Wien sagen, dass es eine ÖVP-Forderung ist, dass die Kinderbetreuung ausgebaut wird, und ich weiß auch, dass Sie, wenn Sie das sagen, von Kinderbetreuung entlang jener Qualitäts- und Quantitätsstandards reden, die wir in Wien haben. Nicht in Gleichklang befinden Sie sich allerdings, wenn wir ein Stückchen weiter in den Westen gehen. So hat etwa die Salzburger Vertreterin der ÖVP bei den Nachverhandlungen zu dieser 15a-Vereinbarung ganz deutlich gesagt, dass man dort keinesfalls will, dass von Ganztagskindergärten geredet wird, die keine oder möglichst wenige Schließtage haben und sich nicht am Schuljahr orientieren. Man hat dort von den Öffnungszeiten ganz andere Vorstellungen. Man sieht die Prioritäten nicht in der familienergänzenden Funktion, und man betrachtet das somit in Wirklichkeit auch nicht als frauenfördernde Maßnahme, welche die Vereinbarkeit von Beruf und Familie vor allem für Frauen leichter macht.

Das heißt, man muss wirklich offenen Auges an die Tatsachen herangehen und zur Kenntnis nehmen, dass es da noch große Unterschiede gibt. Dabei ist Salzburg wahrscheinlich trotzdem noch ein bisschen fortschrittlicher als Tirol, wo man die Kinderbetreuung schwerpunktmäßig noch immer in Spielgruppen definiert.

Aber wir werden selbstverständlich weiterhin Überzeugungsarbeit leisten, wie wir es in Wien in dieser Causa Seite an Seite gewohnt sind. Ich bin überzeugt davon, dass es Ihnen gelingen wird, diesbezüglich vielleicht die eine Vertreterin oder den anderen Vertreter der ÖVP in den Bundesländern zu überzeugen! Dann ist nämlich aus meiner Sicht der nächste Schritt in Richtung einer Einigung zwischen den Bundesländern und dem Bund im Hinblick auf das, was Sie gesagt haben, in Wirklichkeit nur mehr ein kleines Schrittchen.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Sie haben es schon erwähnt, dass es Nachverhandlungen mit den Ländern gegeben hat, und Sie haben jetzt auch ausgeführt, dass es ganz unterschiedliche Zugangsweisen zur Kindergartenbetreuung gibt.

Meine Frage wäre: Gibt es von Wien aus noch eine Idee, warum es besonders gut ist, jetzt diese 15a-Vereinbarung zu unterschreiben, und besteht Grund zu der Annahme, dass der Kindergarten tatsächlich einmal in allen Ländern gleich sein wird? Ist es durch diese 15 a-Vereinbarung wahrscheinlicher geworden, dass es in allen Kinderbetreuungseinrichtungen eine gleich gute Qualität geben wird, egal, ob in Vorarlberg, Salzburg oder Wien? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

LhptmStin Grete Laska: Ja. Ich kann das wiederholen: Ich glaube, dass das ein guter erster Schritt ist. Seit die Bildung insgesamt durch die Sozialdemokratie in der Bundesregierung vertreten ist – ich verweise auf die vielen Schritte, die Bildungsministerin Claudia Schmied in den letzten Wochen und Monaten gesetzt hat –, wurde auf Bundesebene in der Koalition zum Thema Bildung wirklich ein deutlicher Schritt in die richtige Richtung gemacht. Einiges muss noch getan werden, aber es ist das ein erster Schritt. Es ist sicherlich eine Österreich-weite Rahmengesetzgebung notwendig, gemäß welcher definiert wird, was der Kindergarten ist und welche Aufgaben er hat, und mit der auch festgelegt wird, wie die Kooperation zwischen Bund und Ländern in dieser Aufgabenverteilung funktioniert. Es bedarf eines klaren Bekenntnisses dazu, welche Standards jeweils gültig sind.

Auch wird man über die Frage nachdenken müssen, wie es um die Ausbildungsqualität der KindergartenpädagogInnen steht. Auch in diesem Zusammenhang ist unsere Forderung sonnenklar: Wir stehen auf dem Standpunkt, dass es im pädagogischen Bereich eine gemeinsame Hochschulausbildung geben muss, von den KindergartenpädagogInnen über die SozialpädagogInnen bis hin zu PädagogInnen in den unterschiedlichen Lehrberufen. So würde einerseits die Bildungsqualität für die Betroffenen erhöht, andererseits die gesellschaftliche Anerkennung dieser so schwierigen Arbeit der KindergartenpädagogInnen dementsprechend gewürdigt und außerdem sichergestellt werden, dass die Übertrittsmöglichkeiten an den Schnittstellen zwischen den einzelnen pädagogischen Berufen erleichtert werden.

Das wäre in Wirklichkeit ein sinnvoller Steuermitteleinsatz, denn jetzt geht oft Bildungsqualität verloren, wenn die PädagogInnen in einzelnen Berufen nicht mehr verbleiben wollen, aber keine Möglichkeit haben, zu einer anderen Altersgruppe oder in einen anderen Bereich zu wechseln.

In diesem Zusammenhang müssen also noch wichtige Punkte gelöst werden. Aber es ist dies ein erster sehr positiver Schritt. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP - 02472-2008/0001 - KFP/LM). Sie wurde von Abg Schock gestellt und an den Landeshauptmann gerichtet. (Die sogenannte Gesundheitsreform lässt massive Einsparungen auf Kosten der Patienten befürchten. Auch einige Landeshauptleute haben bereits massive Bedenken gegen den Begutachtungsentwurf angekündigt. Welche Maßnahmen werden Sie als Landeshauptmann setzen, um diese Reform zu verhindern?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ihre Frage, was ich dazu tun werde, um die so genannte Gesundheitsreform, die eigentlich eher Krankenkassenreform heißen müsste, zu verhindern, kann ich Ihnen wie üblich sehr klar beantworten: Gar nichts! Ich werde nämlich alles tun, damit es hier zu einer Einigung kommt und das Ganze, wie immer es im Detail letztlich auch ausschauen wird, entsprechend umgesetzt wird.

Ich begründe das auch sehr leicht. Im Gegensatz zu den Ausführungen im Einleitungssatz, den Sie hier geschrieben haben, geht es darum, dass fast 1,5 Milliarden EUR in die Krankenkassen kommen sollen, und das ist keine Einsparung, sondern das glatte Gegenteil davon. Ich denke, dass das sehr wichtig ist, um eine der grundlegenden Forderungen – die wir im Übrigen befürworten –, nämlich die nachhaltige Sicherstellung der Finanzierung der Krankenkassen, tatsächlich für die Zukunft umzusetzen.

Daher ist es mir wichtig, dass die offenen Fragen, die es nach wie vor gibt, etwa zwischen den Ärzten und der Bundesregierung oder innerhalb des gesamten Krankenkassenbereichs, geklärt werden, denn da gibt es ja auch wiederum Diskussionen, die allesamt sehr quer zu den normalen parteipolitischen Linien verlaufen.

Ich bin in diese Verhandlungen in keiner Weise involviert. Ich höre aber, dass man einander etwa gerade im Hinblick auf die Einrichtung und den Ausbau der Schlichtungsstellen, insbesondere betreffend die Kernfrage, nämlich im Zusammenhang mit dem Abschließen von Einzelverträgen, ein gutes Stück näher gekommen ist. 

Die Einrichtung dieser Schlichtungsstellen wurde nicht von der Regierung, sondern vom Präsidenten der Ärztekammer vorgeschlagen. – Ich meine also, hier ist zu erkennen, dass man aufeinander zugeht, und das ist im Interesse des Patienten sicherlich sehr gut.

Die andere Frage, nämlich die so genannte Strukturfrage, ist meiner Meinung nach natürlich eher als eine Machtfrage zu bezeichnen, denn ich glaube nicht, dass die Bevölkerung allzu brennend daran interessiert ist, die Abstimmungsverhältnisse in Kontrollausschüssen, im Holding Vorstand et cetera tatsächlich zu erfahren. Diese Frage interessiert politische Funktionäre, das verstehe ich schon, und diese wird sicherlich auch gelöst werden müssen. Das ändert für mich aber nichts an der Tatsache, dass man damit mit Sicherheit nicht verhindern kann, dass das zusätzliche notwendige Geld an die Krankenkassen geht. 

Das ist meine Begründung, warum ich sage, dass ich gerne beitragen werde, was ich dazu beitragen kann. Aber wir werden natürlich auch darauf schauen, wie sich das Ganze in der Folge auch ohne diesen finanziellen Zuschuss entwickeln kann. Wir werden zum Beispiel aber auch die Frage der Zahl der Verträge mit niedergelassenen Ärzten, also der Verträge für den extramuralen Bereich, und die Frage der Medikamentenkosten sehr genau verfolgen. Aber niemand von uns, auch nicht der Erfinder der Aut-idem-Regelungen, kann heute sagen, wie viel wir uns in der Tat ersparen werden. Ich kann nur den Unterschied erkennen, dass es etwa beim Medikamenteinkauf im Bereich der Stadt Wien einen Zuwachs von etwa 2,5 Prozent gibt, der insbesondere aus den Kosten für die neuen Krebsbehandlungsmedikamente resultiert, und die Krankenkasse einer Deckelung des Zuwachses der Medikamentenkosten von 6 Prozent nicht zustimmen kann, weil sie damit nicht auskommt.

Ich denke, diesbezüglich besteht ein ganz konkreter Diskussionsbedarf. Anhand dieser beiden Zahlen werden Gespräche zu führen sein, und diese werden mit Sicherheit auch geführt werden.

Fraglos treten wir auch dafür ein, dass es in Zukunft nicht zu Einsparungen im extramuralen Bereich kommt, denn dann verlagert sich das Ganze natürlich sofort in den intramuralen Bereich, zu uns in die Ambulanzen, und ich denke, diesen Weg will niemand wirklich gehen, jedenfalls niemand, der sich mit dieser Frage beschäftigt. Voraussetzung für all das ist aber, dass dieses zusätzliche Geld in die Krankenkassen kommt, sonst braucht man sich über die anderen Fragen gar nicht zu unterhalten.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie haben angesprochen, dass die Sicherung der Finanzierung der Krankenkassen nur ein Teil der Reform ist und dass es daneben viele andere Punkte gibt, die in Summe zu Lasten der Patienten zu gehen drohen. Der eine Punkt ist das Sparen auf Kosten der Ärzteschaft, was eine Verschlechterung der ärztlichen Versorgung, die Sie auch angesprochen haben, befürchten lässt. Man wird ja sehen, wie die Entwicklung wirklich ist.

Der zweite Punkt ist die berühmte Aut-idem-Regelung, die Sie angesprochen haben, gemäß welcher – wie ich jetzt mitverfolgt habe – in Zukunft nur mehr chronisch Kranke einen Anspruch auf das beste Medikament haben werden, alle anderen Patienten in Wien aber nicht mehr mit dem besten Medikament versorgt werden sollen. – Ich meine, dass das insgesamt einen Schritt in Richtung Zwei-Klassen-Medizin darstellt, und das lässt natürlich keine gute Entwicklung befürchten.

Daran wurde in vielen Ländern Kritik geübt: Laut APA hat sich dazu Ihr Genosse Erich Haider, Chef der SPÖ in Oberösterreich, zu Wort gemeldet. Aber sogar auch die Salzburger Frau Landeshauptfrau, SPÖ-Chefin Gabi Burgstaller, hat sich dagegen ausgesprochen. Der steirische Landeshauptmann Franz Voves hat das Ganze ebenfalls kritisiert, und drei Länder haben sogar den Konsultationsmechanismus in Gang gesetzt, nämlich Salzburg, Oberösterreich und Kärnten. Und dieser Konsultationsmechanismus ist ja die Ultima Ratio eines Landeshauptmannes, wenn es um Interessen der Länder und der Menschen, die dort leben, geht.

Sie werden, gut informierten Kreisen zufolge, mit dem Ausspruch zitiert, dass es Ihnen völlig wurscht ist, wer unter Ihnen Bundeskanzler ist. (Lhptm Dr Michael Häupl: Na, na, na!) Das spiegelt auch ein bisschen die Realität in der politischen Landschaft wider. Ich frage mich daher: Was hat Sie in dieser Frage, in der es wirklich um eine Beschneidung der Rechte der Patienten geht, bewogen, dem Bundeskanzler die Mauer zu machen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ihre Rede ist eher für eine Demonstration geeignet! Ich verstehe Sie schon. Aber das hat hier eigentlich nichts verloren und ist fernab jeglicher Realität! 

Sie lesen vermutlich genauso aufmerksam Zeitungen wie ich. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass man heute bei der Aut-idem-Regelung so weit ist, dass ohnehin 40 Prozent der Patienten nicht mehr davon betroffen sind, weil sozusagen das Recht des Arztes besteht, das Medikament direkt vorzuschreiben, vor allem für ältere und chronisch kranke Menschen. Wir sind mit dem Kompromiss also sehr viel weiter. Ich frage mich schön langsam, ob da nicht die Suppe teurer ist als das Fleisch, um das Wienerisch auszudrücken. Nachdem der Kompromiss beziehungsweise die Ausnahme schon fast zum Regelfall geworden ist, wird sich ohnehin am Ende des Tages die Frage stellen, was das soll. 

Es gibt natürlich sehr unterschiedliche Beispiele über die Wirkungsweise im Hinblick auf Medikamenteinsparungen, und zwar Einsparungen im Sinne von Verringerung des Zuwachses und nicht von tatsächlicher Mittelreduzierung. Wenn Sie das Beispiel von Deutschland heranziehen, dann werden Sie sehen, dass dieser Weg, der offensichtlich auch in Österreich begangen werden soll, sehr wirkungslos war, weil es unzählige Ausnahmen gab. Beim schwedischen oder – korrekterweise – skandinavischen Modell gab es hingegen sehr wohl sozusagen kostensteigerungsdämpfende Auswirkungen, und darüber kann man selbstverständlich auch diskutieren. 

Die Landeshauptleute, die Sie aufgezählt haben, haben aus unterschiedlichen Gründen ihren Protest angekündigt. In nahezu allen Fällen, die Sie aufgezählt haben, mit Ausnahme des Kärntner Landeshauptmanns, ging es überhaupt nicht um die Frage der Kostenverlagerung, sondern um die Strukturreform, also um diese so genannten Machtfragen, ob zum Beispiel die Arbeitnehmervertreter oder die Arbeitgebervertreter jetzt im Kontrollausschuss überstimmt oder nicht überstimmt werden können oder wie weit die Weisungsrechte des Kontrollausschusses gehen, ob es da nur um ein Benchmarking oder eine Empfehlung geht oder tatsächlich Anordnungen getroffen werden können. In Salzburg hat man beispielsweise verkündet, dass in Zukunft die Entscheidung, ob die Putzfrau in der Gebietskrankenkasse angestellt wird, von der Zustimmung des Kontrollausschusses abhängig ist. – Das ist vollkommener Unsinn! Das liegt in der Nähe der Schildlausargumentation der FPÖ anlässlich des EU-Beitrittes.

Es gibt also viele Motivationen, und man hat offenbar nahezu wissentlich Argumente verwendet, von denen man weiß, dass sie falsch sind, um in dieser Auseinandersetzung halt auch irgendwo öffentlich punkten zu können, zumeist angeregt durch die jeweiligen Obleute der Gebietskrankenkasse in den jeweiligen Ländern. – Das ist die Wahrheit.

Ein einfaches Wort zum Konsultationsmechanismus: Der Konsultationsmechanismus kann dann ausgelöst werden, wenn eine Gesetzesvorlage dem Ministerrat vorgelegt wird, bei der eine klare Benachteiligung für die Länder herauskommt. Diesfalls sind die drei Konsultationsmechanismen zu einem Zeitpunkt ausgelöst worden, zu dem es noch gar keinen Gesetzesentwurf gegeben hat. Im Hinblick darauf frage ich mich, wogegen dieser Konsultationsmechanismus eigentlich ausgelöst wurde!

Und der Herr Landeshauptmann von Kärnten hat noch eins draufgesetzt, indem er gemeint hat, dass damit diese Reform gestoppt ist. – Der Konsultationsmechanismus kann keine Reform und kein Gesetzesvorhaben stoppen! Der Konsultationsmechanismus kann lediglich eine Verhandlungsnotwendigkeit zwischen dem Bund und den Ländern über die finanziellen Auswirkungen, die es in diesem Zusammenhang gibt, signalisieren.

Es geht also überhaupt nicht darum, ob ich irgendjemandem die Mauer gemacht habe. Vielmehr habe ich meinen scharfen Blick auf die Interessen der Wiener Patienten und Patientinnen in Wien fokussiert und habe gemäß ihren Interessen gehandelt.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Pilz stellt die nächste Zusatzfrage. – Bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Alle namhaften Experten und Expertinnen sind sich einig, dass man, wenn man von einer nachhaltigen Gesundheitsreform sprechen möchte, auch die Länder und die Spitalserhalter mit einbeziehen muss.

Mein Eindruck war, das man sich von Länderseite und auch in Wien diese doch sehr heftig geführte Debatte zwischen den verschiedenen Playern betreffend die eigenen Reformnotwendigkeiten quasi ein bisschen aus der ersten Reihe fußfrei angeschaut hat.

Würde man das ernst nehmen und Nägel mit Köpfen machen, dann müsste man doch sagen, dass eine Finanzierung aus einer Hand und eine zentrale Steuerung genau das bewirken würde, was Sie selbst jetzt als Kritikpunkt formuliert haben, nämlich dass die Patientenströme vom niedergelassenen Bereich in die Ambulanzen umgeleitet werden. Wenn man all das nicht möchte, sondern wenn man möchte, dass es die beste Versorgung für alle gibt, dann müssten die Länder das ihrige tun. 

Herr Landeshauptmann! Ich frage Sie: Sind Sie bereit, die Budgetmittel für die Spitalsfinanzierung in eine zentrale Steuerungsorganisation einzubringen, damit man den niedergelassenen Bereich und den Spitalsbereich aus einer Hand steuern kann?

Präsident Johann Hatzl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! Nur wenn man mich politisch entmündigt, würde ich das tun! Würde ich befürworten, rund 2 Milliarden EUR in einen bundesweiten Topf einzuzahlen und nachher nicht das Geringste mitentscheiden und mitbestimmen zu können, was die Spitalsversorgung betrifft, dann müsste ich, mit Verlaub gesagt – man soll im Landtag immer schön sprechen, deshalb suche ich jetzt so dringend ein Wort – voll meschugge sein!

Der Vorschlag, der schon im Frühling gekommen ist, hat einen relativ einfachen Hintergrund, und dieser heißt: Verbundlichung – „Verstaatlichung“ kann man ja nicht sagen – des gesamten Gesundheitswesens. Über den Vorschlag, dass es nur mehr eine Gebietskrankenkassa in Österreich gibt und die Länder-Gebietskrankenkassen aufgelöst werden, kann man zweifelsohne diskutieren. Alle Spitäler würden dann Staatsspitäler werden, und die Länder sollen dazu zahlen. – Darüber kann man diskutieren. Das ist aber absolut nicht mein Vorschlag und Konzept. So stelle ich mir das mit Sicherheit nicht vor!

Nichtsdestotrotz werden die Länder mit dem Bund über die Frage der Spitalsfinanzierung, die einen anderen Teil des Gesundheitsfinanzierungskonzeptes darstellt, natürlich reden müssen. Das tun sie auch, denn wie Sie sicherlich wissen, ist im Finanzausgleichspaktum natürlich nicht nur der Finanzausgleich im engeren Sinn, also die Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesmittel, enthalten, sondern es geht dabei auch um andere Fragen wie etwa um die Wohnbauförderung, um die Spitalsfinanzierung, um die Schule, die wir hier oft genug diskutiert haben, und insbesondere auch um die Lehrerstellen und so weiter. Es wird hier in einem Paket diskutiert, und nur so sind diese Dinge auch zu lösen.

Auch beim letzten Finanzausgleich war die Frage der Spitalsfinanzierung ein wesentlicher Verhandlungsgegenstand. Der Finanzausgleich ist mit Jahresanfang in Kraft getreten, und die Diskussion, die zur Frage der nachhaltigen Sicherung der Gesundheitsfinanzierung geführt wird, läuft darauf hinaus, dass man vier oder fünf Monate später das gesamten Finanzausgleichspaktum wieder aufschnüren soll. Das halte ich nicht für gut. Man kann hinsichtlich der Sicherung der Finanzierungsmöglichkeiten für die Krankenkassen in der Folge selbstverständlich mit den Ländern reden. Die Länder haben nie Gesprächsverweigerung betrieben, sondern haben sich diesen Diskussionen permanent gestellt. Ich erinnere an die unzähligen Diskussionen über einen bundesweiten Spitalsplan und ähnliche Dinge. Wir werden das sicherlich auch in Zukunft tun. Aber ich bitte wirklich um intellektuellen Dispens betreffend den Vorschlag der GRÜNEN auf Verbundlichung des Spitalswesens. Das wollen wir ganz sicher nicht!

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Sie haben sehr richtig gesagt, dass es in diesem Zusammenhang nicht um eine Gesundheitsreform, sondern um die Krankenkassenfinanzierung geht, und zwar handle es sich hiebei um keine nachhaltige Lösung, sondern es gehe nur darum, dass man jetzt wieder über die Runden kommt.

Angeblich stand bei der gesamten Diskussion in den letzten Wochen immer der Patient im Mittelpunkt. Wenn man aber ein bisschen genauer zuhört, dann hat man den Eindruck, dass er eigentlich allen im Weg gestanden ist. Dieses Eindrucks konnte man sich nicht erwehren.

Jetzt komme ich zurück nach Wien. – Mit der neuen Spitalsfinanzierung hat man die präoperative Diagnostik geschaffen, was zur Folge hat, dass der Patient, wenn er ins Spital kommt, sich schon allen Untersuchungen unterzogen haben muss. Was heißt das? – Das bedeutet für jeden Patienten, der operiert werden soll, dass er vorher einmal zum Hausarzt gehen muss. Das ist ein Weg. Aber dann muss er auch ins Labor, zum Röntgen und vielleicht noch zu einer anderen Untersuchung. Davon wären dann natürlich sehr viele alte gebrechliche Menschen betroffen, die durch ganz Wien fahren müssten, um die notwendigen Untersuchungen vornehmen zu lassen. 

Sie wissen genau so gut wie ich, warum das so ist: Weil sich das Land auf Kosten der Patienten Geld sparen will und der niedergelassene Bereich von der Gebietskrankenkassa zu bezahlen ist. 

Ich frage Sie: Wie können Sie das gegenüber den Bürgern rechtfertigen? Sie als Landeshauptmann wollen natürlich für die Bürger Wiens die beste, aber auch die unkomplizierteste Behandlung. Wie können Sie dann rechtfertigen, dass die Leute ständig durch ganz Wien geschickt werden?

Präsident Johann Hatzl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Diese Information ist von mir zu hinterfragen, denn sie widerspricht sowohl der Statistik als auch meinen persönlichen Erfahrungen.

Sie widerspricht der Statistik, weil nirgendwo zu erkennen ist, dass es hier zu Kostenreduktionen gekommen wäre. Die Zahl der Ambulanzbesucher in den städtischen Spitälern ist sogar gestiegen. Es gibt in Wien nur ein einziges Krankenhaus, in dem die Ambulanzzahlen gesunken sind, nämlich das Hanusch-Krankenhaus. In allen anderen städtischen Spitälern sind die Ambulanzzahlen gestiegen. Ich kann also nirgendwo eine Auslagerung erkennen.

Ihre Information widerspricht aber auch meinen persönlichen Erfahrungen, die ich im familiären Bereich gemacht habe. Selbstverständlich wurden in Vorbereitung einer Operation die notwendigen Diagnoseschritte im Krankenhaus selbst vorgenommen, und zwar ohne Intervention. Letzteres sage ich, weil Sie möglicherweise jetzt wieder behaupten werden, dass man natürlich Familienangehörige des Bürgermeisters nicht zu Untersuchungen herumschicken wird.

Ich werde mich erkundigen, ob das, was Sie hier geschildert haben, in der Tat die Realität ist. Ich meine, dass das grundsätzlich von Fall zu Fall zu entscheiden ist. Ich habe durchaus Verständnis dafür, dass man vorbeugende Untersuchungen oder die einer Operation vorausgehende Analytik auch in entsprechenden Labors oder bei niedergelassenen Ärzten vornehmen lässt. Ich bin aber der Auffassung, dass die notwendigen Untersuchungen natürlich im Krankenhaus selbst vorzunehmen sind, wenn Patienten nur schwer oder gar nicht in der Lage sind, sich diesen Untersuchungen im niedergelassenen Bereich zu unterziehen.

Ich kann Ihre Kritik nur eingeschränkt verstehen, weil Sie das Ganze lediglich vor dem Hintergrund der Ökonomie sehen. Gerade von Ihnen und aus Ihren Reihen höre ich immer wieder, dass man die niedergelassenen Ärzte und den extramuralen Bereich entsprechend fördern soll. Im Hinblick darauf kann ich Ihren Vorwurf, ehrlich gesagt, nicht nachvollziehen! Vielleicht bin ich dazu intellektuell nicht in der Lage, aber ich kann den Vorwurf jedenfalls vor diesem Hintergrund nicht nachvollziehen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie haben selbst ausgeführt, dass es in institutioneller Hinsicht eine wesentliche Änderung gibt, dass nämlich die Macht im Hauptverband zugunsten der Wirtschaftskammer verschoben wird. – Es spiegelt halt auch die realen Machtverhältnisse in der Bundesregierung wider, dass es zwar einen roten Bundeskanzler gibt, dass aber andere in dieser Republik regieren, und zwar vor allem die Wirtschaft. Allein aus diesem Grund ist es für mich unverständlich, wie Sie da zustimmen können!

Substanziell gehört in dieses Haus allerdings die Verschiebung der Finanzierung zu Lasten der Länder. – Herr Landeshauptmann! Die Oberösterreicher haben sich zum Beispiel ausgerechnet, dass dieses Reformpaket, das die Krankenkassen und eine reine Bundesmaterie betrifft, das oberösterreichische Budget mit 7 Millionen EUR belastet. Wenn man diese Berechnung für Wien anstellt, dann sieht man, dass das Wiener Budget durch dieses Krankenkassen-Sanierungspaket mit 10 Millionen EUR an Mindereinnahmen belastet wird. Ich verstehe daher nicht, warum Sie das so kleinreden! Ich meine, 10 Millionen EUR weniger im Wiener Budget sind ein Grund, den Konsultationsmechanismus auszulösen!

Ich frage Sie daher noch einmal: Warum haben Sie nicht so wie andere Länder den Konsultationsmechanismus ausgelöst? Es geht hier ja einerseits aus parteipolitischer Sicht um einen neuen Umfaller in der Bundesregierung, und andererseits geht diese Reform aus finanzieller Sicht substanziell zu Lasten der Länder. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das kann ich überhaupt nicht nachvollziehen! 

Erstens gibt es in Oberösterreich keine Rechnungen, sondern Kostenschätzungen. Man hat gesagt: Wenn die Krankenkassa so und so viele Ordinationen auflöst, dann werden mehr Leute in die Ambulanzen gehen. Da ist nicht eingerechnet, dass sie zu anderen niedergelassenen Ärzten gehen. 

So ist man zu dieser Kostenschätzung gekommen. Über diese Kostenschätzung ließe sich eine ganze Menge sagen. Ich sage jetzt einmal nur – freundlich wie ich bin –: Das ist eine Schätzung. Und diese Schätzung auf Wien umzulegen, ist natürlich eine andere Geschichte. Aber selbst wenn ich das nachvollziehen würde, was Sie hier an Zahlen nennen, dann wären bei einem zusätzlichen Volumen von fast eineinhalb Milliarden Euro für die Krankenkasse bis 2012 diese 10 Millionen EUR – sagen wir es einmal freundlich – nicht die Welt! Diese 10 Millionen stimmen allerdings nicht. Das sage ich, damit wir uns später nicht in diverse Diskussionen verwickeln.

Zu den so genannten Machtfragen. – Nicht böse sein: Als Ihre Partei mit der ÖVP in der Regierung war, hat man eine Strukturreform gemacht, gemäß welcher in der Tat die Arbeitgeber die Mehrheit im Hauptverband hatten. Diese Reform geht jetzt in die andere Richtung, nämlich in Richtung Parität von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Niemand kann den anderen mehr überstimmen. Es besteht sozusagen der Zwang zur Einigkeit. Und das soll jetzt für die Arbeitnehmer schlechter sein als das, was Sie in Ihrer Regierungszeit gemacht haben? Das kann ich nicht nachvollziehen, tut mir leid! Und wenn ein sozialdemokratischer Gebietskrankenkassenobmann das Gegenteil davon behauptet, wird es nicht richtiger, nur weil er Sozialdemokrat ist. Tut mir leid! Das ist so.

Und daher sage ich hier noch einmal: Mir ist es wichtig, dass diese finanzielle Sicherung bis 2012 bei den Krankenkassen gewährleistet ist. Und die Machtspielchen, die kann man schon spielen. Ich bin lang genug in der Politik, um das zu verstehen. Das kann ich nachvollziehen. Aber irgendwann muss Schluss sein, denn da geht es tatsächlich um den Patienten und um die Sicherung der Finanzierung der Krankenkassen. Irgendwann muss Schluss sein! Und so sehr ich manche Ärzteargumente ehrlich nachvollziehen kann, so wenig gelingt mir das ab einem bestimmten Zeitpunkt bei den Machtspielchen von Politikern im Hauptverband selber.

Daher kann ich abschließend nur noch einmal sagen: Ich werde alles dazu beitragen, dass die finanzielle Sicherstellung der Krankenkassen gewährleistet ist, dass die Machtspielchen beendet werden und dass man sich mit den Ärzten arrangiert. – Danke. 

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Frage (FSP - 02467-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Pilz gestellt und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Das Land Wien hat im Dezember 2007 mit dem Bund eine Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens für die Jahre 2008 bis 2013 abgeschlossen. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie in Umsetzung dieser Vereinbarung zur dringend notwendigen Reformierung des Wiener Gesundheitswesens ergreifen?) 

Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Die von Ihnen angeführte 15a-Vereinbarung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens ist, wie Sie alle wissen, eine Vereinbarung, die zwischen dem Bund und allen Ländern getroffen wurde, und zwar betreffend grundsätzliche Fragen der Organisation, aber – und auch das ist nicht neu – vor allem betreffend Finanzierung des Gesundheitswesens.

Mit dieser 15a‑Vereinbarung, die im letzten Oktober fertig verhandelt wurde, konnte das hohe medizinische Niveau in den Wiener Spitälern, aber auch in den anderen Spitälern sichergestellt werden.

Darüber hinaus – und darauf zielt Ihre Frage ab – wurde das hohe Niveau aber auch in der konkreten 15a-Vereinbarung über die Finanzierung der Fonds-Krankenanstalten, vor allem über die Weiterentwicklung der Planung im ambulanten Bereich, was ich für einen ganz wichtigen Punkt für die Forcierung der Qualitätsarbeit halte, und über die integrierte Planung der Strukturpläne der Länder beschlossen.

Dass ein System wie das Gesundheitssystem permanent weiterentwickelt werden muss – Sie sprechen davon, dass es reformiert werden muss –, ist selbstverständlich. Es ist klar – ich glaube, insofern sind wir nicht unterschiedlicher Meinung –, dass man nie den Punkt erreicht haben wird, an dem man sagt: Jetzt sind wir fertig, jetzt lehnen wir uns zurück und beschäftigen uns nicht mehr damit. Da muss es natürlich eine kontinuierliche Planung geben, weil es den medizinischen Fortschritt gibt, sich aber auch die Ansprüche ändern.

So erwähne ich zum Beispiel, dass wir das neue Krankenhaus Wien Nord – ich komme dann noch darauf zu sprechen – nur mehr mit Ein- und Zwei-Bett-Zimmern ausstatten. Wir setzen hier also neue Standards. Vor zehn Jahren hätte man gesagt: Es wird sicherlich kein Haus mit Ein- oder Zwei-Bett-Zimmern geben. – Die Standards und Ansprüche auf diesem Gebiet entwickeln sich, wie gesagt, weiter.

Mir ist dabei ganz besonders wichtig, dass dieser Prozess in enger Zusammenarbeit und Kooperation mit dem Krankenanstaltenträger, mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund, aber auch mit den Sozialversicherungen, allen voran der Wiener Gebietskrankenkassa, erfolgen muss. Wir hatten in einigen Bereichen schon schöne Erfolge miteinander. Ich erinnere an das Stichwort Dialyse. Ich führe das jetzt nicht aus, weil wir wissen, worum es dabei geht. Ich hoffe daher – und komme damit mit einem Satz zur Beantwortung der vorigen Frage –, dass die Sicherstellung der finanziellen Mittel für die Gebietkrankenkasse auch eine Voraussetzung ist, dass man weitere Projekte miteinander machen kann.

Ich möchte gern auf einige Punkte, die sich jetzt wirklich konkret aus der 15a-Vereinbarung ergeben, eingehen, in denen es schon ganz konkrete Arbeiten unter Wiener Beteiligung gibt. Es geht ganz besonders um konkrete Strukturvereinbarung in drei Bereichen.

Einerseits geht es um die Evaluierung und Weiterentwicklung im LKF-System. Wir sehen bei jeder Abrechnung, dass die Problematik darin liegt, dass sich das LKF-System langsamer entwickelt als die Realität, was teilweise dazu führt, dass es auch zu Belegungen kommt, die nicht notwendig wären, und zwar zum ökonomischen Nachteil des Wiener Krankenanstaltenverbundes oder aller anderen Krankenanstalten. Ein ganz wesentlicher Bereich ist auch, dass man zu einer besseren Finanzierung der Ambulanzleistungen findet, die derzeit nur pauschaliert werden. Das wäre im Sinn der Patienten und Patientinnen, weil dann im ambulanten Bereich noch mehr gemacht werden könnte, aber auch im Sinne der Ökonomie der Krankenanstaltenträger.

Zweitens geht es um die ambulante Planung insgesamt, die damit um ein Stückchen weitergebracht wird.

Der dritte Punkt ist die Grundlagenarbeit zum Thema Qualität. Das ist mir deshalb ganz besonders wichtig, weil es seit dem 1.1.2005 ein Qualitätsgesetz gibt. Und Sie wissen so wie ich, dass das ein Bundesgesetz ist, für dessen Vollziehung die Gesundheitsministerin Verordnungen erlassen müsste. Seit dem 1.1.2005 wurden aber keine Verordnungen erlassen, und daher bringen wir uns in diesem Bereich als Wiener Vertreter ganz besonders ein.

Bei der Weiterentwicklung des LKF-Systems geht es ganz besonders um die Weiterentwicklung des Leistungskatalogs. Insbesondere ist hier wichtig, dass die Berechnung der Zuschläge für Mehrfachleistungen im neuen Leistungskatalog auf neue Beine gestellt werden. Sie wissen, dass das auch immer ein Problem war. Ganz besonders wichtig ist es auch, zu überprüfen, ob die Finanzierung durch das LKF-System in allen Bereichen so funktioniert, dass damit auch so gesteuert wird, wie wir steuern wollen. In vielen Bereich ist das nicht der Fall, daher ist das ein ganz wichtiger Punkt. Es gibt eine Arbeitsgruppe unter massiver Wiener Beteiligung, in der es genau darum geht, dieses System zu evaluieren. Seitens der Länder wurden drei Teilnehmer nominiert, und einer davon ist aus Wien.

Zum zweiten Bereich, nämlich den ambulanten Planungen: Dieser Bereich hängt auch eng mit dem LKF-System in den Spitälern zusammen. Ich habe es vorher schon angeführt: Es geht darum, dass wir keine Pauschalierung wollen, sondern eine konkrete Abrechnung.

Ich weiß, dass ich Ihnen jetzt lauter Informationen gebe, die Sie ohnedies schon kennen, aber Sie haben mich dazu befragt, und daher bekommen Sie auch eine ausführliche Antwort: Im Zusammenhang mit den ambulanten Planungen gibt es Österreich-weit zu wenig Planungsgrundsätze und zu wenig Daten. Man hat sich nämlich insbesondere im ambulanten Bereich bisher immer bemüht, mit der Frage Gesundheitsplanung nicht wirklich etwas zu tun zu haben. – Ich halte das für falsch! Es ist unbedingt notwendig, dass wir da weitermachen.

Im Jänner 2008 wurde eine Arbeitsgruppe gegründet, die ganz konkrete Aufträge hat, und zwar natürlich unter Beteiligung des Landes Wien: Der erste Auftrag betrifft die Schaffung einer allgemeinen Datenbasis, insbesondere die Errichtung von gemeinsamen Datenbanken, auf die man dann auch für die Planung zugreifen kann. 

Als zweiter Punkt ist die Koppelung von Planung und Qualität ganz wichtig. Das sind Zwillinge, die nicht getrennt werden dürfen. Dabei geht es um eine gemeinsame Begriffsdefinition, was eigentlich wo geschehen soll, sowie um eine Darstellung des Ist-Zustands und des Soll-Zustands im Sinne einer Zielplanung.

Diese Arbeitsgruppe hat sich ganz besonders auch mit der während der 15a-Verhandlungen viel diskutierten Frage der ambulanten Gesundheitszentren beschäftigt. Darüber gab es große Aufregung. Ich meine, diese Frage hat weniger für Wien, aber für das flache Land ganz besondere Bedeutung.

Der dritte Punkt, den ich vorher schon als den wesentlichsten Bereich aus der 15a-Vereinbarung angesprochen habe, betrifft die Grundlagen für die Qualität der Arbeit. Hier geht es mir und uns um flächendeckende Sicherung und Verbesserung der Qualität, vor allem um einheitliche Qualitätsstandards, weil eigentlich nicht einzusehen ist, dass die so unterschiedlich sind. Ich nenne immer das Beispiel Bad Aussee. Die haben 350 Operationen im Jahr, und ich hoffe, es sind 350 Blinddarmoperationen, denn sonst wird es ein bisschen schwierig. Wir müssen hier schauen, dass wir Österreich-weit zu einem Qualitätssystem kommen, auf das man sich dann als Patientin und Patient auch verlassen kann.

Darüber hinaus sind wir in enger Kooperation, auch aus der Art 15a-Vereinbarung heraus, mit den Burgenländern und mit den Niederösterreichern, um das, was schon jahrzehntelang die Problematik ist, gemeinsam zu bearbeiten. 

Sie wissen auch, dass wir den Regionalen Strukturplan für Gesundheit in Wien ausgeschrieben haben. Bis Ende des Jahres soll dieser vorliegen. Erstmals ist dieser für den ambulanten und den stationären Bereich gemeinsam ausgeschrieben worden, um erstmals zu versuchen, eine Grundlage für eine integrierte Planung zu haben. 

Darüber hinaus wissen Sie – ich führe das jetzt nicht aus, sondern bringe es nur als Stichwort –, dass wir die größte organisatorische und damit auch inhaltliche Umgestaltung im Wiener Krankenanstaltenverbund vorbereitet haben und die in Umsetzung begriffen ist mit der Errichtung des Krankenhauses Nord.

Ich weiß, dass ich Ihnen jetzt nichts gesagt habe, was Sie nicht ohnehin wissen, aber Sie haben mich gefragt und daher habe ich es gerne beantwortet.

Präsident Heinz Hufnagl: Die nächste Zusatzfrage kommt von Frau Abg Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Komm nicht jetzt ich dran? Oder? Ich möchte auf dem Recht der 1. Zusatzfrage bestehen. Das habe ich, glaube ich, oder? Mein Mikrophon ist an. 

Präsident Heinz Hufnagl: Entschuldigung! Sie haben so recht, Frau Abg Pilz. Sie sind am Wort. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Das ist die Schnittstellenproblematik. Wenn der Vorsitz wechselt, dann kann so eine Information ganz leicht durchfallen. (Zwischenruf von Abg Kurth-Bodo Blind.) Aber ich freue mich sehr, dass Sie natürlich mir das Fragerecht einräumen, und ich kann dem Herrn Kollegen Blind sagen: So ist es in der Gesundheitspolitik. Da ist viel zu bedenken und viel zu bereden, weil es so kompliziert ist. 

Ich möchte aber ganz konkret sein. Frau Stadträtin, Sie haben gesagt, dass der Regionale Strukturplan für Gesundheit zum Jahresende sozusagen in seinen Eckpunkten da sein soll. In der Ausschreibung haben wir sehr kritisiert, dass man die Vorgaben nicht in dem Ausmaß präzisiert hat, wie das für eine politische Steuerung notwendig wäre, und ich möchte in dem Zusammenhang auf den Herrn Bürgermeister zurückkommen, der gesagt hat, irgendwann ist Schluss mit lustig, dann muss es um den Patienten, um die Patientin gehen. Und da haben wir – unbeschadet dessen, dass ich Ihnen sehr recht gebe, dass es viele Schritte gegeben hat, die absolut zur Verbesserung dienen und dass das Krankenhaus Nord in seiner Qualität sicher ein Fortschritt sein wird – Probleme. Wir wissen jetzt aus den Debatten rund um die Untersuchungskommission Psychiatrie, dass es große Versorgungslücken gibt, Versorgungslücken in der Betreuung von psychisch kranken Kindern, in der Versorgung mit Psychotherapie, überhaupt in der Versorgung der Ambulanzleistungen in diesem Sektor.

Ich frage Sie daher: Welche konkreten Maßnahmen werden Sie ergreifen, diese Versorgungslücken zu schließen, damit alle Patienten und Patientinnen Zugang haben? Es kann nicht sein, dass man als Eltern mit einem kranken Kind ein halbes Jahr, ein Jahr oder noch länger auf eine Psychotherapie warten muss.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zu dieser Problematik: Ich zögere jetzt ein bisschen, weil schon Kritik kam, dass ich zu lange antworte, und das, was ich jetzt sage, ist auch insofern redundant, nicht, weil es sozusagen nicht wert wäre, darüber zu reden, aber weil ich es genau an dieser Stelle in der letzten Fragestunde auf eine Frage des Herrn Kollegen Ebinger schon ausführlich dargelegt habe und auch vier Zusatzfragen dazu gestellt wurden. 

Wir haben eine Umstrukturierung und eine massive Verbesserung in der Kinder- und Jugendpsychiatrie in dieser Stadt, die schon im Jahre 2006 vorbereitet und eingeleitet wurde, jetzt auch in vielen Schritten umsetzen können. 

Wir haben am Rosenhügel die Zahl der kinder- und jugendpsychiatrischen Betten von 17 im letzten Jahr auf 28, Stand heute, erweitern können. 

Wir haben eine komplette Stationssanierung dort vorgenommen, die im Kostenfaktor von weit über 300 000 EUR liegt. 

Wir haben erstmals dort vier OPG-Betten für Kinder errichtet. 

Wir haben die Mittel bereitgestellt, und mittlerweile ist auch die Planung im Endstadium, im AKH weitere vier Betten auf der kinder- und jugendpsychiatrischen Klinik unter der Leitung des Herrn Prof Friedrich zu errichten. 

Wir haben, um im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie die Ausbildung von Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiatern, die ja alle auch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sind, noch mehr zu forcieren, eine große Zahl an zusätzlichen – nämlich alles, was möglich ist auf Grund des Ärzteausbildungsgesetzes – Ausbildungsstellen geschaffen sowie den psychosozialen Dienst mit eingebunden und auch Ärztedienstposten. Sie wissen, dass die Ärztedienstposten im AKH grundsätzlich Bundesdienstposten sind. Ich habe aber entschieden, dass für die Ausbildung von Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiatern städtische Dienstposten dorthin wandern.

Wir haben darüber hinaus entschieden – auch das habe ich hier und in anderem Rahmen schon dargestellt –, dass wir im Krankenhaus Wien Nord eine dritte kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung errichten werden. 

Wir arbeiten eng zusammen mit dem kinder- und jugendpsychiatrischen Ambulatorium des SOS-Kinder-
dorfes. Ich war erst vor 14 Tagen das letzte Mal bei Dr Müller, und wir haben umfassende Kooperationsgespräche geführt. 

Wir haben die kinder- und jugendpsychiatrische Tagesklinik des PSD in Liesing unter StRin Pittermann eröffnet. 

Darüber hinaus haben wir die Problematik – und auch hier verweise ich auf die Beantwortung des Herrn Bürgermeisters zur vorigen Frage –, dass die Situation, dass es zu wenig Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und ‑psychiater im niedergelassenen Bereich gibt, die eine Sache ist – bei Therapeutinnen und Therapeuten weniger –, dass aber die Tatsache, dass die Wiener Gebietskrankenkasse hier nicht ausreichend finanziert, nicht aus Bösartigkeit geschieht, sondern aus Mangel an Mitteln. Es kann, wenn die Sicherheit besteht, dass es zusätzliche Mittel gibt, durchaus sein, dass auch das gemacht werden kann. Das ist nur eine Frage – Sie wissen das ganz genau –, die nicht in die Entscheidung des Landes und der Stadt Wien fällt. 

Ich verweise auch darauf – ich sage das noch einmal redundant, weil wir das vor vier Wochen genauso diskutiert haben mit dem Institut für Erziehungshilfe –, dass die Stadt Wien ein Angebot für Kinder, die Psychotherapie brauchen, hat, das es in keiner anderen Stadt in dieser Art und Weise gibt, wie es in Wien der Fall ist.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Korosec. Ich bitte darum.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landesrätin!

Sie haben in der letzten Zeit ja sehr viele Jubelmeldungen gebracht, gerade was das Krankenhaus Nord betrifft, und wir hoffen alle, dass das ein so tolles Krankenhaus wird, aber da gehen ja noch viele Tage ins Land, und wir müssen uns natürlich auch mit den Problemen beschäftigen, die es jetzt gibt, denn davon sind ja die Menschen jetzt betroffen.

Da gibt es auch ein Strukturproblem, das sehr massiv ist, und das ist die Akutgeriatrie. Sie wissen – Sie kennen die ÖBIG-Studie, die ja nicht neu ist, sondern die schon seit Jahren bekannt ist –, dass in Wien nach wie vor ein Drittel der akutgeriatrischen Betten fehlt. Das hat massive Auswirkungen auf alte Menschen, aber abgesehen vom menschlichen Faktor kostet es auch Geld. Das heißt nämlich, dass Menschen viel früher dann in ein Pflegeheim müssen, als es notwendig wäre. Wenn sie akutgeriatrisch behandelt würden, könnten sie wieder nach Hause kommen.

Und jetzt frage ich Sie: Was haben Sie da vor? Welche Maßnahmen werden Sie setzen? Können Sie uns das sagen, bis wann sozusagen dieser ÖBIG-Plan erfüllt sein wird.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben hier, allein wenn ich mir die letzen sieben Monate anschaue, einige sehr wesentliche Schritte gesetzt. Der erste war die Fertigwidmung des Sophienspitals, der zweite die Umwandlung und Einrichtung einer akutgeriatrischen Station im Donauspital, der dritte die Einrichtung einer akutgeriatrischen Abteilung im Wilhelminenspital. Das war alles in den letzten sechs Monaten, und genau in diesen Bereichen müssen wir weitermachen. 

Ich widerspreche Ihnen gar nicht, dass das ganz besonders notwendig ist, aber – und das ist auch ein ganz wesentlicher Punkt, der eng mit der Problematik der Gesundheitsfinanzierung auf der einen Seite und der Pflegefinanzierung auf der anderen Seite zu tun hat; weil Sie aus dem Fach kommen, wissen Sie es, ich sage es mehr für das Protokoll – es ist natürlich so, dass die Abgrenzung zwischen Akutgeriatrie und Pflegebereich eine ist, die in Wahrheit, ich weiß nicht, so irgendwie mit der Schere gemacht wurde, die aber oft gar nicht richtig ist. Daher gebe ich hier auch die Forderung nicht auf, und wir arbeiten daran – ich weiß, dass das jetzt nicht ganz geschwind realisiert werden kann, aber wir sind schon mitten drin –, im Pflegebereich zu einer anderen Finanzierung zu kommen. 

Sie wissen es ganz genau, dass ja Menschen, die im Pflegebereich sind, dort dieselbe Mobilisierung bekommen wie in der Akutgeriatrie. Und obwohl wir schwerste Pflegefälle in unseren Geriatriezentren haben, können mittlerweile über 22 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die in Geriatriezentren kommen, diese wieder verlassen, weil sie so gut mobilisiert werden. Also wenn man es ganz streng nimmt, müsste man eigentlich sagen, da gehört vielleicht ein Teil in die Akutgeriatrie. 

Ich sehe es weniger in der Problematik des Vorhandenseins von Plätzen, denn alle Menschen, die akutgeriatrische Betreuung brauchen, bekommen sie auch. Nicht immer in einem Bereich, der sozusagen für Menschen, die das niedergeschrieben haben, Akutgeriatrie heißt, denn die bekommen es halt dann im Geriatriezentrum. Und da ist das Hauptproblem, dass wir eine Schnittstelle der Finanzierung haben.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Ebinger. Ich bitte darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin! 

Wenn wir über den Finanzausgleich reden, dann fällt einem natürlich auch die Gesundheitsreform, die jetzt bis zu Streikszenen in aller Munde ist, ein, und es ist auch ein Zusammenhang zur letzten Frage, die der Herr Landeshauptmann hier beantwortet hat. Klarerweise geht es um die nachhaltige Sicherung der Krankenkassen, aber eines kann ich, wenn ich das einleitend feststellen darf, nicht nachvollziehen, doch für uns ist das auch essentiell. 

Wir glauben, dass eine echte Reform nur dann funktionieren kann, wenn sie auf alle Teile gleichzeitig angewandt wird. Es kann nicht so sein, wie das leider in unserem System immanent ist, dass zur Einsparung im extramuralen Bereich der intramurale Bereich dient, sozusagen wie beim Florianiprinzip, abgesichert bis 2013. Da passiert einmal gar nichts. Sie haben sich ja auch noch nicht wahnsinnig geäußert in dieser Frage, außer heute vorhin. So viel haben Sie zu dem Thema noch nie gesagt. 

Und wenn der Herr Landeshauptmann zum intellektuellen Dispens bittet auf Grund der Frage der Frau Pilz, dass es zu einer Verbundlichung kommt, dann, muss ich sagen, ist er auch nicht so flexibel im Denken, denn die Verbundlichung ist sicher heute die beste aller Lösungen. Warum nicht eine Verländerung? Wichtig ist ja nur, dass intra- und extramuraler Bereich aus einer Hand finanziert werden, damit dieses Konkurrenzverhältnis aufhört.

Jetzt haben wir vorhin lange gehört, was Sie im Rahmen der 15a-Vereinbarung alles planen. Da planen Sie unter anderem die Weiterentwicklung der Ambulatorien. Wenn das eintritt, was jetzt beschlossen wird, dass man Verträge der Ärzte unter Umständen nach fünf Jahren im Rahmen der Qualitätskontrolle nach irgendwelchen Kriterien evaluiert, steht zu befürchten, dass ein höherer Ansturm auf die Ambulatorien speziell stattfinden wird, als das jetzt schon der Fall ist. Es ist jetzt schon so, dass sie überfüllt sind. Die Frau Kollegin Pilz hat Psychotherapie, glaube ich, angesprochen, aber auch die Kinderpraxen sind jetzt schon heillos überfüllt und die Kinderambulatorien sind auch heillos überfüllt, um nur ein Beispiel aus der Kindermedizin zu nehmen. 

Was planen Sie, um dem, was jetzt auf Grund der bevorstehenden Reform an Auswirkungen zu erwarten ist, zu begegnen? Welche Maßnahmen planen Sie, um den weiteren Ansturm in die jetzt schon überfüllten Ambulatorien irgendwie hintanzuhalten oder zu lenken? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Also ich denke, dass eine ganz, ganz wesentliche Voraussetzung dafür die gemeinsame Planung des ambulanten und stationären Bereiches ist, worum wir uns in Wien auch bemühen, indem wir eben erstmals diese Planung gemeinsam angehen. Das wird jetzt nichts sein, wo man sagen kann, nächstes Jahr sind schon Auswirkungen da, aber es geht einmal darum, anders zu denken, nämlich integriert zu denken. 

Die Problematik, wieso die Menschen in Ambulanzen gehen, ist sicher multifaktoriell zu sehen. Eine Ursache liegt aber schon ganz stark darin, dass der niedergelassene Bereich zum Teil Öffnungszeiten hat, die einfach unpraktikabel sind. Denn wenn ich von Freitag Nachmittag bis Montag Vormittag in der Regel keinen Kinderarzt oder keine Kinderärztin finde oder die nach 17 Uhr nicht mehr ordinieren, dann ist es selbstverständlich und logisch und klar, dass die Menschen mit ihren Kindern, auch mit Krankheitsbildern, die nicht spitalsnotwendig sind, ins Spital gehen. 

Daher glaube ich, dass es vor allem im ambulanten Bereich notwendig ist – und das tun ja Ärztinnen und Ärzte auch, und das ist auch eine Art des Zusammenschlusses, der sogar von der Ärztekammer unterstützt wird –, Gruppenpraxen zu machen, wo mehrere Ärzte miteinander dieselben Disziplinen oder auch verwandte Disziplinen betreuen, um hier auch längere Öffnungszeiten möglich zu machen. Das ist meines Erachtens nach ein wesentlicher Punkt. 

Der zweite wesentliche Punkt ist die Qualitätssicherung. Offensichtlich ist das Vertrauen der Wienerinnen und Wiener in die Wiener Spitäler zu Recht ein sehr, sehr hohes, denn sie sind der Meinung, wenn sie in die Spitalsambulanz gehen, sind sie auf jeden Fall medizinisch hervorragend betreut. Dessen sind sie sich vielleicht da oder dort im niedergelassenen Bereich nicht so sicher. Das, was jetzt geplant ist, nämlich verstärkt eine Qualitätssicherung hineinzubringen, ist sicher auch ein Schritt in die richtige Richtung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage kommt von der Frau Abg Dr Pilz. Ich bitte darum.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke. – Ich habe herausgehört, dass du dich wunderst, dass ich jetzt sozusagen noch einmal auf das Thema Kinderpsychiatrie und ‑psychotherapie zurückkomme. Ich tue es deshalb, weil die Probleme trotz all dieser Leistungen, die wir jetzt nicht noch einmal aufzählen müssen, nicht gelöst sind. Denn was sagt man den Eltern, die jetzt und heute und auch künftig warten werden auf Psychotherapie und Therapiemaßnahmen grundsätzlich? 

Und über die Erwachsenenversorgung in diesem Bereich hast du nicht gesprochen. Wir wissen, dass in der Psychotherapie die Sigmund-Freud-Universität mittlerweile aus Eigeninitiative eine große Versorgungsverantwortung übernommen hat, weil in Wien schlicht zu wenig Psychotherapie angeboten wird. Und das kann und darf dir als Gesundheitsstadträtin nicht egal sein. 

Wir wissen allerdings auch, dass der therapeutische Bereich im stationären Sektor mangelhaft ist. Da hat in der Untersuchungskommission Oberarzt Zeyringer darüber gesprochen, dass man seit 1998 darauf hinweist, dass die Therapeuten und Therapeutinnen im Otto-Wagner-Spital in der Psychiatrie dringend nachbesetzt werden sollen, da es bei Ergotherapie und anderen Therapiemaßnahmen, auch Psychotherapie, einen Mangel gibt, sodass es gar nicht möglich ist, dass die Ärzte und Ärztinnen, die zwar ausgebildet sind, das alles tun, weil sie nämlich ohnehin mit ihren anderen Aufgaben so überfordert sind. 

Ich frage dich jetzt: Welche konkreten Maßnahmen wirst du setzen, um im Therapiebereich, sowohl in der Psychotherapie als auch im stationären Bereich, Abhilfe zu schaffen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! Dieses Spiel ist mittlerweile bekannt und deswegen auch nicht mehr besonders originell, dass Sie behaupten, mir wäre etwas egal, und dann der Meinung sind, je öfter Sie das sagen, desto eher wird es irgendwann sozusagen schon einmal so sein, dass mir etwas egal sein wird. Das ist nicht der Fall, und daher setzen wir auch alle diese Maßnahmen, die wir gesetzt haben. 

Tatsache ist auch, wenn Sie behaupten, dass es Versorgungsengpässe im psychiatrischen Erwachsenenbereich gibt, wie Sie in Ihrer Rede vor der Frage gesagt haben, dann sage ich Ihnen, die gibt es nicht. Jeder, der in dieser Stadt psychiatrische Unterstützungshilfe braucht, bekommt sie auch. 

Tatsache ist auch, dass die Sigmund-Freud-Universität hier eine große Leistung erbringt, wie andere auch, dass die Sigmund-Freud-Universität das ja aber genau auch braucht für die Ausbildung der StudentInnen, der Studierenden, und ich bin hier mit Herrn Professor Pritz in einem guten Gespräch, der diese Leistung erbringt, aber er tut dies nicht einfach so, sondern weil das ganz besonders notwendig ist, weil sonst die Studierenden ihre Ausbildung nicht machen können. Gerade im Bereich der Therapie gibt es immer wieder Weiterentwicklungen, denen selbstverständlich auch Rechnung getragen wird. 

Tatsache ist aber auch, dass wir auch im therapeutischen Bereich in dieser Stadt im schlechtesten Fall im österreichischen Mittelfeld liegen. Da komme ich wieder zu einem Satz zurück, der das Motto des Gesundheits- und Sozialwesens sein muss: Das Bessere ist der größte Feind des Guten. Aber nicht alles, was nicht das Beste ist, ist gleich ein wirklich ganz dramatisches Problem und ein politischer Skandal. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Stadträtin.

Ich möchte mitteilen, dass Frau Abg Jerusalem ab 11.30 Uhr entschuldigt ist. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02465-2008/0001 - KVP/LM), die der Herr Abg Dr Wolfgang Ulm an den Herrn Landeshauptmann richtet. (Vermehrte Anstandsverletzungen und Lärmerregungen im öffentlichen Raum beeinträchtigen die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener, reduzieren das subjektive Sicherheitsgefühl und machen die Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen wahrscheinlicher. Das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz bestimmt: Wer den öffentlichen Anstand verletzt oder ungebührlicherweise störenden Lärm erregt, ist mit Geldstrafe bis zu 700 EUR, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. Welche Maßnahmen auch legistischer Art werden Sie initiieren, um Wien noch lebenswerter und sicherer zu machen?)
Bitte, Herr Dr Häupl, um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Ich habe mich natürlich mit dem Vorfeld Ihrer relativ allgemeinen Frage beschäftigt, nämlich mit der Feststellung, dass es zu vermehrten Anstandsverletzungen und Lärmerregungen im öffentlichen Raum kommt. Ich habe mir daher, weil mir kein diesbezüglicher Bericht vorgelegen ist und weil auch der Herr Innenminister, mit dem ich mich vor nicht allzu langer Zeit über ein anderes Thema, nämlich die Sicherheitsmaßnahmen im Vorfeld und bei der Europameisterschaft unterhalten habe, im Sinne auch unserer Partnerschaft, die wir unter anderem auch zu diesem Zweck abgeschlossen haben, unterhalten habe, keinerlei Hinweise gemacht hat, folgerichtig bei der Bundespolizeidirektion erkundigt. 

Die hat mir mitgeteilt, dass von ihren Statistiken her gesehen eher das Gegenteil wahr ist. Im Jahr 2006 hat die Bundespolizeidirektion Wien 4 353 Verwaltungsstrafverfahren durchgeführt, 2007 waren es 4 206, und bis 31.5.2008 waren es 1 904 Verwaltungsstrafverfahren. So gesehen kann die Bundespolizeidirektion mit Sicherheit sagen, dass das Ganze eher rückläufig ist und nicht vermehrt auftritt. 

Nichtsdestotrotz, auch 4 000 Verwaltungsstrafverfahren sind immer noch eine ganze Menge, wenngleich es im Vergleich mit anderen Straftaten, vor allem Eigentumsdelikten, natürlich immer noch entsprechend zu relativieren ist. 

Ich will diese Information nicht kleinreden, immerhin habe ich es Ihrer Frage zu verdanken, dass ich überhaupt darüber informiert wurde, was sich in dem Bereich abspielt. Aber einmal mehr kann ich nur darauf verweisen, dass, wenn wir unsere Polizei ordentlich ausstatten – und jetzt rede ich nicht alleine der Polizeigewerkschaft das Wort –, sie dann – davon bin ich überzeugt – die Probleme, die sie in der Stadt hat, die Aufgabenstellungen, die sie in der Stadt hat, ordentlich bewältigen kann und da auch den, sagen wir einmal, relativ kleinen Teil der Verwaltungsübertretungen oder Verwaltungsstrafverfahren entsprechend durchführen kann. 

Ich glaube nicht, dass es notwendig ist – und auf das wird es ja in Ihrer Zusatzfrage dann hinauslaufen –, dass wir hier eigene Organe aufbauen müssen, die notabene dann Bundesrecht vollziehen müssten, denn jeder weiß, dass das Sicherheitspolizeigesetz ein Bundesgesetz ist, dieses Thema betreffend.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage kommt vom Fragesteller Dr Ulm. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich bin ja geradezu begeistert darüber, wie die nonverbale Kommunikation zwischen uns funktioniert, denn natürlich wollte ich genau diese Frage stellen, wie viele Verfahren es in dem Bereich wirklich gegeben hat, aber da es kein Bereich der Landesvollziehung ist, wäre es mir nicht zugelassen worden. Also, idealer geht es wirklich nicht mehr. 

Aber nichtsdestoweniger möchte ich auf dieses ceterum censeo von mir hinweisen, dass ich schon meine, dass zur Kriminalitätsbekämpfung wirklich an allen Rädchen gedreht werden muss und dass da die Gemeinde Wien bei der kommunalen Kriminalprävention vielleicht noch Potenzial hat, um in diesem Bereich mehr zu machen. 

Ich möchte jetzt gar nicht die Polizei kritisieren, indem ich sage, ich habe den Eindruck, es wird bei den Anstandsverletzungen zu wenig eingeschritten, aber Tatsache ist, es gibt Randale in öffentlichen Verkehrsmitteln, es gibt Betrunkene in der U-Bahn-Passage, es gibt Belästigungen von Passanten. Das senkt nicht nur die Lebensqualität in Wien, sondern das geht auch sehr oft Hand in Hand mit gerichtlich strafbaren Handlungen. 

Ich meine, dass es da Potenzial gibt, dass man dieser Problematik noch mehr Augenmerk widmen sollte, weil es eine Schnittstelle ist zwischen Sicherheitspolitik und Sozialpolitik, wo die Gemeinde durchaus ihren Platz hat, denn örtliche Sicherheitspolizei ist laut Bundesverfassung Angelegenheit im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Das haben wir an die Bundespolizeidirektion übertragen, ist okay, aber können wir hier nicht noch mehr machen, um zu mehr Lebensqualität und Sicherheit in Wien beizutragen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bin ja, wie Sie wissen, für konkrete Vorschläge immer sehr offen in diese Richtung, aber ich darf schon darauf verweisen, dass wir, Stadt und Bundespolizeidirektion Wien, gerade in der Analytik mit der Polizei sehr, sehr eng zusammenarbeiten, und wenn sich in dieser Kriminalanalytik bestimmte Hotspots herausstellen sollten, so wie wir jetzt beispielsweise die Praterstern-Ereignisse haben, dann gibt es dort eine sehr, sehr gute Zusammenarbeit. Wie Sie wissen, haben wir das SAM gegründet, also eine sozialarbeiterische Einrichtung, deren MitarbeiterInnen aus meiner Sicht heraus gesehen aus den Erfahrungen vom Karlsplatz her viel gelernt haben und sehr gut arbeiten. Wir haben sie, soweit man das heute beurteilen kann, auch personell sehr gut ausgestattet. Sie sind sehr gut vorbereitet, und sie arbeiten sehr, sehr gut mit der Polizei zusammen. Und was vor allem am SAM wirklich das Gute und Neue ist: Sie sind sehr, sehr flexibel. Das heißt, sie können gemeinsam mit der Polizei auf Veränderungen, die sich aus der Analytik herauslesen lassen, entsprechend reagieren. 

Jetzt gilt auch hier: Das Bessere ist der Feind des Guten. Selbstverständlich bin ich der Auffassung, wenn man gerade im Hinblick auf Kriminalprävention etwas besser machen kann, dann reden wir darüber. Ich bin da sehr offen dafür, das ist gar keine Frage, aber ich denke, dass sich gerade in der Zusammenarbeit zwischen dem sozialarbeiterischen Bereich auf der einen Seite und der Polizei auf der anderen Seite, unbeschadet der verwaltungsmäßigen Zuständigkeit, eigentlich ziemlich Gutes entwickelt hat. Ich bin gerade mit der Flexibilität, aber auch mit der Effizienz eigentlich ganz zufrieden. Aber reden wir darüber, was man noch machen kann – außer die Stadtwache.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Matiasek. Ich bitte darum. 

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich denke doch, dass die – wie Sie es genannt haben – relativ geringe Zahl der Verwaltungsstrafen bezüglich eben Lärm, Anstandserregung und so weiter auch damit zusammenhängt, dass viele Menschen gerade in diesem Bereich – und da geht es halt einschneidend oft um die Lebensqualität; ich sage es jetzt einmal unter Anführungszeichen, nur um die Lebensqualität und nicht jetzt um ein markantes Sicherheitsrisiko – es aufgegeben haben, überhaupt eine Anzeige zu erstatten, weil sie – und das ist sicher auf Grund der angespannten Personalsituation bei der Polizei – mit ihren Anliegen sozusagen nicht weiterkommen oder auch vertröstet oder zurückgestellt werden. 

Als Begründung für diese angespannte Personalsituation bei der Wiener Polizei galten immer die Regierungsjahre davor. Nunmehr ist die Sozialdemokratie seit fast zwei Jahren, sogar führend mit Bundeskanzler, in der Regierung. Herr Bürgermeister, Sie rufen immer wieder nach mehr Polizei, wir tun das ja schon wesentlich länger, auch schon in der Zeit, als es SPÖ-Innenminister gegeben hat. 

Was haben Sie jetzt vielleicht doch schon erreicht – es ist ja Ihre eigene Fraktion, die die Kanzlerfraktion ist –, dass wir doch – und das wird unabdingbar sein für Wien – mehr Beamte bekommen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, das hat was für sich, diese Frage, das muss ich ganz offen sagen. Da ist offensichtlich die dröhnende Stimme eines Bürgermeisters doch ein bisschen effizienter, denn Ihre Rufe nach mehr Polizei in der Zeit Ihrer Regierungsbeteilung haben zu dem Ergebnis geführt, dass es 1 000 Polizisten in Wien weniger gibt. In der Zeit nach Ihrer Regierungsbeteiligung sind es auch nicht rasend viele, aber es sind immerhin um 170 Polizisten mehr. Auch nicht toll, nicht die Welt, aber zwischen 170 Polizisten plus und 1 000 Polizisten minus, da ist es wahrscheinlich auch relativ einfach zu entscheiden, was Effizienzfragen betrifft. 

Also ich sage, wir werden natürlich weiter sehr, sehr konsequent mit dem Innenminister und mit dem Finanzminister darüber verhandeln, dass der Weg, der bescheiden, aber immerhin doch nach Durchschreiten der Talsohle hier nunmehr beschritten wurde, vielleicht eine Spur schneller, forcierter beschritten wird, nachdem uns ja nach der Fußball-Europameisterschaft eine ganze Reihe von so genannten Grenzpolizisten zur Verfügung stehen. Ich gehe davon aus, dass die nicht alle nach Niederösterreich gehen oder dann vielleicht später, nach dem Sonntag, nach Tirol. Also ich gehe davon aus, dass dies nicht der Fall sein wird, sondern dass auch ein personelles Problem in Wien entsprechend gelöst wird. Vielleicht ist das eine gute Zeit und eine gute Idee, dass man das auch forcierter hinkriegen kann.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Mag Maresch. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Jetzt haben wir gehört, dass offensichtlich laut ÖVP und FPÖ mehr Polizei zu mehr Lebensqualität und mehr Ruhe führt. Jetzt gibt es aber in Wien einen Bezirk, und zwar Meidling, genauer gesagt, den 12. Bezirk, wo offensichtlich mehr Polizei zu mehr Lärm führt, und zwar gibt es dort einen Hubschrauberstützpunkt des Innenministeriums. 

Gleichzeitig gibt es aber auch ein Wiener Umgebungslärmschutzgesetz, und das Wiener Umgebungslärmschutzgesetz sagt im § 15, dass weder durch dieses Landesgesetz noch durch Strategische Lärmkarten und Konfliktpläne subjektiv-öffentliche Rechte oder privatrechtliche Rechtsansprüche begründet sind. 

Das heißt, wir haben das Problem – das sieht die ÖVP offensichtlich ganz anders –, dass sozusagen der Hüter der Bürger oder der Bürgerinnen vor dem Lärm tatsächlich die Quelle des Lärms ist. 

Wir haben hier im Gemeinderat einen Antrag gestellt, dass mit dem Herrn Innenminister Platter, der sozusagen der Hüter der Hüter des Lärmschutzes sein sollte, Gespräche aufgenommen werden sollten mit dem Ziel, diese Quelle des Lärms, nämlich den Hubschrauberstützpunkt, abzusiedeln. Vor Kurzem hat uns der Herr Gemeinderatsvorsitzende Schuster eine Beantwortung geschickt, aus der hervorgeht, dass der Herr Innenminister ein Gespräch rundweg ablehnt und sagt, es bleibt, so wie es ist, die Quelle des Lärms bleibt. Der Hüter der Hüter des Lärmschutzes wird weiterhin Lärm erzeugen. 

Deswegen, lieber Herr Landeshauptmann, was werden Sie tun, um die Bürgerinnen und Bürger tatsächlich vom Lärm der Hüter der Hüter des Lärmschutzes zu befreien?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Es hat ja schon was, wenn wir ungebührliche Lärmerregung nunmehr auch auf Polizeihubschrauber ausdehnen. Der kleine Schönheitsfehler bei der Argumentation ist, dass wir es dann auch auf Rettungshubschrauber ausdehnen müssten. Aber das wäre wohl schwer zu argumentieren, denn „Rettungshubschrauber ist guter Lärm“ und „Polizeihubschrauber ist schlechter Lärm“ wird irgendwie nicht ganz schlüssig zu vermitteln sein. 

Nichtsdestotrotz bin ich der Auffassung – ich habe die Diskussion auch sehr genau verfolgt, – dass man natürlich immer wieder überprüfen muss, gerade wenn eine Stadt sich entwickelt, eine Stadt sich erweitert, dass halt nicht nur temporäre Landeeinrichtungen wie jetzt bei der Europameisterschaft, sondern permanente solche Einrichtungen dann auf einmal auf Grund des Wachsens der Stadt mitten in der Stadt oder nahezu mitten in der Stadt herinnen liegen. Das heißt, man soll sich solche Sachen schon auch überlegen. 

Ich habe Verständnis für den Herrn Innenminister, dass er das Gespräch dazu verweigert, denn er hat zur Stunde sicherlich wichtigere Dinge zu tun. Also die Woche erwarten wir auch noch. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.– Die vierte und letzte Zusatzfrage stellt wieder Herr Abg Dr Ulm. Ich bitte darum.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann, Sie erlauben mir eine kurze Replik auf die Stadtwache. Wir haben sie ja schon. (Heiterkeit bei Lhptm Dr Michael Häupl.) Die Frage ist ja nur: Wie fasst man die bestehenden Einheiten zusammen und darf einer ein bisschen nach links oder nach rechts auch noch schauen? Wir haben die Weißkappler, wir haben die Blaukappler, wir haben mittlerweile Orangekappler von der MA 48, diese „Waste Watcher“, wir haben eine Rathauswache, wir haben eine U-Bahn-Aufsicht und, und, und, und, und. (Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Dass ausgerechnet Sie die Schwarzkappler vergessen, das ist schon komisch!) Jö, das ist ein berechtigter Einwand. (Abg Franz Ekkamp: Niemand ist vollkommen!)

Warum soll ein Parkaufsichtsorgan nicht auch hinsichtlich Verunreinigungen seine Augen aufmachen? Das geht es doch nur um die Frage: Was ist praktikabel und was ist sinnvoll? Aber es soll ja keine Stadtwachedebatte sein, sondern ich möchte gern konkret schon darauf hinweisen, dass die Polizei Schwierigkeiten hat beim Vollzug, wenn die Anstandsverletzung nicht näher definiert ist. Bei Betrunkenen gibt es hin und wieder Probleme. Kann man jetzt schon einschreiten, darf man noch nicht? Ist es schon eine Anstandsverletzung? 

Da würden natürlich Alkoholverbotszonen den Polizisten das Leben leicht machen, auch den Wienerinnen und Wienern das Leben leichter machen. In der Opernpassage am Karlsplatz würde es viel bringen. In London zum Beispiel gibt es mittlerweile ein generelles Alkoholverbot in der U-Bahn. Es gibt zwei Möglichkeiten. Man könnte durch Verordnung auf Basis des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes solche Alkoholverbotszonen einrichten oder durch eine ortspolizeiliche Verordnung. 

Wie sehen Sie das? Wie aufgeschlossen stehen Sie dem gegenüber?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Besprechen wir das bei Gelegenheit durchaus detailreicher, aber meines Wissens darf man weder in der U-Bahn noch in der Straßenbahn etwas essen oder etwas trinken, wenn ich es einigermaßen richtig im Kopf behalten habe. Alkoholverbotszonen zu machen, werte ich durchaus auch als eine vernünftige Geschichte, insbesondere im Umkreis von Schulen. Zum Lebensmittelverkauf bei Tankstellen habe ich ohnehin meine eigene Meinung, denn wie man Alkoholverkauf generell mit einer Tankstelle kompatibel macht, ist mir ehrlich gesagt ein Rätsel. 

Nur, was da wieder in Diskussion steht und was da dahintersteht, zum Beispiel einen ganzen Bezirk zur alkoholfreien Zone zu erklären – nein, nicht von Ihnen wahrscheinlich, so lebensfeindlich oder lustfeindlich, so ist es korrekter, sind Sie gar nicht, aber der Vorschlag ist ja auch schon an mich herangetragen worden –, das halte ich, ehrlich gesagt, für einen Blödsinn. Wir leben ja nicht irgendwo in einer skandinavischen Stadt, wo das schon zum Sport wird – wenn ich an Reykjavik denke, wo vor Kurzem der Hauptausschuss des RGRE getagt hat –, sondern es ist ja ohnehin, relativ gesehen, ein Problem, das sich vor allem im 1. Bezirk sehr fokussiert. 

Und genau dort muss man meiner Auffassung nach einschreiten, denn da geht es in vielen Fällen leider um Jugendschutz, und daher ist man da natürlich schon sehr gefragt, das ist gar keine Frage, und um das bemühen wir uns auch sehr, auch wieder in Zusammenarbeit mit der Polizei, falls es nämlich dann zu irgendwelchen Tätigkeiten kommt von unseren Sozialarbeitern mit der Polizei, um hier tatsächlich schützend einzugreifen. 

Also ich bin sehr dafür, dass man eine genaue Analytik betreibt und auf der Basis dieser Analytik dann gemeinsam mit der Polizei auch Maßnahmen setzt. Sozusagen als eine Grundlinie, entlang der ich denke: Wenn man Zonen erlässt, dann müssen die auch entsprechend überwacht werden. Dazu braucht man dann wieder Leute. Daher halte ich es auch für wichtig, dass man zusammenarbeitet, die Polizei und die entsprechenden Sozialarbeiter, sodass beide das tun können, wofür sie ausgebildet sind. Ich meine, so viel wird es nicht brauchen dazu, aber für so einen Dialog, für so ein Gespräch stehe ich mit Sicherheit zur Verfügung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann. 

Die 5. Anfrage (FSP - 02461-2008/0001 - KSP/LM) wurde von Frau Abg Katharina Schinner gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Welche Auswirkungen wird die Fußballeuropameisterschaft auf die Tourismusregion Wien haben?)
Bitte, Frau Mag Brauner, um die Beantwortung.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen! 

Diese Frage behandelt, wie vieles im Moment in Wien, das Thema Fußball-Europameisterschaft. Ich beantworte sie sehr gerne, denn es geht um die Frage, welche Auswirkungen denn die Europameisterschaft auf die Wirtschaft und vor allem auf den Tourismus in Wien haben wird, und ich denke, dass wir ohne übertriebenen Optimismus sagen können, dass die Europameisterschaft und die unglaubliche mediale Aufmerksamkeit, die wir durch diese Europameisterschaft bekommen werden – das ist ja ein Jahrhundertereignis, mit dem wir, wie jede andere Stadt auch, nur sehr selten rechnen können –, sich sehr gut auswirken werden. Ich kann Ihnen dazu ja schon die ersten Belege geben, die gleichzeitig auch eine gute Antwort geben auf die Frage: Warum haben wir denn die Fan-Meile, warum haben wir diese große Anstrengung hier in Herzen Wiens gemacht, warum haben wir denn die Fan-Meile nicht irgendwo am Rand der Stadt, wo sie weniger auffallen würde, aber wo man auch weniger sehen würden, untergebracht?

Diese Antwort gibt niemand anderer als die „Bild"-Zeitung mit einem Riesenbild, das Ihnen als liebende Wiener hoffentlich genauso gut gefällt wie mir. „Wien, die schönste Fan-Meile Europas". Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist unbezahlbare Werbung für Wien. (Beifall bei der SPÖ.)

In diesem Sinne, denke ich, dass es sehr gute Auswirkungen haben wird für den Tourismus, weil es einfach eine ganz, ganz große Werbung für Wien ist, allerdings – und das zeigen die Beispiele aus Deutschland – ist die Geschichte eine mittelfristige. Natürliche kommen viele Menschen jetzt zur Europameisterschaft nach Wien, natürlich gibt es – und auch das ist ein interessantes Phänomen – jetzt schon eine gute Buchungslage. Interessant ist, ausgebucht ist derzeit der Fünfsternbereich, was ein bisschen die These widerlegt, zum Fußball kommen irgendwie nur die – ich formuliere es jetzt höflich – die WTD-Schichten. Im Gegenteil. Offensichtlich ist das ein ganz großes Ereignis auch für Topleute, für große Unternehmungen, die hier ganze Packages kaufen und ihre Kunden einladen zu einem Fußball-Match und zum Drumherum, denn so haben wir auch die Werbung angelegt. 

Das heißt, wir sind – um das kurz auch Ihnen zu sagen, weil es sicher spannend ist – im Fünfsternbereich schon ausverkauft, in den anderen Bereichen gibt es eine gute Buchungslage, aber da ist noch genügend frei, was, denke ich, mit zwei Dingen zu tun hat. Das eine ist, dass natürlich viele sich erst entscheiden, wenn sie wissen, wie die weiteren Runden aussehen werden, um dann zu ihrem Team zu kommen oder eben auch nicht. Und das Zweite ist eben, was wir aus der Erfahrung aus Deutschland wissen, dass kurzfristig manche Buchungslagen gar nicht so sensationell waren. Ich glaube, wenn ich mich recht erinnere, sind sogar zum Teil die Buchungen in den deutschen Städten im Endeffekt leicht unter dem üblichen Schnitt gewesen, aber nachher war dann ein absolut nachhaltiger Effekt, eine gewisse Zeit nach dieser Weltmeisterschaft in Deutschland. Und das, denke ich, können wir auch für Wien erwarten, vor allem dank solcher sensationeller Berichterstattungen. Danach gibt es einen sehr großen Aufschwung, weil es eben eine große und unbezahlbare Werbung ist.

Zusammengefasst: Ich glaube, dass es ganz gute Auswirkungen für den Tourismus hat. Nicht kurzfristig, dass wir jetzt übergehen werden, sondern mittelfristig und langfristig ist es eine tolle Werbung für den Standort Wien. Deswegen bemühen wir uns ja auch, uns als eine lebensfrohe, weltoffene Stadt zu präsentieren, die ihre Touristen und Touristinnen mit sehr viel Qualität, aber auch mit sehr großem Herzen willkommen heißt.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mahdalik. Ich bitte darum.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Viele Gäste aus aller Welt, die zur EM kommen, werden hoffentlich oder wahrscheinlich auch die Wiener Hausberge, den Leopoldsberg und den Kahlenberg, besuchen und die Aussicht auf die Stadt genießen. 

Am Leopoldsberg gibt es im Moment eine Entwicklung, die ein wenig besorgniserregend ist. Und zwar ist das Schloss am Leopoldsberg, nun, vielleicht noch nicht ganz vom Verfall bedroht, aber es ist sanierungsreif, sanierungswürdig. Es gibt keinen Gastronomiebetrieb mehr dort oben, und es gibt Gerüchte, dass dort ein Luxushotel entstehen soll. 

Obwohl ich weiß, dass die Stadt nicht Eigentümer ist oder sonst irgendwie dort oben direkt Einfluss nehmen kann, sondern das Stift Klosterneuburg Eigentümer ist, sollte doch die Stadt Wien ein Interesse haben, dass dort wieder eine Gastronomie Platz greift für die Besucher aus Wien, aber auch aus aller Welt und dass das Schloss Leopoldsberg saniert wird, vielleicht auch mit Hilfe der Stadt Wien.

Darum meine Frage an Sie: Frau Landesrätin, werden Sie mit dem Chorherrenstift Klosterneuburg beziehungsweise mit den neuen Pächtern Kontakt aufnehmen und Gespräche führen, die eine Sanierung und die Einrichtung einer Gastronomie für die Bevölkerung zum Ziel haben?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Landesrätin.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Ich freue mich, dass Sie die Kompetenz der Stadt Wien so breit einschätzen, dass Sie auch die Entscheidungen des Stiftes Klosterneuburg – noch dazu im Zusammenhang mit der Fußball-Europameisterschaft, den Sie mir dann nachher noch erklären müssen – jetzt zur Diskussion stellen. Grundsätzlich sind wir natürlich generell daran interessiert, dass die Gegend in und rund um Wien sich gastronomisch und von der Hotellerie her möglichst gut präsentiert, weil wir hier einen Qualitätstourismus haben. Wir haben ja keinen Massentourismus, sondern die Menschen, die hierher kommen, erwarten hohe Qualität. Das heißt nicht, dass es nicht viele sind, insofern sind es schon Massen, glücklicherweise, aber mit Massentourismus meinte ich jetzt Billigdorfer, die sagen, ich will kommen, die Qualität ist mir egal. Das gibt es bei uns nicht, weil wir eben sehr gute Qualität anbieten, und insofern sind wir natürlich sehr daran interessiert, dass auch jene Bereiche, auf die wir keinen direkten Einfluss haben, entsprechende Qualität anbieten. 

Ich werde gerne nachfragen bei den Damen und Herren des Tourismusverbandes, wie sie diese Situation einschätzen, ob die wie Sie der Meinung sind, dass hier eine doch eher dramatische Situation ist. Dazu werde ich die Damen und Herren des Tourismusverbandes, die ja da einen sehr guten Überblick haben, gerne befragen, aber natürlich muss man schon unterscheiden zwischen privater Verantwortung und den Möglichkeiten, die wir als Stadt haben. Ich sage ja immer, unsere Aufgabe ist es, Rahmenbedingungen zu schaffen, aber wir können nicht private Initiative ersetzen. Aber vor diesem Hintergrund werde ich sehr gerne die Damen und Herren des Tourismusverbandes mit dieser Causa befassen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Schreuder. Ich bitte darum.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Landesrätin!

Die Wiener Fremdenführer haben vor Kurzem in einer Pressekonferenz darauf aufmerksam gemacht, dass in dieser Stadt sehr wenig englische Informationen im öffentlichen Raum zu sehen sind, was Touristinnen und Touristen helfen würde, sich in der Stadt zu orientieren. 

Wir kennen das ja, wenn wir selber Touristinnen und Touristen sind in einem Land, wo wir die Sprache nicht verstehen, beispielsweise Isländisch, dann sind wir sehr froh, wenn Information auch auf Englisch vorhanden ist. 

Zaghafte erste Schritte gibt es bereits bei den Wiener Linien, dass auch Information auf Englisch angeboten wird. Inwieweit planen Sie, auch hier das Angebot zu erweitern, da ja auch wir sehr oft am Perron Menschen helfen können, die völlig ratlos dort stehen, weil sie keine Information finden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte um Beantwortung.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Ich teile Ihr Anliegen zu hundert Prozent. Der Weg ist nicht ganz einfach. Die Maßnahmen, die die Wiener Linien gesetzt haben, sind nicht zaghaft, sozusagen wir trauen uns nicht, wir wissen nicht so recht oder wir haben kein Geld, sondern wir versuchen, einen Mittelweg zu gehen, um dieses Ziel zu erreichen. Da sind wir hundertprozentig einer Meinung, dass Menschen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist und die als Touristen hierher kommen – es sind ja glücklicherweise immer mehr –, sich hier auch zurechtfinden können sollen. 

Wir sollen versuchen, dieses Ziel gemeinsam zu erreichen, gleichzeitig aber nicht zu allzu großer Verwirrung beitragen. Erinnern Sie sich, wenn Sie sich einen neuen PC kaufen, dann bekommen Sie die Bedienungsanleitung, und die ist meistens 28-sprachig. Das führt oft dazu, dass die Menschen sich weniger auskennen, als wenn es nur in einer Sprache wäre. 

Was ich damit sagen will, ist, dass es nicht ganz so einfach ist, den richtigen Weg zu finden, mit mehr Sprachen Information anzubieten, aber gleichzeitig so aufzubereiten, dass sie auch wirklich ankommt und verständlich ist. Denn auch das kennen wir, nicht zuletzt auch aus der politischen Kommunikation: Wenn man sehr viel Information gibt, bleibt im Endeffekt gar nichts mehr hängen.

Was wir diskutieren und wo gerade der Tourismusverband äußerst aktiv ist und auch in vielen Beispielen, glaube ich, schon vieles erreicht hat – allein wenn man sich die Werbemaßnahmen für diese Europameisterschaft anschaut –, ist, dass wir das Ziel, mehrsprachig anzubieten, anpeilen, aber dass der Weg dahin sehr überlegt sein muss. Es kann ein Weg sein, dass man einfach die Tafeln mehrsprachig macht, aber da muss man, wie gesagt, sehr aufpassen, dass die Information noch ankommt, es kann auch ein Weg sein – und den haben wir zum Teil gewählt jetzt bei der Europameisterschaft –, dass man einfach mehrsprachige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hat. Sie wissen – wir haben es ja in der Tourismuskommission auch besprochen –, dass sowohl die Wiener Linien als auch der Tourismusverband jeweils extra mehrere Dutzend Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben, die Sprachenkompetenz haben und die einfach im direkten Gespräch denjenigen, die sich mit den deutschsprachigen Informationstafeln nicht zurechtfinden, weiterhelfen. 

Zusammenfassend: Jawohl, ich gebe Ihnen recht, dass wir hier noch weiter nachdenken müssen, wie wir dieses Ziel erreichen können. Ich teile das Ziel zu hundert Prozent. Ich glaube nicht, dass es immer die einfache Antwort sein kann, dann schreiben wir die Tafel dreisprachig, weil dann, so fürchte ich, die Information oft verwirrend wird, weil die Kommunikation noch schwieriger wird und weil es oft um Informationen geht, die wirklich rasch und dringend ankommen müssen. 

Ich glaube, dass es auch andere Wege gibt, aber wir werden sicher – und ich meine, dass die Tourismuskommission da ein guter Rahmen dazu ist – noch weiter diskutieren, wie wir den Weg gemeinsam gehen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Die 3. Zusatzfrage stellt Abg Dkfm Dr Aichinger. Ich bitte darum.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Wir sind uns, glaube ich, einig, dass die EURO 08 eine wahnsinnig große Chance für Wien ist, wir sind uns einig, dass es eine Investition in die Zukunft ist, wir sind uns sicher darüber einig, dass es vor allem ein Medienereignis ist, dass heißt – Sie haben es ja gerade auch gezeigt in der Zeitung –, wie stellt sich Wien in der Welt dar. 

Wir wissen ganz genau, dass wir das ganz, ganz besonders können als Musikstadt. Ich denke nur an das Neujahrskonzert, ich denke nur an das Konzert vor zwei Tagen in Schönbrunn. Ich glaube, solche Bilder gehen durch Wien. Wir hoffen natürlich, dass solche Bilder auch von der EURO durch Wien gehen und dass das dann nachwirken kann. 

Ich bin davon überzeugt, dass der Standort – ich sage es ganz offen auch persönlich – der Fan-Meile in der Stadt richtig ist, damit wir auch die richtige Kulisse haben, aber, Frau Vizebürgermeistern, wir wissen seit gestern auch, dass es Probleme beim Aufbau der Fan-Meile gibt. Wird sie wirklich rechtzeitig fertig sein? Können Sie uns garantieren, dass da nicht Bilder durch die Welt gehen, wo einiges fehlt? Gerade weil wir hören, dass der VIP-Bereich wahrscheinlich nicht rechtzeitig fertig wird.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Mag Brauner.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Diese Sorgen, die Sie sich machen, dass der VIP-Bereich nicht rechtzeitig wird, verstehe ich natürlich. Ich teile sie nicht. Ich bin überzeugt davon, dass alle Aufbauarbeiten, so wie sie geplant sind, fertig werden. Dass das ein äußerst komplexer Bereich ist, ist keine Frage, dass die Wetterkapriolen – nicht nur, weil Sie über die Konzerte gesprochen haben – dafür gesorgt haben, dass wir zwar wunderschönen Kunstgenuss miterleben durften, aber teilweise ausgeschaut haben wie die gebadeten Mäuse, ist auch klar. Solche Dinge sind nicht vorhersehbar, und genau so ist das natürlich – das wissen wir von anderen Großveranstaltungen –, dass man, wenn es hagelt, nicht aufbauen kann. Aber ich weiß, dass hier die besten Leute am Werken sind. Es ist gut organisiert, und ich bin überzeugt davon, dass alle Aufbauarbeiten so fertig werden, wie es geplant ist, und ich habe auch keine gegenteiligen Informationen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Frau Abg Schinner. Ich bitte darum.

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Sie haben jetzt ohnehin schon sehr ausführlich darüber gesprochen, welche große Gelegenheit es ist, dass dieses Fußballfest Bilder und Emotionen hinaus in die Welt transportieren wird, vor allen Dingen auch Bilder von unserer wunderschönen Stadt.

Was mich jetzt noch speziell interessieren würde, ist die Frage, ob es spezielle Tourismuswerbemaßnahmen von Wien gibt, die im Ausland mit diesem Ereignis werben.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte um Beantwortung.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Ja, die gibt es, und zwar in sehr zahlreichem Ausmaß und – weil die Kollegin vom Tourismusverband auch da ist, möchte ich das sagen und sie bitten, das auch den Kolleginnen und Kollegen weiterzugeben – in ausgezeichneter Qualität. Wir reden ja hier, wenn wir über die Auswirkungen für die Wirtschaft sprechen, von einer beträchtlichen Relevanz. Sie wissen, es gibt die aktuelle Studie des Instituts für Sportökonomie, das mit einer Wertschöpfung von fast 540 Millionen EUR für Österreich und davon 240 Millionen EUR für Wien rechnet. Das sind also wirtschaftlich schon wirklich relevante Zahlen, die man auch nicht schlechtreden sollte. 

Da Optimismus und eine positive Einstellung zu unseren Gästen gerade für die Wirtschaft ja unglaublich wichtig ist und da der Tourismus natürlich ein ganz, ganz zentrales, ich will fast sagen, Herzstück ist, denke ich, dass die Maßnahmen, die hier gesetzt wurden, inhaltlich sehr gut sind. Man hat nämlich, um in der Fußballersprache zu sprechen, eine Doppelpassstrategie entwickelt. Wir fahren natürlich den Hinweis auf die Europameisterschaft, zeigen parallel dazu aber gleichzeitig immer Wien als Stadt der Kultur, als Stadt der Musik, als Stadt der Architektur, als Stadt der Lebensqualität und der Lebenslust. Das heißt, dass auch diejenigen, die hierher kommen und nicht nur Fußball in Wien genießen wollen, immer wieder mitkriegen, was es sonst noch alles gibt. Das, denke ich, ist eine sehr gute Strategie, und die Wege, die gewählt wurden, sind vielfältig. 

Ich nenne Ihnen nur einige Beispiele, sonst würde es zu lange dauern. Wir haben Websites – achtsprachig übrigens –, auf denen wir eben international auf Deutsch, Englisch, Italienisch, Französisch, Spanisch, Tschechisch, Portugiesisch und Ungarisch darauf hinweisen; wir haben in 42,6 Millionen Zeitungsexemplaren Inserate geschaltet – das ist eine Zahl, die man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen muss – in elf verschiedenen Ländern; wir sind die einzige Hostcity, die einen eigenen TV-Spot hat, der auch eine beachtliche Reichweite hat, der ist in vier Sprachen und erreicht 100 Millionen Haushalte oder über 100, eigentlich 111 Millionen; und es gibt einen eigenen Fanplan, der eben für die Fans vorbereit ist, in dem darauf hingewiesen wird, was sich alles tut. 

Es gibt eine Vielzahl an anderen Maßnahmen. Es sind im Vorfeld jetzt schon viele, viele Journalisten und Journalistinnen eben aus der Tourismusbranche hier gewesen, sind sehr, sehr gut betreut worden vom Tourismusverband, wir waren auf Messen präsent. Also ich denke, hier ist wirklich unglaublich viel passiert, und der Tourismusverband sieht diese Chance, die die Europameisterschaft bietet, und packt sie auch beim Schopf und nutzt sie. 

Wir haben auch für die Menschen, damit sie sich, wenn sie da sind, gut betreut fühlen, entsprechende Maßnahmen gesetzt. Ich sagte es schon vorher, es gibt 20 sprachkundige temporäre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich ganz besonders um unsere Gäste bemühen. Wir haben eine Servicerufnummer, wo die Fans sich melden können, wenn sie Unterstützung brauchen. Also es gibt eine Vielfalt an Maßnahmen und eine sehr breite Medienkampagne, die eben auf diesen beiden inhaltlichen Positionen basiert, und ich denke, was getan werden konnte, um Wien zu positionieren als eine Stadt, die man gerne besucht, ist getan, und ich denke, dass der Tourismusverband da einen sehr guten Job gemacht hat.

Präsident Heinz Hufnagl: Vielen Dank, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

Die Fragestunde – heute ausnahmsweise eine fast zweistündige – ist damit beendet. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Weitere massive Öl- und Gaspreissteigerungen drohen! So kann das Land Wien den Verbrauch und die Energierechnung deutlich senken" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 c Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Mag Chorherr, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Damen und Herren Stadträte, die Sie dieses, glaube ich, sehr relevante soziale Thema vielleicht auch an den Monitoren hören!

Lassen Sie mich begründen, warum ich glaube, dass wir hier möglicherweise vor dramatischen sozialen Zerwürfnissen stehen. Ich erneuere noch einmal meine Prognose, dass wir in den nächsten ein bis zwei Jahren den Wiener Gaspreis deutlich erhöhen werden. Es gehört zu Lächerlichkeiten der Politik, dass man Wählerinnen und Wähler für blöder verkauft, als sie sind. Der Kollege Ekkamp, der nach mir sprechen wird, sagt, bitte, der Herr Bürgermeister hat ja gesagt, es wird nichts erhöht. 

Darf ich Sie auf ein paar Fakten hinweisen, warum das nicht meine Erfindung ist, sondern einfach ein Faktum darstellt. International ist der Gaspreis an den Ölpreis gekoppelt in Verträgen, die über 20 Jahre laufen, und mit einer Verzögerung von ungefähr drei bis sechs Monaten wird der Gaspreis angepasst. Deswegen hat die WIENGAS 2006 den Gaspreis erhöht, 2007 den Gaspreis erhöht, und wenn mich nicht alles täuscht, ist in den letzten sechs Monaten der Ölpreis von rund 90 Dollar das Barrel auf Höchstpreis 135 Dollar und mit heutigem Tag 122 Dollar gestiegen.

Es gibt einen einzigen Grund, warum man annehmen könnte, dass der Gaspreis nicht steigt: Wenn Sie sicher der Meinung sind, dass der Ölpreis auf unter 90 Dollar zurückgehen wird. Ich werde, wenn mir die Zeit bleibt, kurz begründen, warum ich glaube, dass er selbst bei 135 nicht stehenbleiben wird. Und entweder die Wiener SPÖ will die Wiener Gaswerke in den Konkurs treiben, denn kein Krämer kann seine Ware billiger verkaufen, als er sie einkauft. Deswegen erhöht EON den Gaspreis. Und wenn ich nur kurz zitieren darf – ich glaube, dass Ihnen das Internet zugänglich ist: In den letzten Tagen hat der Gazprom-Chef, Alexey Miller, eine deutliche Erhöhung der Gaspreise in Aussicht gestellt. Zu denen wird es kommen.

Jetzt gibt es eine unglaubliche Erregung in ganz Österreich über den Benzinpreis. Jetzt kann man gelegentlich das Auto stehen lassen oder sich ein günstiges Auto kaufen, wenn man aber in einer Mietwohnung in Wien ist, kann man nicht selber Wärme dämmen. Die einzige Alternative ist, dass man weniger heizt. Das, glaube ich, ist kein ernsthafter Vorschlag, und ich werde jetzt begründen, wie Sie verhältnismäßig einfach, meine Damen und Herren, eine unglaubliche soziale Maßnahme setzen können. 

Der durchschnittliche Wiener Haushalt zahlt 715 EUR im Jahr für seine Gasrechnung fürs Heizen. 42 Prozent der Wiener heizen mit Gas. Kommt es zu einer Erhöhung um ungefähr 30 Prozent – um das ist der Ölpreis gestiegen, und da gehe ich nur davon aus, wo jetzt der Ölpreis ist –, werden wir das von 715 EUR auf 933 EUR erhöhen. Und eines zeigt sich, eine ganz einfache Maßnahme: Werden Gebäude thermisch saniert, sinkt der Energieverbrauch deutlich. Würde man sie auf das sanieren, meine Damen und Herren, was die neue Bauordnung bei Sanierungen vorschlägt, würden Sie dem durchschnittlichen Haushalt jedes Jahr 437 EUR ersparen, in einem schlecht gedämmten Haus – davon gibt es ziemlich viele aus den 50er und 60er Jahren, aber auch aus der Zeit um die Jahrhundertwende – würden Sie, wenn der Gaspreis erhöht wird, über 1 100 EUR im Jahr ersparen, indem Sie schlicht und einfach sicherstellen, ordnungspolitisch sicherstellen, dass Gebäude, die einen schlechten Wärmestandard haben, saniert werden müssen. 

Denn wie ist die Situation und warum ist dieses politische Spiel so dämlich, Kollege Ekkamp? Wenn Sie in einer Presseaussendung schreiben, dass nicht nur keine Gaspreiserhöhung in Wien geplant sei – das werden wir Ihnen vorlesen, wenn sie kommt –, und im Untertitel sagen, der Vorschlag der GRÜNEN wird längst umgesetzt, so stimmt das nicht. Was ist der Vorschlag? Es gibt gute Förderungen. Die THEWOSAN-Förderung ist verbesserungswürdig, aber sie ist gut. Wer nimmt THEWOSAN in Anspruch? Ein Hauseigentümer, der das möchte. Und jetzt stellt sich folgende Problematik dar: Wenn ein Hauseigentümer sein Haus vermietet hat und das technisch in einem ganz guten Zustand ist, aber trotzdem das Vier-, Fünffache an Energieverbrauch aufweist, einfach weil das damals keine Rolle gespielt hat, warum soll er das Haus thermisch sanieren? Es tut es nicht. Nicht zuletzt auch deswegen, weil die Einsparungen nicht ihm zugute kommen, sondern dem Mieter zugute kommen. 

Wo wird viel mit Gas geheizt? Im 10., im 11., im 15., im 16. Bezirk, wo sehr viele Menschen leben, die über kein tolles Einkommen verfügen, wo wir hier dann im Winter darüber diskutieren, ob wir den Heizkostenzuschuss erhöhen. 

Das sind Hauseigentümer, zum Beispiel Kapitalgesellschaften, die sehr auf den Rechenstift schauen, die sanieren nicht freiwillig. Darum ist unser, ich gebe zu, weitreichender Vorschlag: Ordnungspolitik. Wer ein Haus besitzt, das einen schlechten Wärmedämmstandard aufweist, muss in angemessener Zeit sanieren, wenn es ein Mieter beantragt. Und nur dann, wenn der Hauseigentümer glaubhaft machen kann, aus Denkmalschutzgründen, aus technischen Gründen, dass das unzumutbar ist - es wird Fälle geben, zum Beispiel eine stark gegliederte Fassade oder, oder, oder, wo das nicht so einfach möglich ist -, dann muss er das argumentieren. Jetzt sagen ganz viele: Geht mich nichts an, tun wir nicht. Wir würden volkswirtschaftlich dadurch eines erzielen: Anstatt dass wir aus Wien hunderte Millionen nach Russland an Wertschöpfung exportieren, würden wir in Wien Wertschöpfung schaffen. Die Wiener Bauwirtschaft, vor allem die kleinteilige Wiener Bauwirtschaft, würde davon extrem profitieren.

Lassen Sie mich noch einmal auf die Dimension hinweisen. Bei einem Ölpreis von 135 Dollar würden Sie einem Wiener Haushalt 1 100 EUR jährlich ersparen.

Und lassen Sie mich die letzten drei Minuten nutzen, um kurz darüber nachzudenken, wie es mit dem Ölpreis weitergeht. 

In der Öffentlichkeit herrscht ein großer Irrglaube, dass es nur die Spekulanten sind, die den Ölpreis in die Höhe treiben. Ich bin der festen Meinung, dass wir in den nächsten zwei, drei, vier, fünf Jahren weitere deutliche, signifikante Ölpreissteigerungen und damit Gaspreissteigerungen haben werden. Ich sehe es bald kommen, wenn Sie nichts tun, dass ein Wiener Haushalt nicht 1 400, sondern 2 000 EUR, also 600 EUR mehr für das Gas zahlt. Na ist denn das nicht vertrottelt, das letztlich beim Fenster oder bei der Wand hinaus zu heizen, statt den entsprechenden Energieverbrauch auf ein Fünftel und damit die Energierechnung auf ein Fünftel zu reduzieren?

Lassen Sie mich die letzten zwei Minuten nutzen, um zu argumentieren, warum ich glaube und nicht nur ich glaube, dass der Ölpreis weiter steigen wird: 

Erstens: Der Verbrauch. Ich sage Ihnen nur eine Zahl: In Österreich kommen im Durchschnitt auf 1 000 Einwohner 500 PKW. Das steigt nur mehr leicht. Ich sage Ihnen jetzt die Zahl für China, wo derzeit die größte Motorisierungswelle der Welt läuft. Österreich 500 Autos auf 1 000 Einwohner, China 18 PKW auf 1 000 Einwohner! Die wollen alle so leben wie wir. In diesen Ländern ist Wohlstand, Indien genauso. Stellen Sie sich vor, wenn in den nächsten Monaten die indische Firma Tata ein Auto auf den Markt bringt, das ab Werk 1 700 EUR kostet! Es wird zu einer Vervielfachung des weltweiten Autobestands kommen und die werden weiter mit Benzin fahren. Deswegen wird der Verbrauch weiter steigen und niemandem kann man es verdenken.

Und wie schaut das Angebot aus? Ganz viele ölproduzierende Länder haben ihr Fördermaximum erreicht, es geht die Förderung zurück. In Amerika geht seit den 70er Jahren die Ölförderung zurück. Der große Schatz in Europa, die Nordsee: Seit 1999 geht die Lieferung aus der Nordsee zurück. Seit wenigen Jahren geht bei dem großen Exporteur Mexiko die Förderung zurück. Der hohe Ölpreis ist einem anderen Land geschuldet, denn seit Anfang des Jahres geht in Russland die Ölförderung zurück.

Ich sage Ihnen die Gesamtzahl für 2007, die aus mir unverständlichen Gründen kaum durch die Medien gegangen ist: Im Jahr 2007 ist der Weltölpreis um 57 Prozent gestiegen und die 15 größten Erdölexporteure haben was gemacht? Sie haben ihren Erdölexport um 2,5 Prozent reduziert. 

Es wird schwer sein, den Öldurst und den Gasdurst der Welt zu stillen. Im Verkehr ist der Konflikt der ... Ich bin gleich fertig. Im Verkehr ist das nicht ganz einfach, das ist ein anderes Thema. Wenn es wo leicht ist, dann beim Heizen. 

Meine Damen und Herren! Stellen Sie sicher, dass der gesamte Wiener Althausbestand saniert wird. Das rechnet sich und das ist vor allem eine sozialpolitische Maßnahme, die uns gegen drohende Gaspreissteigerungen absichert. Tun Sie das, damit die armen Leute in Wien nicht frieren müssen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und dabei jeweils fünf Minuten Redezeit zur Verfügung stehen.

Als nächster Redner hat sich der Herr Abg DDr Schock zum Wort gemeldet. Bitte, Herr Klubvorsitzender.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Chorherr, Sie haben vom Konkurs der Wiener Gaswerke gesprochen, der ohne Preissteigerungen möglicherweise ins Haus steht. Ich kann Sie beruhigen, wir sind Lichtjahre davon entfernt! Ganz im Gegenteil. Die Gaswerke, die Wiener Stadtwerke insgesamt haben erst vor wenigen Tagen eine Rekordbilanz vorgelegt und da fragt man sich natürlich schon: Wie passt das eigentlich zusammen? Was tut hier ein Bürgermeister, der gerne in die Rolle des Landeshauptmanns schlüpft und dann dort den Rächer des kleinen Mannes spielt, der Forderungen gegen die Bundesregierung erhebt – die Steuerreform, Mineralölsteuersenkungen -, der als Landeshauptmann hier in der Öffentlichkeit den Rächer der Enterbten spielt, aber was macht er als Bürgermeister, wo er selbst die Verantwortung trägt? Da hat er vor wenigen Tagen in dieser Situation einer gigantischen Teuerungswelle eine Rekordbilanz vorgelegt! Ich zitiere hier: „Die beste Bilanz der Stadtwerke seit der Ausgliederung."

Er hat eine Bilanz vorgelegt, in der der Gewinn um 60 Prozent steigt, wo allein im Strom- und Gasbereich 90 Millionen Jahresgewinn gemacht werden! 90 Millionen! Wieso? Weil eben beim Strom der Tarif um 11 Prozent, beim Gas um 22 Prozent erhöht worden ist!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! 90 Mil-
lionen EUR Gewinn auf Kosten der Haushalte? Ja, wie wollen Sie denn das den Menschen in Wien erklären, wo Sie gleichzeitig plakatiert haben, wo der Herr Professor als Landesparteisekretär in ganz Wien plakatiert hat: „Für Wien kennen wir keine Kompromisse"? Für Wien kennen wir keine Kompromisse und es ist jeder ein Schelm, der das als Seitenhieb auf die Bundespolitik, auf den Genossen Gusenbauer versteht?

Aber, meine Damen und Herren, hier in Wien haben Sie ja wirklich die Mehrheit. Hier in Wien - und das plakatieren Sie ja sogar - brauchen Sie wirklich keine Kompromisse eingehen! Hier in Wien können Sie all Ihre Versprechen umsetzen und hier könnten Sie die Menschen entlasten, wenn Sie das nur wollen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Das ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit und nicht der Betriebswirtschaft. Die Verbundgesellschaft zeigt es ja: Beim Strom ist es betriebswirtschaftlich möglich, ihn um 10 Prozent billiger als die Wiener Stadtwerke anzubieten. Der Verbund bietet um 10 Prozent billiger an. Das ist also betriebswirtschaftlich möglich! Man muss den Haushalten daher hier momentan wirklich empfehlen, den Stromversorger, den Gasversorger zu wechseln, weil sich hier ein Haushalt in Wien bis zu 200 EUR im Jahr ersparen kann! Betriebswirtschaftlich ist es also sicherlich nicht erforderlich, wie es das Beispiel Verbundgesellschaft beim Strom ja zeigt, hier eine Hochpreispolitik zu betreiben so wie es die Wiener Stadtwerke aber machen.

Und ich meine daher, meine Damen und Herren, das ist keine Frage der Betriebswirtschaft, das zeigt ja die Verbundgesellschaft. Das ist keine Frage der Betriebswirtschaft, sondern das ist eine Frage der Glaubwürdigkeit, eine Frage der sozialen Glaubwürdigkeit vor allem der Politik in dieser Stadt, vor allem auch für einen Landeshauptmann, der gerne in das Mäntelchen eben des Landeshauptmanns schlüpft und in dieser Funktion als Landeshauptmann dann ganz anders spricht. Der dort Forderungen an die Bundesregierung stellt, den kleinen Mann vertritt, wenn ihn das nichts kostet, der fordert, was gut und teuer ist: Steuerreform, Steuersenkungen, Gaspreissenkungen, Mineralölsteuersenkungen. Aber der gleiche Michael Häupl legt als Wiener Bürgermeister eine Rekordbilanz vor und macht ungeniert einen Gewinn in der Höhe von 90 Millionen EUR, 90 Millionen EUR auf Kosten der Kunden, auf Kosten der Stromkunden, der Gaskunden! Und er rühmt sich dann auch noch für diese Rekordbilanz!

Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist ja längst nicht mehr sozial. Diese Tarifpolitik, diese Hochpreispolitik der Stadtwerke ist ja längst nicht mehr sozial! Stehen Sie doch daher hier zu Ihrer Verantwortung! Und wir fordern Sie auf, meine Damen und Herren: Geben Sie den Menschen diesen Gewinn der Stadtwerke zurück, an die Stromkunden, an die Gaskunden und auch an die Fernwärmekunden, die derzeit unter dieser gigantischen Teuerungswelle leiden! Geben Sie diesen Gewinn an die Menschen in Wien endlich zurück! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr StR Walter zum Wort gemeldet. Ich bitte darum.

StR Norbert WALTER, MAS: Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 

Was ist Luxus? Ist es Schmuck, ein Pelz, eine Liege am Meer, ein Weingarten, eine Hütte in den Bergen? Manche sagen, Tanken ist zum Luxus geworden. Ich meine Sie, die paar, die da sitzen von der SPÖ-Alleinregierung, machen das Leben in Wien zum Luxus. (Beifall bei der ÖVP.)
Die städtischen Gebühren explodieren und der Kollege Niedermühlbichler – er ist jetzt leider nicht da - hat letzthin als Präsident der Mietervereinigung ganz salopp formuliert: „Die Gebühren machen das Wohnen nicht teurer.“ Also ich weiß nicht, welche Mieterin oder welcher Mieter, welche Eigentümerin und welcher Eigentümer seine Gebühren, die er zu zahlen hat, nicht zum Wohnaufwand dazurechnet. Möglicherweise ist ein solcher ein Sondermann oder eine Sonderfrau? 

Jedenfalls die städtischen Gebühren, und man könnte da noch viele dazuzählen, sind in den letzten Jahren massiv gestiegen, eine massive Teuerungswelle! Und den Gebührenstopp, den wir verlangt haben und den es schon einmal gab, den haben Sie nicht wahrgenommen. Stattdessen werden - der Christoph Chorherr hat es ausgeführt und der Kollege Schock auch -, wenn die Gaspreise weiter steigen, wenn die Ölpreise weiter steigen, sich dann viele das Heizen, das Wohnen nicht mehr leisten können. (Abg Mag Christoph Chorherr: Es wäre Handlungsbedarf schon gegeben!)
37 Prozent der Wienerinnen und Wiener heizen mit Fernwärme. Jeder, der Fernwärmekunde ist und eine Fernwärmerechnung schon einmal bekommen hat, wird erkennen, dass darauf extrem hohe Grundgebühren sind, aber kaum verbrauchsabhängige Gebühren. Sie können im Winter auch mit 30 Grad heizen und die Fenster öffnen, denn es ist egal. Sie nehmen auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler genau diesen Kundinnen und Kunden das Geld aus der Hosentasche und machen nichts daraus! Geben Sie den Wienerinnen und Wienern, dem Volk das Geld zurück! (Beifall bei der ÖVP.)
Das nächste Beispiel ist, wenn Sie einen Installateur brauchen oder um eine Förderung ansuchen, Wohnungsverbesserung, Heizkesseltausch, was auch immer: Warum ist die Fernwärme dazwischen geschaltet? Welcher Installateurbetrieb kann das nicht machen? Sagen Sie mir einen Grund, warum ich dazu die Fernwärme brauche! Sie sind gegen Wettbewerb! Sie sind gegen Monopole und hätten es locker in der Hand, das alles günstiger und leistbarer für die Menschen dieser Stadt zu machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu dem, was der Christoph Chorherr angesprochen hat, die thermische Wohnhaussanierung, Klimaschutzprogramm. Das Kontrollamt hat uns ja bescheinigt: Weit weg von den CO2-Zielen, weit weg von den thermischen Sanierungszielen! Um die Treibhausgase und damit natürlich für die Menschen die Kosten zu minimieren, sollte der Wohnfonds bis zum Jahre 2010 die thermischen Sanierungen und Wärmeschutzmaßnahmen bei den 220 000 Miet- und Eigentumswohnungen durchführen. In der Realität haben wir nicht einmal die Hälfte geschafft! Und wissen Sie, warum? Weil Sie nicht in der Lage sind, die Bürokratie zu erleichtern. Weil Sie nicht in der Lage sind, manche Dinge zu akzeptieren, dass manche Menschen es so nicht haben wollen. Und das beginnt bei Hofwohnungen, da gibt es keine Chance, thermische Sanierung zu machen. Sie geben das Geld an die Mieterinnen und Mieter nicht weiter. 

Wenn der Christoph Chorherr davon spricht, dass ein Mieter das Recht haben sollte - und ich gebe ihm mit dem volkswirtschaftlichen Effekt recht, ich gebe ihm aber nicht recht, dass ein Mieter allein zu diesem auslösenden Moment beitragen sollte. Ich bin nach wie vor der Meinung, es sollte zumindest eine demokratische Mehrheit dafür geben, denn einer allein soll auch nicht über 99 andere bestimmen. Und ich glaube, wenn wir dort etwas zu Stande bringen, dass mit einer qualifizierten Mehrheit thermische Sanierungen durchgeführt werden müssen, dann haben wir schon viel erreicht. 

Es gäbe noch vieles zu sagen, nur eines ist klar: Geben wir dem Volk, was des Volkes ist und nicht dem Kaiser, was des Kaisers ist! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich hätte ja jetzt bei dieser Aktuellen Stunde ein wirklich zentrales Thema, ein Feuerwerk an Ideen für die Zukunft erwartet, aber es wird halt, wie immer so in diesem Haus, kritisiert. Es soll so sein. Dass uns einige Minuten erklärt wird, warum der Ölpreis weiter steigen wird - ich glaube, da brauchen wir keine großen Erklärungen. Das liegt, wenn man die Medien betrachtet, wenn man den Markt etwas betrachtet, auf der Hand. Und dass trotzdem jetzt der Ölpreis ein wenig gesunken ist - das wird nur ein Intermezzo sein, weil er weiter steigen wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn hier von den Oppositionsparteien gesagt wird, die Wien Energie macht viele Gewinne - das stimmt. Aber man braucht sich auch nur den Vergleich anzuschauen: Wo liegt denn die Wien Energie im so genannten Vergleich mit anderen Energieanbietern? Es gibt durchaus einen billigeren, das ist die Verbund. Das wissen wir. Wir wissen aber auch, warum er billiger anbieten kann, denn mit abgeschriebenen Wasserkraftwerken ist es leicht, einen Konkurrenzkampf aufzubauen. Aber die Wien Energie liegt nicht so schlecht. Im Bereich Strom liegt sie im Mittelfeld, im guten Mittelfeld, eher noch darunter. Im Bereich Gaspreis liegt sie im unteren Mittelfeld. Das sind die aktuellen Zahlen, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Und wenn auch hier gesagt wird oder spekuliert wird, in der nächsten Zeit, im nächsten Jahr oder in ein, zwei Jahren wird der Gaspreis um 30 Prozent erhöht werden, so gibt es derzeit dazu kein Vorhaben. Aber ich sage Ihnen noch etwas: Vor zirka zwei Jahren ist der Energiemarkt etwas in Turbulenzen geraten und da muss man die Einstiegspreise, also die Einstandskosten betrachten und dann auch das, was weitergegeben wird, insbesondere von der Wien Energie. Vom 1.1.2006 bis 1.1.2008 haben die Wiener Stadtwerke, die Wien Energie beim Strom an die Kundinnen und Kunden um zirka 20 Prozent weniger weitergegeben, als sich für sie die Einstandspreise erhöht haben. Im Gasbereich liegt die Nichtweitergabe, das heißt, das kommt den Stromkundinnen und Stromkunden zu Gute, bei sage und schreibe 35 Prozent. 

Meine Damen und Herren, massive Ölpreise oder Primärenergiepreise rufen natürlich nach Maßnahmen. Man könnte eine Spekulationssteuer einführen. Das geht aber nur international. Das kleine Land Österreich wird das nicht tun. Man könnte den Preis regeln, wie viele es schon gefordert haben, zum Beispiel auch in Kärnten. Es wundert mich nur, dass dort die ÖVP - aber scheinbar hängt das mit der kommenden Wahl zusammen - auch mitgestimmt hat, den Preis, auch die Treibstoffe, zu regeln, einzufrieren. Gerade eine Partei, die für die freie Marktwirtschaft ist! 

Wichtig werden Energieeffizienz und erneuerbare Energie sein. Hier macht doch die Stadt wieder sehr viel. Und denken Sie nur, wir vom Unterausschuss haben das Kraftwerk Simmering, den Block I und II besichtigt, 700 Megawatt, die modernste Gasturbine, die einen Wirkungsgrad von über 81 Prozent hat, Kostenpunkt 300 Millionen EUR! Dorthin fließen die Gewinne, in neue Investitionen, dass wir unseren Energiepark auf die neueste Technologie mit gutem Wirkungsgrad umstellen. Und das kommt letztendlich auch den Menschen zugute, denn man wird auch sozusagen in der Primärenergie weniger abhängig. 

Fernwärme ist schon angesprochen worden, eine der günstigsten Energiequellen, weil sie aus Abwärme gewonnen wird. Jetzt können wir wahrscheinlich über den Verrechnungsmodus diskutieren. Fernkühlung ist hier gefallen, auch eine neue Technologie. Wasserkraftwerk: Die Ressourcen sind in Wien sehr begrenzt, aber es gibt das Kraftwerk Nußdorf. Wir haben im Bereich der Energieeffizienz ein SEP-Programm, Städtisches Energieeffizienz-Programm, beschlossen, wo wir de facto den Stromzuwachs oder den Energiezuwachs um 5 Prozent reduzieren werden.

Ich weiß schon, dass im Bereich der thermischen Sanierung das meiste zu holen ist. Da wird auch viel gemacht und ich schließe mich auch hier dem Herrn StR Walter an, dass man nicht so einfach drüberfahren und sagen kann, wenn ein Mieter es will, dann muss es gemacht werden. Ich glaube, das ist ein Eingriff in die Eigentumsrechte. 

Energieberatung wird in unserer Stadt auch hoch geschrieben. Denken Sie an das Wien-Energiesparhaus: Seit 11 Jahren 270 000 Beratungen! Ich glaube, das sind schon Wege, die man herzeigen kann. 

Es wird noch viel zu tun sein, aber vor den neuen Herausforderungen brauchen wir uns nicht zu fürchten und die Stadt Wien hat neue Herausforderungen immer angenommen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich die Frau Abg Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Betriebskostenerhöhungen, so wie Sie sie in den letzten Jahren laufend durchgeführt haben, sind sicher kein Mittel zur Einsparung. Es wäre aber eine Möglichkeit einzusparen, wenn man endlich beginnen würde, etwas mehr verbrauchergerecht diese ganze Situation in den Griff zu kriegen. Wenn jede Wohnung wirklich ihre eigenen Zähler, sowohl für Heizung, Gas und Wasser hat, dann ist der Einzelne, wenn er einmal auch wirklich von der Kostenwahrheit betroffen ist, eher bemüht, Kosten einzusparen, als wenn hier immer in globalen Systemen und nach Flächen abgerechnet wird. Das ist kein Anreiz und so können wir Energie sicher nicht sparen und sie wird nur noch teurer werden. 

Sozial nicht vertretbar ist, das wurde von allen Vorgängern schon angesprochen, auf jeden Fall die permanente Kostenerhöhung. Wir haben hier ja schon im Laufe vieler Rechnungsabschlüsse, Voranschläge gehört: Es geht hier nicht um 3 oder 4 Prozent, es ging bis zu 33 Prozent etwa bei Kanal und so weiter, vor allem aber auch bei Gas und Strom und auch bei den Müllgebühren. Da möchte ich gleich zur Fernwärme überleiten. Ich meine, einerseits sind die Müllgebühren extrem hoch, sie sind höher als die Kosten tatsächlich sind, das heißt, die Stadt Wien hat hier einen Gewinn. Und nicht etwa, dass Sie jetzt diesen Gewinn den Mietern zurückgeben würden und zwar jenen Mietern, die sich dann entscheiden, Fernwärme einzuleiten. Denn sich in Wien die Fernwärme einleiten zu lassen, ist wirklich nur etwas für Besserverdienende und ich möchte hier schon einmal ein bisschen ins Detail gehen, weil das die Wenigsten wissen. Und zwar, wenn Sie eine 35 m²-Wohnung haben, und das ist ja wirklich nun einmal die kleinste Wohneinheit, dann kostet Sie eine normale Einleitung ohne Extras 5 497,78 EUR. Und das sind nicht Daten, die ich ermittelt habe, sondern das sind die Daten der Fernwärme! Da beginnt jetzt schon die erste Ungerechtigkeit! Denn lässt Wiener Wohnen im Zuge ihrer Sanierungen von Wohnungen diese Fernwärme einleiten, dann wird hier der Sockelbetrag von 915 EUR reduziert auf 465 EUR. Lasse ich mir das als ganz normaler Bürger in eine Wohnung von Wiener Wohnen einleiten, dann zahle ich aber 915 EUR! Das heißt, ich muss um 500, genauer gesagt, 450 EUR mehr als die Stadt Wien zahlen! Und ich meine, hier könnten wir wirklich ansetzen, dass es billiger wird, dass wir nicht von Öl und Gas abhängig sind, dass die Leute auch bereit sind, Eigeninitiativen zu ergreifen, aber wer bitte kann von Ölkanister umsteigen, wenn er vielleicht Sozialhilfeempfänger ist und 5 500 EUR bezahlen muss?

Und das Nächste hat der Herr Kollege Chorherr mit dieser Sanierung angesprochen. Jawohl, die Stadt Wien macht sehr viel. Aber sie hat etwas vergessen, nämlich dass wir jetzt für Bauwerke, die vor dem 1.1., also vor 1965 errichtet wurden, bis 1.7.2008 einen Energieausweis brauchen und für jene, die nach 1965 errichtet wurden, für 1.1.2009 diesen Energieausweis brauchen. Wenn man jetzt die Zahlen vom Herrn StR Walter nimmt, der gesagt hat, da ist zirka die Hälfte erledigt, dann bleiben 30 000 Wohnungen übrig. Wenn das jetzt Strafen mit 15 000 EUR nach sich zieht, dann sind wir bei zirka 225 Millionen, die nur für Strafen ausgegeben werden. Und ich glaube, wenn wir diese Beträge sehen, dann kann man wirklich dazu übergehen, dass man vielleicht die Fernwärme einleitet und nur einen geringen Betrag auf die Miete aufschlägt, denn es ist ja auch eine Wohnungsverbesserung, und dass man vielleicht überall Sparmaßnahmen setzt, indem man die Zähler in die Wohnungen hineingibt, damit die Leute auch wissen, was sie verbrauchen und nicht immer für alles zuständig gemacht werden. Dann können wir diese Probleme auch in den Griff kriegen, ohne dass wir jeden einzelnen Mieter immer wieder zur Kassa bitten müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich die Frau Abg Vassilakou zum Wort gemeldet. Bitte, Frau Klubvorsitzende.

Abg Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, alle werden mir recht geben, dass wir innerhalb des nächsten Jahrzehnts in unseren Gesellschaften mit ein paar wesentlichen Problemlagen zu kämpfen haben werden. 

Eine davon ist zweifelsohne die aufkommende Energiekrise. Wir alle hier im Haus wissen, dass diese Situation, mit der wir jetzt konfrontiert sind, sich nicht entspannen wird, sondern sich im Laufe des nächsten Jahrzehnts durchaus verschärfen wird. 

Das Zweite ist die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich, die natürlich durchaus durch diese Energiekrise weiter verschärft wird. 

Drittens - und das möchte ich auch nicht unerwähnt lassen – ist auch der ganze Problemkreis bei Fragen der Migration, die im Übrigen ebenfalls genau mit der wachsenden Kluft zwischen Arm und Reich weltweit und mit der Energiekrise unmittelbar verbunden ist. Das heißt, die Fragen, über die wir heute diskutieren, sind Fragen, die für viele Menschen auf der ganzen Welt und auch hier in Wien, in diesem reichen Wien, unmittelbar mit dem Überleben verbunden sind. Es sind Fragen, die entscheiden werden, wer wird es in ein paar Jahren warm haben und wer wird frieren müssen? Wer wird als Privileg Mobilität genießen können und wer wird immobil sein und überlegen müssen, wie kann ich beispielsweise einen Ort erreichen, wo ich überhaupt Arbeit finden kann? 

Last but not least jetzt weltweit betrachtet, sind es Fragen, die zwischen Hunger und Essen entscheiden. Ich finde, dass daher hier eine ernst zu nehmende Debatte dazugehört und ich denke auch, dass wir überlegen müssen, was wir tun können, wie wir handeln können. Und ja, meine Damen und Herren, wir können handeln! Wir können auch hier in Wien handeln. Wir müssen aber nicht irgendwann handeln, sondern jetzt. Umso mehr muss ich sagen, das Ansinnen, ein paar Euro am Ende des Jahres unter Umständen, wenn die Gaswerke Überschuss erwirtschaftet haben, an die Menschen zurückzugeben, mag gut gemeint sein, aber es löst nichts. Es ist ein Tropfen auf dem heißen Stein. Wir müssten uns zusammensetzen und darüber diskutieren: Was kann Wien tun, um nachhaltige Lösungen zu erreichen?

Und Kollege Chorherr hat vorhin einiges aus dem Bereich des Wohnbaus gebracht. Ich möchte es auch aufgreifen und verstärken. Ja, abgesehen von Maßnahmen, die ernst gemeint sind und mit dem Bereich Sanierung zu tun haben, gilt es auch nach wie vor, das ganze Kapitel Neubau zu beleuchten. In Wien gibt es eine enorme, eine immense Neubautätigkeit. Wir wissen alle, dass in den nächsten Jahrzehnten jenseits der Donau ein zweites Graz entstehen wird. Und es ist nicht zu spät. Wir haben immer noch die Chance, uns zum Beispiel ab Jänner 2009 dem Vorarlberger Beispiel anzuschließen und zu beschließen, dass in dieser Stadt nichts mehr gebaut werden kann, das nicht einem Niedrigenergiestandard entspricht. (Beifall bei den GRÜNEN.) Energie, Niedrigenergiestandard. Ich finde es verantwortungslos, weiterhin so zu bauen, wo wir wissen, dass die Menschen, die da drin wohnen werden, mit hohen Heizkosten belastet sein werden, abgesehen von den Folgen fürs Klima. Wir könnten handeln. Wir könnten es jetzt beschließen. Wir könnten es tun. Wir tun es nicht. 

Ich komme zu einem zweiten Bereich, Ausbau der Öffis. Wir wissen, und es wird so sein, dass die Ölpreise steigen und steigen und steigen. Und unter Umständen halten wir im kommenden Winter irgendwann einmal die 200 Dollar pro Barrel. Das heißt ja, Fahren wird immer teurer und wir dürfen auch nicht zulassen, dass Mobilität zu einem Privileg für einige wenige wird, die sich das leisten können. Wir wissen auch seit Jahr und Tag, dass die Wiener Linien durchaus ausbaufähig sind. Sie sind ausbaufähig, was in dieser Stadt die Tangentialverbindungen betrifft. Die Verbindungen ins Umland sind nach wie vor, ich bedaure, ich muss es genauso sagen, grottenschlecht. Wann, wenn nicht jetzt, müssten wir ein Paket verabschieden, in dem wir jahrein, jahraus im kommenden Jahrzehnt mehrere Millionen Euro jährlich in den Ausbau der Verbindungen ins Umland und der Tangentialverbindungen in dieser Stadt investieren? 

Lassen Sie mich ein Letztes bringen, ein Beispiel, was diese Stadt tun könnte und leider nach wie vor verabsäumt. Ja, wir haben in Wien eine Solarförderung. Wir können jetzt darüber diskutieren, ob wir Schlusslicht oder Frontvorbild sind. Ja, wir wissen, sie ist relativ hoch, aber es gibt nach wie vor größten Nachholbedarf. Nichtsdestotrotz gibt es in dieser Stadt Tausende von Dächern, die genutzt werden könnten als Energiebatterien und die wir nach wie vor ungenutzt lassen. Wo ist das Programm, mit dem wir ganz konkrete Ziele erreichen? 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zum Schluss kommen, denn ich habe ja nicht mehr viel Zeit. Ich verstehe es, dass in Anbetracht dieser hochkomplexen Probleme die Populismusfalle sehr verlockend sein kann. Und so dreht sich die Debatte dieser Tage darum: Wie kann man die Menschen mit ein paar Euro entlasten? Einmal mehr: Das ist ein Tropfen auf dem heißen Stein. Das löst das Problem nicht. Das wissen wir, das wissen Sie. Wir müssten handeln, wir können handeln. Es muss die Devise für die nächsten Jahre auch in dieser Stadt sein: Weniger Scheich, mehr Österreich. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die heutige Energiepreisdebatte zeigt immer mehr die Doppelgesichtigkeit der SPÖ: Auf der einen Seite beklagt sie die Problematik der steigenden Inflation und damit die Betroffenheit des kleinen Bürgers und am nächsten Tag dreht sie dann selbst an der Gebührenspirale und zwar so stark, dass nicht nur den kleinen Bürgern und Bürgerinnen dieser Stadt, sondern dem gesamten Mittelstand die Tränen in die Augen getrieben werden. 

Sie wissen ja, dass die Gebühren, zum Beispiel die Müllgebühren, um 19 Prozent erhöht worden sind. Und ich will mit Ihnen heute diese unfruchtbare Diskussion nicht fortsetzen. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, dass wir Vorschläge gemacht haben, wie Sie durch bessere Transparenz selbst draufkommen können, dass diese Erhöhungen nicht notwendig gewesen wären. Nur, genauso wie Sie es in den eigenen Bereichen an Transparenz vermissen lassen, ist es auch im Bereich Ihrer Energieversorgungsunternehmungen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben im letzten Jahr Steigerungen der Gaspreise von 5,3 Prozent zu verkraften gehabt, beim Strompreis von 6,3 Prozent. Und das, was Sie hier argumentiert haben, ist: Der Markt, der Weltmarkt und der Ölpreis, wie auch immer, sind die Ursachen dafür. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht einmal die halbe Wahrheit, es ist genau genommen ungefähr ein Drittel der Wahrheit. Da muss man sich sehr genau ansehen und, Herr Kollege Ekkamp, Sie wissen das auch, weil Sie Experte genug sind, wie sich der Energiepreis gerade in Wien auch zusammensetzt, nämlich ein Drittel, genau genommen 37 Prozent - wir wollen hier korrekt sein - des gesamten Preises, der heute, egal, ob Privatperson oder Gewerbetreibender, zu bezahlen ist, ist nur vom Energiepreis bestimmt, der vom Welt- oder europäischen Markt bestimmt wird. Das ist das, was vom Ölpreis abhängt. Aber ein weiteres Drittel sind die Netzgebühren und die Netzgebühren sind das, was möglicherweise in einer Kommune wie Wien viel besser und viel billiger zu errichten ist als zum Beispiel in Niederösterreich, das nach der Einwohnerzahl gleich oder ähnlich, aber in seiner Topologie natürlich viel größer ist und dadurch kostenmäßig Nachteile hat. Hier liegt Wien günstiger. Das dritte Drittel sind Abgaben, die vor allem landesspezifisch sind und die das Land im Griff hat. Und hier hat Wien natürlich auch ein Körberlgeld, das es sich täglich macht, und dadurch kann es sich hier im Mittelfeld bewegen und trotzdem sehr hohe Gewinne machen. Das ist genau die unsoziale Komponente, Herr Kollege Ekkamp, die hier in Wien vorherrscht. (Beifall bei der ÖVP.)

Und weil genau zwei Drittel - und das ist ja nicht nur in Wien so, sondern das ist auch europaweit so - eben nicht energiepreisabhängig ist, besteht die Europäische Union auf das so genannte Unbundling, also die Trennung zwischen der Netze- und der Energieversorgung. Und Wien Energie hat das ja sehr geschickt gemacht. Sie hat natürlich den Gesetzesentwurf umgesetzt, klarerweise, man ist ja korrekt, und hat eine Netzgesellschaft mit sage und schreibe 60 Mitarbeitern errichtet. Ich glaube, man braucht kein Techniker zu sein, um zu verstehen, dass man damit nicht wirklich ein Netz betreiben kann, sondern dass das nur eine virtuelle Company ist. In Wirklichkeit ist das Ganze in einer Gesamtunternehmung dann natürlich auch wieder gebündelt und damit eine wettbewerbliche Transparenz nicht gegeben. Und das kritisiere nicht nur ich, das kritisiert die 
E-Control und ich beziehe mich hier auf die E-Control-Kritik, die Sie hier auch auszuhalten haben, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich denke, man muss sich entscheiden, entweder sagt man, der Preis ist abhängig vom Markt, vom Ölpreis, wie auch immer. Okay. Wenn man sagt, der Markt bestimmt den Preis, dann muss man auch den anderen Weg gehen und muss sagen, die Eigentümerstruktur muss marktgerecht sein, muss wettbewerbsorientiert sein und darf nicht politisch mit Influenzen versehen sein. Und auf der anderen Seite können Sie sagen - das ist die Argumentation, die hier teilweise auch GRÜNE und Freiheitliche machen -, man bestimmt den Preis politisch. Auch das könnte man machen. Dann würde es aber bedeuten, dass man natürlich hier im Haus auch die Preise zu diskutieren und zu bestimmen hat, weil die Transparenz einfach fehlt und so ist es leider heute. Nur die Doppelbödigkeit, sich auf der einen Seite die Rosinen rauszupicken, auf der anderen Seite aber zu sagen, wir wollen hier das Unternehmen nicht aus den Machtfängen der SPÖ oder der Stadt Wien entlassen, denke ich, ist eine nicht ganz korrekte Diskussion. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich deshalb abschließend auch sagen, dass die Bürger diese Doppelgleisigkeit hier in der Stadt Wien schon längst durchschaut haben. Auch ist es leider nicht so, dass die Alternativenergien so stark gefördert werden, wie wir uns das vorstellen. Auch hier könnte es Verbesserungen geben. Ich denke, Sie kennen die Meinungsumfragen. Ich denke, Sie wissen auch die Ursachen. Nutzen Sie den Einfluss auf Ihre Betriebe und schauen Sie, dass Sie den Gebührenstopp, den wir schon lange fordern, jetzt auch wirklich umsetzen und greifen Sie nicht länger in die Taschen der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Spitzer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herzlichen Dank, Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Ekkamp hat bereits sehr viel über die Preisgestaltung ausgeführt und ich möchte mich deswegen darauf beschränken, ein wenig auf andere Ideen und Vorschläge der Vorrednerinnen und Vorredner einzugehen, denn diese sind zum Teil bereits umgesetzt oder ohnehin auch schon in Umsetzung. Ein sehr gutes Beispiel dafür ist unser Wiener Klimaschutzprogramm. Wien hat ja völlig zu Recht bereits erkannt, dass eine reine Freikaufstrategie mit dem Ankauf von CO2-Zertifikaten nicht die Lösung sein kann. Nein, wir müssen investieren, um die klimaschädigenden Emissionen weiterhin zu verringern. Und bereits 1999, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wurden über 240 Einzelmaßnahmen in 36 Paketen zu den Themen Fernwärme, Wohnen, Betriebe, Mobilität und Stadtverwaltung beschlossen.

Ich möchte hier nur einige Beispiele herausgreifen: Wir haben uns zum Beispiel den massiven Ausbau des öffentlichen Verkehrs vorgenommen. Nach der U1-Verlängerung in die Leopoldau haben wir vor Kurzem ja auch einige Kilometer der U2 eröffnen können. Wir haben uns die Effizienzsteigerung der Schienenflotte und die fußgängerfreundliche und barrierefreie Gestaltung des öffentlichen Raumes vorgenommen, aber auch eine Effizienzsteigerung zum Beispiel durch den Einsatz von Kraft-Wärme-Koppelungen. Und allein durch den Einbau dieser Kraft-Wärme-Koppelungen konnten wir in den kalorischen Kraftwerken die Effizienz um über 10 Prozent steigern.

Ein ganz wesentlicher Punkt und heute hier auch schon angesprochen, ist die Forcierung des Fernwärmeausbaues. Über 250 000 Wohnungen sind bereits an die Fernwärme angeschlossen und dies entspricht allein einem jährlichen CO2-Einsparungsbereich von über 1,3 Millionen Tonnen gegenüber dem Ölbetrieb oder 620 000 Tonnen gegenüber dem Gasbetrieb. Wien setzt selbstverständlich auf die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energieträger, aber auch auf die Konzeption und Umsetzung des städtischen Energieeffizienzprogramms, ein fürchterliches Wort, aber ein hervorragendes Konzept, mit über 100 Einzelmaßnahmen und dem ehrgeizigen Ziel, bis 2015 den prognostizierten Energieverbrauch von 12 Prozent auf rund 7 Prozent zu reduzieren. 

Und nicht zuletzt ein ganz wichtiger Punkt im Bereich Wohnen, die thermische Wohnhaussanierung, auch schon angesprochen. Weit über 50 000 Wohnungen sind bereits thermisch saniert. Dieses entlastet allein das Klima jährlich um über 80 000 t CO2 und hat noch dazu den angenehmen Nebeneffekt, im Jahr rund 2 000 Arbeitsplätze zu sichern.

Wien hat übrigens mit THEWOSAN in den letzten vergangenen Jahren allein Sanierungsmittel von 156 Millionen EUR ausgeschüttet. Aber auch in anderen Ökoförderungsbereichen ist Wien vorbildlich. Wien hat zum Beispiel die mit Abstand beste Solarförderung Österreichs. 

All diese Anstrengungen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, zeigen auch bereits Wirkung: Wien spart jährlich rund 2,7 Millionen Tonnen an CO2 ein und hat damit, Kollege Walter, das absolute KliP-Ziel bereits 2006 erreicht. Im Fußball würde man sagen, zur Halbzeitpause bereits erreicht. 

Aber diese vielen Klimaschutzmaßnahmen haben auch andere, zum Beispiel volkswirtschaftliche, Vorteile. Die Experten der Energieverwertungsagentur haben zum Beispiel berechnet, dass all diese Maßnahmen in Summe ein Investitionsvolumen in der Stadt von rund 8,4 Mil-
liarden EUR ausgelöst haben, in Summe war ein Wertschöpfungseffekt von weit über 19 Milliarden EUR, Kolleginnen und Kollegen. Laut Energieagentur wurden dadurch auch jährlich rund 43 000 Arbeitsplätze gesichert.

Wien hat also die Weichen schon vor vielen Jahren in die richtige Richtung gestellt. Ich gebe aber natürlich auch gerne zu, dass einiges noch übrig bleibt zu tun. Das ist auch der Grund, warum Wien bereits jetzt am KliP II arbeitet, auch ein ehrgeiziges Programm mit einem Planungshorizont bis 2020. Dieses soll ja bereits im nächsten Jahr hier im Hause auch beschlossen werden. Ich erwarte auch jetzt schon Ihre geschätzte Zustimmung, wenn es so weit ist. 

Zusammenfassend darf man sagen: Dort, wo Wien tätig werden kann, tut Wien auch etwas. Europa, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, blickt in vielerlei Hinsicht in Klimafragen bereits jetzt schon auf Österreich und speziell auf Wien. Klimaschutz ist allerdings eine globale Angelegenheit, die wir mit Sicherheit nicht alleine in Wien tun können. Wir werden auch weiterhin alle anderen einladen, mit uns gemeinsam weiter zu arbeiten. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sechs Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 2, 1 3, 4 und 5 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben, ich werde daher so vorgehen.

Wir kommen zur Postnummer 2. Sie betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtenden frühen sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplans. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Nachdem wir heute schon in der Fragestunde Gelegenheit hatten, das Thema zu diskutieren, erspare ich mir jetzt eine lange Einleitung und bitte um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Mag Gudenus hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen!

Wir besprechen jetzt die 15a-Vereinbarung betreffend Sprachfördermaßnahmen und Kinderbetreuung, kurz gesagt. Wir haben schon oft und immer wieder festgestellt, dass Sprachfördermaßnahmen für Kinder in Wien unzureichend sind. Das wurde schon oft besprochen in den Sitzungen vor dieser Sitzung. Die PISA-Studie und die PIRLS-Studie haben uns bestätigt, dass die Integration nicht stattfindet. Und auch die Sigmund-Freud-Universität gibt uns recht mit einer Studie mit dem Titel „Migration als Entwicklungsrisiko“, die eben bestätigt, dass die jahrelangen Warnungen und Aussagen der FPÖ stimmen, dass Zuwanderung Probleme bringt, eben auch am bildungspolitischen Sektor. 

Es wird in dieser Untersuchung der Sigmund-Freud-Universität festgestellt, dass jene Kinder nicht nur sprachliche Defizite aufweisen, sondern auch ein enormes Manko in der sozialen Entwicklung haben. Auch beim Pflegen sozialer Kontakte soll es laut dieser Studie Schwierigkeiten geben.

Die Studienautorin Brigitte Sindelar gibt der FPÖ auch recht, indem sie sagt, die Ergebnisse sind bildungs- und sozialpolitische Zeitbomben und die bestehenden Fördermaßnahmen in Wien sind nicht ausreichend. Deswegen haben wir immer wieder Tag für Tag, Monat für Monat unsere Forderung nach einem verpflichtenden Integrationsjahr für Ausländerkinder, um Deutsch, aber auch soziale Fähigkeiten zu erlernen, erneuert. 

Wir stehen vor einer fast unlösbaren Situation hier in Wien. Wir müssen feststellen, dass mittlerweile schon fast mehr als die Hälfte der Schulanfänger in der 1. Klasse Volksschule Ausländerkinder sind. In manchen Volksschulen gibt es nur noch eine Handvoll heimischer Kinder. Der Nebeneffekt ist, dass der Islam im Vormarsch ist. Das haben wir auch schon oft genug betont. Natürlich finden auch Gewalt und eine Verrohung in den Schulen statt. Wir wissen ja, Sokrates hat gesagt: „Wo es kein Gespräch mehr gibt, beginnt die Gewalt.“ Oftmals sprechen in den Schulen nur mehr die Fäuste. Ein Effekt davon ist natürlich auch, dass Eltern aus Angst vor den Zuständen in den öffentlichen Schulen ihre Kinder lieber in teure Privatschulen schicken. 

Die Frage ist eben, was noch alles passieren muss, damit hier ein Umdenken stattfindet. Wir haben immer schon gesagt, dass Integration hier eine Bringschuld der Zuwanderer ist, dass unsere Staatssprache Deutsch der Schlüssel zur Integration ist. Da wird uns auch vom WIFO recht gegeben, das eben auch sagt, Schlüssel der Integration ist die deutsche Sprache und die Folge der Nichtintegration ist eine Generation von Hilfsarbeitern und Sozialhilfeempfängern. 

Natürlich vor allem im Bildungsbereich haben wir gesehen - und ich komme noch einmal kurz auf die PISA- und PIRLS-Studie zurück -, dass hier in Österreich ein großer Aufholbedarf besteht. Der Anteil an Risikoschülern in Österreich ist besonders hoch. 16 Prozent der getesteten Volksschüler haben mit den einfachsten Leseaufgaben Mühe, wo Bildungsexperten die schulische Entwicklung gefährdet sehen. Jetzt gibt es in Österreich nur relativ wenig Spitzenleser, nämlich nur 8 Prozent. Es ist natürlich offensichtlich, dass hier diese Ergebnisse von den zahlreichen Zuwanderkindern gedrückt werden. Das soll jetzt keine Wertung sein, überhaupt keine Wertung sein, sondern das ist ein Faktum. Das Testergebnis zeigt auch, dass es einen positiven … (Aufregung bei StRin Dr Monika Vana.) Na ja, rechnen ist ja anhand der Anzahl der Ausländerkinder nicht so schwierig. (Abg Anica Matzka-Dojder: Es zeigt, dass es nicht stimmt!)
Das Testergebnis zeigt auch, dass es einen positiven Zusammenhang von Leseleistung und Kindergarten und Vorschulbesuch gibt. Das heißt, je länger eine frühkindliche Bildungseinrichtung besucht wurde, desto besser die spätere Leseleistung und auch die Sprachfähigkeit. 

In diesem Zusammenhang haben wir immer unser freiheitliches Schulmodell „Zuerst Deutsch, dann Schule“ gefordert, dass eben Kinder mit Sprachdefiziten so lange in einer sprachfördernden Vorschule Deutsch erlernen, bis sie dem Regelunterricht gewachsen sind. Endlich kam es zu einem Lichtblick in den letzten Wochen und Monaten. Die Bundesministerin Schmied hat zur PIRLS-Studie gesagt: „Die deutsche Sprache ist ein zentraler Schlüssel zum Leseerfolg.“ Hier werde ich ansetzen. Ein verpflichtendes Kindergartenjahr für Kinder mit schlechten Deutschkenntnissen ist Basis für ihren Leseerfolg in der Schule. Das ist immerhin einmal eine sehr gute Erkenntnis, wenn auch sehr spät. Deswegen soll es eben ab Herbst 2008 ein verpflichtendes Kindergartenjahr mit spezieller Sprachförderung für Kinder mit Sprachdefiziten geben, wobei das „verpflichtend“ eher in Klammer zu setzen ist. Weitere Resultate dieser PIRLS-Studie sind zum Beispiel eine relativ große Differenz bei der Leseleistung zwischen Einheimischen und Migranten. Die zweite Migrantengeneration schneidet bei Leseverständnis kaum besser ab als die erste Migrantengeneration. 

Die Frau Bundesministerin Schmied hat gesagt, dass eben gerade diese Ergebnisse einen Handlungsbedarf bei Kindern mit Migrationshintergrund der zweiten Generation erfordern. Die Lesekompetenz ist Grundvoraussetzung für den Bildungserfolg aller Kinder.

Das ist genau unser Modell, dass eben unsere freiheitliche Forderung hier zumindest im Ansatz umgesetzt wurde, dass eben zuerst Deutsch gelernt werden sollte, bevor man am Regelunterricht teilnehmen soll. Ich kann mich erinnern, wir haben ja in vielen Sitzungen auch andere Beispiele aus Neunkirchen gebracht, nicht unweit von Wien. Das wurde sofort von der Frau Brandsteidl abgelehnt. Oder das Beispiel in Hessen in Deutschland, wo wir versucht haben, positive Beispiele zu bringen, wie es funktionieren kann. Die wurden immer verteufelt, die wurden immer als fremdenfeindlich, intolerant dargestellt. Das wurde alles abgelehnt und die üblichen Vorwürfe ohne echte Argumente wurden hier in den Raum gestellt. 

Aber es wurde anscheinend nachgedacht. Ein Umdenken hat stattgefunden, zwar sehr spät, aber immerhin die Ankündigung von der Frau StRin Laska. Das 1+1-Förderkonzept entspricht eben eins zu eins oder fast eins zu eins dem FPÖ-Förderkonzept, das wir in den letzten Monaten hier auch immer wieder proklamiert haben.

Man sieht also, dass die SPÖ lernfähig ist. Ein Lichtblick am Horizont, dass hier eine Forderung von der FPÖ zumindest im Ansatz übernommen wird. Aber, das schicke ich gleich voraus, es ist natürlich Vorsicht geboten. Papier ist geduldig und zwischen Soll und Sein besteht natürlich oftmals ein großer Unterschied. Wir werden das ganz genau beobachten, wie das hier eben umgesetzt wird. 

Wenn wir uns den Text dieser 15a-Vereinbarung anschauen, wird hier im Art 1 Abs 2 vorgesehen, dass Kinder, die über mangelnde Deutschkenntnisse verfügen, in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen so gefördert werden sollen, dass sie mit Eintritt in die erste Schulstufe der Volksschule die Unterrichtssprache Deutsch nach einheitlichen Standards möglichst beherrschen sollen. Dem können wir eigentlich nur zustimmen. Das ist eins zu eins unser Konzept auf dem Papier, sage ich, und auch einheitliche Sprachstandards zu fordern, ist natürlich sehr gut.

Ganz klar, diese Forderung hat auch im Ausschuss die Zustimmung aller Parteien gefunden, weil eben das freiheitliche Sprachförderkonzept das einzig gangbare Konzept zur Lösung dieser Bildungsmisere in Wien ist. 

Aber natürlich muss eines schon gewährleistet sein, nämlich die Durchsetzung dieser Maßnahme muss an Sanktionsmechanismen gekoppelt sein wie zum Beispiel dem Entzug der Kinderbeihilfe, damit auch hier ein Zwang für die zugewanderten Eltern besteht, Kinder an diesen Integrationsmaßnahmen teilnehmen zu lassen. Wenn das so wäre, wäre das auch die eins zu eins-Umsetzung unseres Modells. Aber im Text dieser 15a-Vereinbarung steht dieser Passus mit den Sanktionen sehr, sehr schwammig formuliert und das wird mit der Umsetzung, glaube ich, nicht ganz hinhauen, wenn man hier liest, ich zitiere: „Nach diesem Beobachtungszeitraum wird 2009, 2010 rechtzeitig die Entscheidung zu treffen sein, ob Durchsetzungsmaßnahmen getroffen werden müssen, wobei die Koppelung an die Familienbeihilfe geprüft werden soll.“ Also schwammiger geht’s wohl nicht - es wird zu prüfen sein, ob getroffen werden müsse, wobei geprüft werden soll. Ich glaube, ohne strenge Umsetzung ist einmal der Art 1 Abs 2 völlig obsolet, weil es dann eigentlich überhaupt nichts bringt. Sie müssen ja auch ganz genau sehen, dass Integration eine Bringschuld der Zuwanderer ist. Wenn hier keine Sanktionsmechanismen wirklich stattfinden und umgesetzt werden, dann ist auch diese Maßnahme völlig obsolet.

Der nächste Kritikpunkt ist, dass die Frau VBgmin Laska angekündigt hat, dass der Unterricht dabei selbstverständlich auch bei Kindern nichtdeutscher Muttersprache in der eigenen Muttersprache erfolgen kann. Das findet überhaupt nicht unsere Zustimmung, denn es kann nicht sein, dass hier, wie auch die GRÜNEN kritisieren, eine Ghettobildung stattfindet, wenn hier die Kinder in ihrer eigenen Muttersprache unterrichtet werden und sich dann erst wieder nicht mit der deutschen Sprache integrieren können.

Der Art 15a sieht weiters vor, dass vom Bund jährlich 5 Millionen für die sprachliche Frühförderung zugeschossen werden. 34,7 Prozent für Wien, das bedeutet 1,735 Millionen EUR für Wien. Wir haben ja in Wien schon die Situation, dass wir mehr als 50 Prozent Ausländer in 1. Klassen haben. Die Frau Vizebürgermeisterin sieht hier in der Anfragebeantwortung kein Problem. Aber ich glaube, das ist schon besorgniserregend, weil wir hier auch eine steigende Tendenz vorfinden und ich glaube, dass diese finanzielle Maßnahmen zu wenig ist, also eine Halblösung. 5 Millionen sind zu wenig. 1,7 Millionen für Wien sind, glaube ich, ein Tropfen auf dem heißen Stein und genau das ist unsere Befürchtung. 

Unsere Befürchtung ist auch weiter: Sind die KindergartenpädagogInnen ausreichend auf die neue Situation vorbereitet? Es müsste eine große Belastung sein, die hier auf die KindergartenpädagogInnen zukommt. Sind sie wirklich ausreichend vorbereitet und wenn nicht, wie kommen die Eltern von heimischen Kindern und gut integrierten Kindern dazu, dass ihre Kinder im Kindergarten vernachlässigt werden? Das ist eine Frage, die wir uns auch hier stellen müssen. Deswegen die Frage: Sind die KindergartenpädagogInnen ausreichend auf die Vermittlung von Sprachkenntnissen vorbereitet? Das sind alles Fragen, die nicht beantwortet sind. Die Fragen, werden sie rechtzeitig darauf vorbereitet, sind sie richtig ausgebildet, sind Fragen, auf die es noch keine Antwort gegeben hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 15a-Vereinbarung sieht auch vor, das 15 Millionen EUR pro Jahr für die Kinderbetreuung zugeschossen werden sollen, für Wien 20,737 Prozent, also etwas mehr als 3 Millionen EUR jährlich. Und wir sagen, dass das Tagesmütterförderungsmodell in dieser Vereinbarung völlig unzureichend ist. Wir stellen fest, dass die Tageskinderbetreuungsplätze ohne Zweifel sehr viel kindergerechter als Krippenplätze sind. Diese Form der Betreuung ist günstiger und sie hat einen positiven Effekt auf die Erwerbs- und Verdienstmöglichkeiten von Müttern. Es ist sehr, sehr bedauerlich, dass in dieser 15a-Vereinbarung das vorgesehene Tagesmütterförderungsmodell zum Teil eine Alibimaßnahme darstellt, weil die für die Förderung zur Verfügung stehenden Mittel von 15 Millionen EUR nicht annähernd ausgeschöpft werden können. Bei einer Förderung von 750 EUR pro Tagesmutterausbildung müssten bundesweit pro Jahr 20 000 Tagesmütter ausgebildet werden. Tatsächlich gibt es in Wien 306 Tagesmütter. 50 Tagesmütter haben im letzten Jahr ihre Tätigkeit eingestellt, neue 50 wurden ausgebildet. Die Zahlen bleiben also halbwegs konstant und es besteht hier in der Frage Tagesmütter eine große Diskrepanz zwischen dem Möglichen und der Realität.

Hierzu kommt auch, dass bei den Tagesmüttern eben nur die Ausbildung gefördert wird und im Fall Krippe der Betreuungsplatz gefördert wird und das ist eben für uns Freiheitliche eine unhaltbare Ungleichbewertung. Die 15a-Vereinbarung in der Frage Tagesmütterförderung ist eine reine Augenauswischerei. Schauen wir zum Beispiel nach Frankreich. In Frankreich wird eine sehr, sehr positive Familienpolitik verfolgt, während wir in Österreich bei den Tagesmüttern eher nachhinken. In Frankreich schaut es so aus, dass gegenüber Krippen doppelt so viele Kinder von Tagesmüttern betreut werden, in Wien ist das ein Zehntel. In Frankreich beträgt die Betreuungsquote von Unter-3-Jährigen etwa 30 Prozent, 10 Prozent sind in Kinderkrippen untergebracht und 18 Prozent bei Tagesmüttern. Nehmen wir uns in dieser Frage doch ein Beispiel an Frankreich. Man sieht ja auch, dass die Geburtenrate in Frankreich höher ist als bei uns und da glaube ich, man sollte alles daran setzen und auch hier in Wien und in Österreich die Geburtenrate fördern.

Wir sagen vor allem in der Frage der Tagesmütter, dass man nicht künstlich Barrieren aufbauen soll, sondern diese abschaffen soll. Es besteht eine absolute Notwendigkeit, eben die Tagesmütter zu fördern. Es hat so irgendwie den Anschein, als würde die SPÖ aus ideologischen Gründen die Betreuungsform der Tagesmütter nicht so fördern wollen. Wir sagen aber, für ein selbstbestimmtes Leben von Frauen ist es wichtig, eben die Wahlfreiheit von Familie, Beruf oder beidem miteinander möglich zu machen. Wir sagen, die Einrichtung der Tagesmutter ist eine tolle Chance für die Frauen. Eine individuellere, flexiblere Betreuungsmöglichkeit für Kinder bis zum 3. Lebensjahr ist ganz dringend notwendig und deswegen ist ein Ausbau der Tagesmütter dringend gefordert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wurde heute in der Fragestunde erwähnt, endlich wird durch die 15a-Vereinbarung der Kindergarten als Bildungseinrichtung anerkannt, eine familienergänzende Einrichtung. Ich frage mich da aber schon - und wir haben das in den letzten Tagen auch lesen können und mitverfolgt -, in der Steiermark wird der kostenlose Kindergarten eingeführt, er steht vor seiner Umsetzung. In der Steiermark schaut es eigentlich so aus, dass die Roten es hier lieber gestern als morgen haben wollen. Sie wollen es schon im Herbst umsetzen, während die Schwarzen hier eher bremsen. Die Bildungslandesrätin ist der Meinung, dass man ein Fein-Tuning über den Sommer stattfinden lassen kann, damit das im Herbst starten kann. Ich möchte auch hier für Wien einen Beschlussantrag einbringen, nämlich von Mag Wolfgang Jung und meiner Wenigkeit:

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, er spricht sich für die Einführung des kostenlosen Kindergartens auch in Wien aus. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese 15a-Vereinbarung klingt auf den ersten Blick sehr gut. Ich habe aber, glaube ich, erklärt, warum vor allem in diesem Fall gelten muss, Papier ist geduldig und die Umsetzung schaut ganz anders aus. Wir sind der Meinung, es handelt sich hier eher um eine Augenauswischerei. In der Praxis wird sich nicht viel verbessern und wir glauben, dass hier Kontrolle angebracht ist. Natürlich sehen wir den Funken einer Hoffnung, einen Lichtblick, dass hier im Ansatz eine freiheitliche Forderung übernommen wurde. Aber wenn hier nicht die richtigen Funktionsmechanismen stattfinden, dann, glaube ich, ist das Ganze auch wieder obsolet. Es besteht hier auch eben keine Pflicht und keine Durchsetzungsmöglichkeit. Ganz wichtig ist auch zu betonen, dass vor Schuleintritt eine Trennung von nichtdeutschsprachigen und deutschsprachigen Kindern stattfinden sollte. Das ist in dieser 15a-Vereinbarung nicht geregelt. 

Insgesamt sind viel zu viele Fragen noch offen. Es ist auch viel zu wenig Geld vorhanden, um die Voraussetzungen oder die Herausforderungen zu meistern und wir lehnen diese Vereinbarung ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizelandeshauptfrau! Hohes Haus!

Die Debatte, die heute stattfinden kann, sozusagen in Anbetracht der Vereinbarung, halte ich für sehr wertvoll und auch für sehr wichtig für die Stadt.

Lassen Sie mich mit ein paar statistischen Daten beginnen, die, so setze ich voraus, uns allen bekannt sind. Nur zur Erinnerung: Die neuesten Erhebungen des Statistischen Zentralamtes sagen für Wien, dass bereits ein Drittel der Wiener Bevölkerung einen Migrationshintergrund hat. Das ist so zu verstehen, dass nahezu ein Drittel der Wiener Bevölkerung einen Migrationshintergrund in der ersten Generation oder in der zweiten Generation hat. 

Wir sind auch inzwischen so weit, dass wir sozusagen auf Grund von geburtenstärkeren Jahrgängen die Entwicklung haben - die wir auch schon in den letzten Jahren auf uns zukommen gesehen haben - dass unter den Taferlklasslern und Taferlklasslerinnen nahezu 50 Prozent mit nichtdeutscher Muttersprache sind. 

Nun gehöre ich ganz sicher nicht zu denjenigen, die den Migrationshintergrund, oder die Tatsache, dass ein Kind sozusagen nichtdeutsche Muttersprache hat, mit dem Faktum gleichsetzen, dass es Deutschschwierigkeiten hätte. Das ganz sicher nicht. Nichtsdestotrotz wissen wir, dass auch die Zahl der Kinder, die zum Zeitpunkt der Einschulung in der deutschen Sprache noch Schwierigkeiten haben, durchaus eine wachsende ist. Also eine, die stetig steigt, und es hat ganz simple Ursachen. Man muss das meines Erachtens auch nicht dramatisieren, es gehört zur Natur der Dinge, wenn Sie so möchten, dass in einer Familie, wenn beide Kinder Eltern haben, die nicht Deutsch als Muttersprache haben, man davon ausgehen kann, dass diese Eltern zu Hause die eigene Muttersprache mit ihren Kindern sprechen werden und nicht allenfalls gebrochenes Deutsch. Und selbst wenn sie es täten, würde es, nebenbei bemerkt, den Kindern im Hinblick auf ihre Einschulung auch kaum etwas nützen. Das heißt in der Tat: Die Frage, wie wir es erreichen können, dass möglichst alle Wiener Kinder zum Zeitpunkt der Einschulung so gut Deutsch beherrschen, dass sie dem Unterricht folgen können, ist eine zentrale Frage für das Wiener Bildungssystem. Und das ist eine Frage, die nicht nur mit der Zukunft dieser Kinder unmittelbar zusammenhängt, sondern es ist eine Frage, die die Zukunft aller Wiener Kinder logischerweise miterfasst, es ist eine Frage, die bedeutet, dass wir vielleicht, und hoffentlich in den nächsten Jahren irgendwann einmal, mit weitaus besseren PISA Ergebnissen zu rechnen haben werden, als es zuletzt der Fall war. Klar ist auch - und das möchte ich in dieser Debatte vorausschicken -, dass die hervorragenden Deutschkenntnisse von Kindern zum Zeitpunkt der Einschulung ein Aspekt sind, ein, wie gesagt, sehr zentraler und sehr wesentlicher für den Erfolg des Wiener Schulsystems, aber sicherlich nicht der einzige. 

Das heißt, hier gibt es Reformen, die erforderlich sind, über die wir immer wieder von hier aus diskutiert haben, nicht zuletzt auch die Frage einer Gesamtschule, aber für die Zwecke der heutigen Diskussion sollten wir logischerweise dieses Kapitel vielleicht nicht mehr beleuchten, sondern wir sollten uns darauf konzentrieren, was passiert mit Kindern, was ist sinnvoll, was macht Sinn, wie sollte man Kinder erfassen und bestmöglich fördern und betreuen, noch bevor sie die Schule erreichen.

Und hier kann ich Ihnen einiges an Kritik nicht ersparen, also ganz besonders Ihnen, Frau Stadträtin, und auch den Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie nicht, denn wir haben viele Jahre lang in diesem Haus darüber diskutiert, dass es sehr wichtig und sehr sinnvoll ist, Kinder mit Deutschschwierigkeiten im Klassenverband zu belassen, dass wir sie nicht von den anderen Kindern separieren. Wir hatten seinerzeit, also vor 12 Jahren, als ich in diesem Haus begonnen habe, Vorzeigemodelle mit BegleitlehrerInnen und StützlehrerInnen, mit Nachmittagsbetreuung, wo auch die Muttersprache gefördert wurde, wo ich zwar der Ansicht war, dass das bei Weitem noch nicht ausreichend ist, dass es ausbaufähig ist, dass es in diesem Bereich viel mehr braucht, aber jedenfalls hatten wir einen Weg. Und ein Zentralaspekt dieses Weges war, dass die Kinder, die Deutschschwierigkeiten haben, nicht separiert werden sollen, sondern dass sie im Klassenverband bleiben sollen, weil das oft auch zur Stigmatisierungen dieser Kinder führen kann und weil es bedeutet, dass sie sich selbst dann als etwas anderes betrachten und weil sie dann auch von den anderen Kindern als Belastung betrachtet werden können. 

Was ist passiert? Seit dem Jahr 2000, wissen wir, sind über 1 000 Lehrerinnen und Lehrer eingespart worden, und diese Einsparungen bedeuteten nicht zuletzt, dass es gerade im Bereich der Fördermaßnahmen für Kinder, die Deutschschwierigkeiten haben, auch übrigens in der Förderung des muttersprachlichen Unterrichts und in vielem mehr, zu massiven Einsparungen gekommen ist. Das heißt, dieses Modell, das wir einmal hatten und auf das wir stolz waren und wo wir darüber stritten, ob es jetzt ausreicht oder ausgebaut werden muss, ist in Wahrheit zurückgefahren worden. Und klar ist - und an dieser Stelle, glaube ich, kann auch einwandfrei festgestellt werden -, es gibt ein Problem, und dieses Problem ist sehr schlimm. Und einmal mehr, dieses Problem bedeutet, dass Tausende von Kindern jahrein jahraus in Wahrheit mit der Schultype bereits, ja, in der Schultype, wenn Sie so möchten, einen vorgezeichneten Weg haben, der durchaus ein bitterer sein wird. Und ich finde es sehr traurig, wenn Kinder von Anfang an ihrer Perspektiven beraubt werden. Und ich denke, es muss gehandelt werden und es muss nüchtern sozusagen, und ohne ideologische Scheuklappen darüber diskutiert werden, was man tun kann und wie man diese Kinder optimal betreuen kann.

So, denke ich, ist auch, oder anders und mit Abstrichen, aber egal, ist auch die Regelung der Bundesregierung schlussendlich zustande gekommen. Zunächst hat es geheißen, man diskutiert über verpflichtenden Kindergarten für alle Kinder - ich rufe in Erinnerung, zunächst hat es geheißen, verpflichtender Kindergartenbesuch, das letzte Kindergartenjahr oder Vorschule für alle Kinder, und kostenlos, denn selbstverständlich, wenn man etwas vorschreibt, muss es auch eine kostenlose Maßnahme sein. Aus dem Kostenlosen ist dann sehr wohl eine Kostenpflicht geworden und aus dem Verpflichtend für alle Kinder ist dann ein Verpflichtend für Kinder mit Migrationshintergrund, die Deutschschwierigkeiten haben, geworden, und aus dem Verpflichtend ist dann ebenfalls nicht wirklich ein Verpflichtend geworden. 

Wie auch immer, das Gute an der Situation und das Gute an der Entscheidung, die wir hier heute auch zur Kenntnis nehmen und auch verabschieden werden, liegt darin, dass man sich jedenfalls zusammengesetzt und überlegt hat, wie wir diese Kinder bestmöglich erreichen können. Wie können wir das Betreuungsangebot erweitern, wie können wir es schaffen, dass diese Kinder rechtzeitig so viel Unterstützung und Förderung und auch so viel Unterricht bekommen, dass sie zum Zeitpunkt der Einschulung dann dem Unterricht auch folgen können.

Und ein bisschen wundert es mich schon, welchen Weg hier die Stadt Wien schlussendlich eingeschlagen hat. Ich sage gleich, was ich gut finde. Gut finde ich, dass die Kindergartenplätze ausgebaut werden. Das finde ich gut. Noch besser hätte ich aber gefunden, wenn es ein weitaus ambitionierteres Ausbauprogramm gegeben hätte, und durchaus auch eines mit einer 5-Jahres-Perspektive, denn zum gegenwärtigen Zeitpunkt können wir schon davon ausgehen, dass die an die 3 500, vielleicht sogar 4 000 Kinder betroffen sind, die den Kindergarten nicht besuchen und die zum Zeitpunkt der Einschulung in ihrer überwiegenden Mehrheit entweder Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache und/oder darüber hinaus andere Probleme haben, die vielleicht nicht unmittelbar und nur auf das Sprachliche zu reduzieren sind. Da sind wir einer Meinung. 

Jedenfalls haben wir es mit ein paar tausend Kindern zu tun. Und ich hätte erwartet und vielmehr hätte es mich gefreut, wie gesagt, wenn wir einen 5-Jahres-Plan vorgelegt bekommen hätten, wie Wien es innerhalb der nächsten fünf Jahre erreichen möchte, dass genauso viel Kindergartenplätze vorhanden sind, wie es Kinder in dieser Stadt gibt. 

Es gibt einen ersten Schritt, wie gesagt. Ja, es entstehen neue Kindergartenplätze, das ist begrüßenswert. Begrüßenswert ist auch, dass schon die Kinderbetreuung der Dreijährigen ausgebaut wird. Wunderbar. Aber, und jetzt kommt ein sehr großes Aber, in der Zwischenzeit hat man sich in Wien für ein Modell entschieden, das ich an dieser Stelle sehr wohl kritisieren möchte. Denn es gibt jetzt sozusagen die vorgezogene Feststellung, Spracherhebung, Sprachstandarderhebung, oder wie es auch immer heißt, da kommen die Kinder hin, da wird einmal überprüft, auf welchem Stand sie sich befinden. Wir könnten uns jetzt auch aufhalten darüber, inwieweit die Menschen, die diese Erhebung machen, tatsächlich dafür gerüstet sind. Ich behaupte, nein, so ist es nicht. Und hier, in diesem Bereich, müsste man auch sehr viel investieren. 

Aber lassen wir das zum gegenwärtigen Zeitpunkt einen Nebenschauplatz sein. Die Kinder kommen hin, man stellt fest, sie haben Deutschschwierigkeiten, und dann sollen sie einen Förderkurs bekommen. 

Meine Damen und Herren, ein Förderkurs ist nicht ein Kindergartenplatz. Das macht einen Unterschied. Und ich wage im Übrigen zu bezweifeln, ob selbst ein Jahr Kindergartenbesuch tatsächlich ausreichen würde, um das Sprachdefizit aufzuheben. Warum? Weil Kindergartengruppen durchaus 30, manchmal auch 35 Kinder - das ist keine Seltenheit - haben. Man hat meist eine Kinderpädagogin. Diese Pädagogin ist nicht speziell ausgebildet für den Spracherwerb. Und zu glauben, dass dies für die Kinder durch den Kontakt mit anderen Kindern ausreicht, ist illusorisch. 

Das heißt, und worauf ich aus bin zu sagen, ist, es würde vielmehr helfen, wenn man für diese Kinder jetzt die Kindergartenplätze hätte, oder wenn man so rasch wie möglich dafür sorgen würde, dass diese Kindergartenplätze entstehen. Meine Sorge ist, dass diese Förderkurse, die sie jetzt bekommen werden, die hoffentlich auch in Anspruch genommen werden, zwar die Situation etwas verbessern, aber logischerweise bei Weitem nicht ausreichen werden, um das Defizit, das hier vorhanden ist, zu kompensieren. 

Was wiederum bedeutet, dass ein Jahr später, bei der nächsten Prüfung, festgestellt wird, dass das Kind nach wie vor nicht so weit ist, und dann landen diese Kinder in diesen Vorschulklassen, über die wir uns heute Früh auch unterhalten haben. Und das tut mir leid zu sagen, aber was Sie hier an Argumenten gebracht haben, reicht bei Weitem nicht, um meine Skepsis und meine Sorgen zu zerstreuen. Wenn das bedeutet, dass nach Möglichkeit vielleicht in allen Wiener Schulen, wir werden ja sehen, wie viele Kinder betroffen sind, wir werden auch sehen, wo diese Kinder wohnen, wir wissen ja auch, dass es in Wien in bestimmten Bezirken bekanntlich auch eine Konzentration gibt, das heißt, da gibt es ohnedies eine Ungleichverteilung, aber wie auch immer, wir werden es zu tun haben mit ein paar tausend Kindern, die tatsächlich dann in diese Vorschulklassen kommen, und unsere Kritik lautet, dass wir damit genau das getan haben, wovor wir jahrelang zuvor eigentlich alle gemeinsam gewarnt hatten, wir haben separiert, wir haben separiert, weil, no na, in diesen Vorschulklassen zu 90 Prozent, traue ich mich heute zu sagen, Kinder mit Migrationshintergrund sitzen werden. Ja, es werden auch sonst ein paar Einzelkinder aus benachteiligten sozioökonomischen Verhältnissen dort sein, die trotz deutscher Muttersprache ihrer Eltern in Deutsch Förderbedarf haben, aber wir können heute nüchtern feststellen, dass der überwiegende Teil der Kinder in diesen Klassen einen Migrationshintergrund haben werden, und sie werden diejenigen sein, die ein Jahr später eingeschult werden. Das heißt, dass sie dann ein Jahr älter sind, wenn sie die 1. Klasse erreichen, die ganze Schule wird wissen, wer diese Kinder sind, und warum sie ein Jahr später dazustoßen. Und ja, es tut mir leid und ich bin in Sorge, dass das, was man hier schafft, mehr oder weniger, verzeihen Sie mir den Ausdruck, die Schul-Descheks sind. 

Ich glaube nicht, dass das ein guter Weg ist für diese Kinder, ich glaube nicht, dass sie viel davon haben, und ich glaube, dass es viel besser gewesen wäre, noch einmal massiv in den Ausbau der Kindergartenplätze zu investieren, und sich ein sehr ambitioniertes Programm zu geben. Ja, und ich weiß, dass KindergärtnerInnen und KindergartenpädagogInnen nicht vom Himmel fallen, und dass wir hier ebenfalls einen Mangel haben, und dass man sowieso nachdenken und schauen muss, woher man die Fehlenden bekommt. 

Nichtsdestotrotz glaube ich, dass der weitaus bessere Weg genau der gewesen wäre, dafür zu sorgen, dass für jedes Wiener Kind ein Kindergartenplatz zur Verfügung steht, zumindest für das letzte Jahr. Und wenn Sie mich fragen, was meines Erachtens à la longue die Lösung sein kann, so sage ich Ihnen, es führt kein Weg daran vorbei, dass der Kindergartenbesuch in Österreich und auch in Wien verpflichtend und kostenlos wird, denn das bedeutet, dass alle Kinder, alle Kinder ausnahmslos, den Kindergarten besuchen. Das ist gut für sie, das ist eine gute Fördermaßnahme genau für solche Kinder, die das auch tatsächlich brauchen und kostenlos deshalb und zwar für alle, weil das eine der wesentlichsten Entlastungsmaßnahmen für junge Familien wäre, nicht nur für diejenigen mit Migrationshintergrund, sondern, und ganz besonders für diejenigen, die der Mittelschicht angehören, die derzeit, wenn sie ein Kleinkind oder zwei Kleinkinder haben, locker mit Kosten bis zu 700 EUR im Monat rechnen können, und die Entlastung brauchen. Auf Bundesebene sitzen unsere klugen Köpfe beisammen und diskutieren, wie man den Mittelstand entlasten kann, wie man das machen kann, braucht es neue Steuern, wie kann man Entlastungen über diese oder jene Beiträge zustande bringen. 

Und ich sage Ihnen an dieser Stelle, die beste und eine der zielgerichtetsten Entlastungen, die es geben könnte, sowohl in Wien als auch bundesweit, wäre, den Kindergartenbesuch kostenlos zu machen. Einmal mehr, denn dies würde genau all diejenigen erreichen und erfassen, die es am allerdringendsten notwendig haben, nämlich junge Eltern eben aus Familien, die nicht gerade in Reichtum schwimmen. 

Das heißt, wir sehen, dass wir hier mit einer einzigen Maßnahme sowohl sozial handeln könnten als auch im Sinne einer guten Integrationspolitik. Dies würde bedeuten, dass auch diese Kinder zumindest eine Chance haben, und zwar wirklich eine gute, eine reale und eine brauchbare Chance, ihren Weg in Österreich zu machen, erfolgreich zu sein und sich hier dann auch selbstbewusst zu Hause zu fühlen, sich mit dem Land identifizieren und sagen zu können, ja, ich bin stolz darauf, ein Österreicher oder eine Österreicherin zu sein, ich fühle mich hier willkommen, das ist mein zu Hause, ich habe hier Erfolg. 

Also, insofern kann ich von dieser Stelle aus an Sie appellieren. Ich glaube, dass der jetzt eingeschlagene Weg kompliziert ist, ich glaube, dass er sehr, sehr viele Fallen in der Durchführung hat, ich glaube, dass er schon noch halbherzig ist und ich glaube auch, dass er zu noch mehr Schwierigkeiten führt, genau für diese Kinder, die es ohnedies es nicht leicht haben in dieser Stadt. Und ich appelliere an Sie, von diesem Weg abzugehen, es allenfalls als Zwischenlösung zu betrachten, wogegen ich, wie gesagt, einmal mehr von Herzen protestiere, und gezielt in den Ausbau der Kinderbetreuungsplätze zu investieren, sodass wir sagen können, diese Vorschulklassen brauchen wir nicht, in vier, fünf Jahren ab jetzt gibt es wirklich einen hundertprozentigen Deckungsgrad in dieser Stadt, besonders wenn wir uns eines Tages auch noch dazu durchringen, das kostenlos zu gestalten und auch darüber zu diskutieren, wie auch eine Pflicht aussehen kann. 

Mir ist bewusst, bei kleinen Kindern kann eine derartige Pflicht nicht so gestaltet werden wie die Schulpflicht, es müsste Ausnahmen geben und vieles mehr, aber genau diese Debatte braucht es meiner Meinung nach in dieser Stadt und in diesem Land, und dann könnten wir es tatsächlich schaffen, Kollege Vettermann, und davon bin ich überzeugt, das Schulproblem, von dem wir alle sprechen, schon im Vorfeld zu lösen und nichts mehr davon wissen. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dieser Tag könnte ein Freudentag sein. Er könnte ein Freudentag sein, weil auf Bundesebene die zwei größten Parteien zueinander gefunden haben und bekannt haben, dass die Kinderförderung ein wichtiger Beitrag ist, dass Frühförderung ein gemeinsames Anliegen ist. Ich hätte gerne heute angestoßen auf diesen gemeinsamen politischen Konsens, für den gerade unser Wiener Landesparteiobmann, Bundesminister Hahn, sehr viel im vergangenen Jahr, im vorigen Sommer, getan hat, damit dieser politische Konsens möglich wird. Ich bedaure es, dass sein politisches Engagement nicht jene Wirkung in Wien entfalten kann, die eigentlich mit dieser Art 15a-Vereinbarung möglich wäre. 

Schauen wir zurück auf den vorigen Sommer. Ein langes Tauziehen, wo die Förderung stattfinden soll. Die verpflichtende Vorschulklasse für die Fünf- bis Sechsjährigen seitens der SPÖ, die Förderung im Kindergarten seitens der ÖVP. Der Konsens, vorgezogene Schuleinschreibung, um bereits frühzeitig den Förderbedarf im Kognitiven, im Sprachlichen, im Motorischen, im Feinmotorischen, zu erkennen. Soweit so gut, Kompromisse haben es in sich, dass man sich irgendwann entscheiden muss, wo die Förderung stattfindet, und man einigt sich darauf, dass Kinderbetreuung generell ausgebaut werden soll, dass dazu als Anreiz zusätzliche Bundesmittel geschaffen werden, dass die Länder ihren Beitrag leisten und dass die Förderung insbesondere jener Kinder, die eine spezifische individuelle Förderung brauchen, im Kindergarten stattfindet. Um das individuelle Förderprogramm festzustellen, brauche ich auch eine Erhebung. Und schauen wir zurück auf den vorigen Sommer. Als der ja auch in diesen Tagen sehr kämpferische Obmann und Bildungssprecher der ÖVP, Fritz Neugebauer, gesagt hat, testen wir doch die Kinder, ist damals ein Aufschrei durch die Reihen gegangen, was für eine Idee er haben kann, Vierjährige zu testen. 

Und heute stehe ich hier vor Ihnen und wünschte mir, dieser mediale Aufschrei hätte mehr Nachhaltigkeit, denn heute haben wir einen Test, der nicht valide ist, heute haben wir ein Chaos in Wien, heute haben wir zehn Monate verstreichen lassen und das, was möglich gewesen wäre auf Grund des harten Diskurses im vorigen Sommer, ist heute in Wien nur mangelhaft realisiert. 

Meine Damen und Herren, ich hätte lieber mit Ihnen heute auf einen politischen Durchbruch angestoßen anstatt hier zu stehen und wieder die Mehrheitsfraktion kritisieren zu müssen, denn eines haben Sie mir bis heute nicht erklären können, warum Sie einerseits zwangsweise allen Kindern zwischen fünf und sechs Jahren die Schulpflicht auferlegen wollen, auf der anderen Seite aber bis heute nicht in der Lage waren, jedem Wiener Kind im Alter zwischen fünf und sechs Jahren einen Kindergartenplatz zu garantieren, und jedem Kind zwischen fünf und sechs Jahren einen Kindergartenplatz gebührenfrei anzubieten. 

Also, warum der Zwang im Vorschulbereich, aber nicht der freiwillige, gebührenfreie Kindergarten zwischen fünf und sechs. Diese ideologische Barriere verstehe ich nicht. Ich halte sie für eine Blockadepolitik. Ich verstehe nicht, warum Sie eine Schulpflicht brauchen, aber keine Kindergartenplätze für die Fünf- bis Sechsjährigen gebührenfrei einführen können. Aber ich bin mir sicher, dass Kollege Wutzlhofer und Kollege Vettermann hier auch eine entsprechende Aufklärung bringen werden, warum Sie Schulpflicht brauchen, aber keinen Gratis-Kindergartenplatz fördern. 

Kommen wir aber nun zur 15a-Vereinbarung. Ja, Wien hat unterschrieben, Wien war bei den Ersten, keine Frage, hier waren viele ÖVP-Länder zu zögerlich. Ich sage das hier gleich, damit Sie nicht Ihre Redezeit verbrauchen, um auf unsere anderen Argumente einzugehen. Ja, es ist auch aus der Wiener ÖVP-Sicht so, dass es schade ist, dass die SPÖ-Länder hier Vorreiter waren. Aber den ideologischen Kampf Tagesmutter gegen Kinderbetreuung, Tageseltern gegen Kinderbetreuung, den führen wir mit Ihnen nicht, denn natürlich ist die Tagesmutter genauso wichtig, aber zwischen fünf und sechs Jahren ist jene Zeit, in der insbesondere jene Kinder, die einen Förderbedarf haben, eine spezifische Förderung brauchen. Warum werden diese Kinder jetzt selektiert und in Sprachkurse geschickt, obwohl das genau der Grund war, warum es zu dieser 15a-Vereinbarung gekommen ist, nämlich das zu verhindern? Wir haben gemeinsam die Sprachtickets evaluiert, haben festgestellt, die Sprachtickets bringen auch nicht den erwünschten Erfolg. Warum aber ist jetzt die Gemeinde nicht in der Lage, innerhalb von zehn Monaten allen Kindern einen Kindergartenplatz zur Verfügung zu stellen. Ich will es nicht verstehen, ich kann es nicht verstehen und Sie konnten es mir bis heute nicht erklären. Werden wir sehen, was heute passiert, wir werden weiter fordern, dass für jedes Kind zwischen fünf und sechs Jahren ein gebührenfreier Kindergartenplatz sofort ab Herbst zur Verfügung stehen muss. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sprachförderung von der Kindergartenförderung zu trennen, ist Nonsens, ist sinnlos, das ist nicht jener Weg, den wir brauchen. Wir brauchen spielerische Förderung, wir brauchen ganzheitliche Förderung. Sie selber betonen es immer wieder und sind jetzt glücklich, dass man die Sprachtickets aufgestockt hat, das Stundenausmaß auf drei Mal in der Woche, aber das ist nicht die Lösung des Problems. Es geht darum, Kinder zu integrieren, Kinder in gemischte Gruppen zu integrieren, und das erfolgt nun einmal über den Kindergarten. Wir sind auch dafür, dass man generell darüber nachdenkt, den Kindergarten in einem kurz- und mittelfristigen Plan gebührenfrei anzubieten. Es war die Steiermark, die sich hier in den letzten Tagen wieder angeschlossen hat, eine Entwicklung, wenn Sie sie vergleichen, Vorarlberg, Niederösterreich. Das zeigt auch der Rechnungshofbericht, er sagt, die Gebühren in Wien seien zu teuer, zu hoch, seien unsozial und erfassen nicht jene, die eigentlich eine Förderung brauchen würden. 

Mit anderen Worten unterscheiden wir zwischen einem kurzfristigen und einem mittelfristigen Ziel. Einigen wir uns doch heute darauf, dass ab Herbst genügend Kindergartenplätze zur Verfügung stehen sollten, die gebührenfrei für alle Kinder zwischen fünf und sechs Jahren vorhanden sind und einigen wir uns doch auf einen Ausbauplan für alle kleinen Kindergartenkinder innerhalb weniger Jahre durch eine Umschichtung des Budgets im Wiener Landtag, im Wiener Gemeinderat, durch eine Umschichtung des Budgets den Kindergarten zu einem echten Bildungsgarten zu machen und gebührenfrei anzubieten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Beginnen wir beim Prater, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, beginnen wir beim Prater einzusparen, bei Fassadenpolitik, die nichts anderes als eine unzulässige Marketingpolitik ist, beginnen wir bei der Vergabepolitik der Stadt und des Landes, beginnen wir beim Presse- und Informationsdienst und den ganzen Imagebroschüren und Kampagnen und schichten wir das Geld zu Gunsten unserer Kinder und Jugendlichen um. 

Ja, Geld lässt sich realisieren und freimachen. Das hat beispielsweise der Wirtschaftskammerpräsident Leitl in seiner Rolle als Landesrat beeindruckend gezeigt. Er hat gezeigt, was nachhaltige Politik ist. Er hat damals in Oberösterreich eine Verwaltungsreform eingeleitet, die bis heute Budgets ermöglicht hat, in denen Bildung, Wissenschaft, Wirtschaft gemeinsam gefördert werden können. Eine gute und moderne Verwaltungspolitik, eine gute und moderne Verwaltungsreform schaufelt nämlich jenes Geld frei, das wir für unsere Kinder und Jugendlichen brauchen. Exzellente Beamte, hochqualifizierte Beamte, die eigenständig arbeiten können, keinen Maulkorberlass bekommen, nicht an professioneller Arbeit von der Politik gehindert werden, das ist jene Verwaltungsreform, die wir uns vorstellen, um Gelder freizubekommen für Gratis-Kindergartenplätze, für Gebührenfreiheit, für einen Bildungskindergarten, der gebührenfrei allen Eltern zur Verfügung steht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, dieser bürgerliche Applaus ist deswegen da, weil meine Abgeordneten, meine Kollegen, wissen, dass die Bänke hier leer sind, (Abg Godwin Schuster: Ja, ja!) und dass wieder einmal bei der Mehrheitsfraktion alles verhallt. (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Es könnten ja alle anwesend sein!) Allein bei den Anwesenden fürchte ich, dass die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin zwar gut ist im Marketing, dass es aber hier ein Tauziehen gibt zwischen der Vizebürgermeisterin Brauner und Laska um den PID-Topf. Aber uns wäre lieber, es wäre ein Tauziehen um den Wettbewerb, wer als Erster die Gebührenfreiheit des Kindergartens finanziert. Das wäre jener politische Wettbewerb, der diese Stadt wirklich weiterbringen würde, und nicht das Marketing. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, das Zögerliche auf Ihren Bänken unterstreicht einmal mehr, dass Sie für Zwang sind, für Ideologie sind, aber nicht für Freiwilligkeit. Für die Freiwilligkeit haben Sie nichts übrig. Sie können sich nicht vorstellen, dass es in anderen Bundesländern funktioniert zu 98 Prozent, 98 Prozent, genau. (Abg Godwin Schuster: Meine Nichten und Neffen gehen in Niederösterreich in den Kindergarten, ab Mittags ist geschlossen!) Aber es gibt es, und das verschweigen Sie, dass jeder Elternteil in Niederösterreich ein Recht hat, ein verbrieftes Landesrecht, er bekommt es, ein verbrieftes Landesrecht auf die Öffnung. (Abg Godwin Schuster: Nur bringt das nichts, Sie leben in einer Welt, die nicht existiert!) Zeigen Sie mir den Fall in Niederösterreich, und ich gehe der Causa nach, ich bin im engen Kontakt mit Landesrätin Mikl-Leitner, zeigen Sie mir einen einzigen Fall in Niederösterreich, wo die Eltern den Wunsch nach längeren Öffnungszeiten hatten, und dieser Wunsch nicht erfüllt wurde. (Abg Godwin Schuster: Sie leben in einer falschen Welt, ich kann es Ihnen sagen, weil ich es weiß!) Ich nehme es gerne an, Herr Kollege Schuster, (Abg Godwin Schuster: Mittags wird geschlossen!) geben sie mir die Fälle, ich gehe jedem einzelnen dieser Fälle nach, jedem einzelnen Fall werde ich nachgehen, (Beifall bei der ÖVP.) jedem einzelnen Fall. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, die Polemik alleine in Niederösterreich wird nicht ausreichen. (Abg Godwin Schuster: Wenn die Großmutter nicht wäre, könnten die Kinder nicht betreut werden!) Es gibt ein verbrieftes Recht, ich wiederhole es gern noch einmal, Herr Kollege Schuster. Es gibt in Niederösterreich ein verbrieftes Recht. (Abg Godwin Schuster: Ich sage Ihnen dazu ehrlicherweise, wenn Sie es hören wollen!) Wird meine Redezeit jetzt verlängert? (Abg Godwin Schuster: Aber Sie provozieren mich ja!) Okay, wenn sie nicht verlängert wird, dann lassen sie mich noch einmal zusammenfassen: (Abg Godwin Schuster: Nein, handeln Sie in der Realität!) Es gibt das verbriefte Recht in Niederösterreich. Wenn Sie einen Fall haben, wo diesem Recht nicht entsprochen wurde, melden Sie mir den, ich gehe dieser Sache gerne nach. 

Kommen wir aber nun wieder zu Wien. (Abg Kurt Wagner: Das ändert nichts an der Realität!) Leider ändern Sie nichts an der Realität in Wien und die ist so traurig, dass Sie immer wieder zur Polemik greifen müssen, das ist nämlich die Tatsache. Sie büßen polemisch, weil Sie ablenken wollen von Wien. Und sie werden ja heute noch Gelegenheit bekommen, Ihren Offenbarungseid zu leisten, (Abg Godwin Schuster: Ja!) Sie werden Gelegenheit bekommen zu zeigen, ob Sie für einen gebührenfreien Kindergarten sind. Und da werde ich in Ihre Reihen schauen und werde schauen, was Sie in Wien tun dafür, und da werde ich schauen, ob Sie tatsächlich für die Gebührenfreiheit sind. Es wird spannend, Ihren Offenbarungseid auch entsprechend an die Wählerinnen und Wähler weiterzutragen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, die Stadt Wien, die Abgeordneten der SPÖ im Gemeinderat und im Landtag, haben immer wieder eine faule Ausrede gehabt, wenn es darum geht, wie man das finanziert, da kommt nämlich die SPÖ seit Jahren mit dem Bund. Jetzt sitzt sie selbst im Bund in der Regierung und macht nichts anderes als innerparteilich zu streiten. (Abg Schuster: Machen Sie bitte die Ohren und Augen auf!) Mir wäre lieber, sie würden weniger innerparteilich streiten und würden mehr schauen, dass die Wiener Interessen auf Bundesebene auch entsprechend unterstützt werden. (Abg Godwin Schuster: Sie leben in einer eigenen Welt!) Ich lebe in der Welt, wo ich tagtäglich vorbei gehe an Teletext, Gusenbauer, Häupl, Burgstaller. Der eine tritt zurück, will nicht mehr, in der Welt lebe ich und sehe das tagtäglich im Teletext. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Realitätsfremd, der ÖAAB bestreitet überhaupt nichts, Sie leben in einer eigenen Welt!) 
Jede zweite Seite, (Abg Godwin Schuster: Neugebauer, ja kennen wir!) aber es wäre die Möglichkeit, (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Was aber!) es wäre die Möglichkeit, dass Sie hier schauen, (Abg Godwin Schuster: Nicht hier, gehen Sie raus und schauen Sie, wie es in Niederösterreich ist!) dass Sie entsprechende Sprachfördertests bekommen, die auch wissenschaftlich valid sind, denn es ist Ihre Bundesministerin, die für ordentliche Sprachfördererhebungen zuständig ist. 

Wien ist das einzige Bundesland, das einen unwissenschaftlichen Test einsetzt, den nicht einmal Erwachsene ausfüllen können, weil er nicht altersgerecht ist, weil er gar nicht altersgerecht gemacht worden ist, weil er wissenschaftlich nicht korrekt durchgeführt wird. 

Aber auch dazu haben Sie keine eigene Lösung, sondern nur die faule Ausrede. 

Sie tragen von der Kompetenzverteilung unserer Verfassung her Verantwortung für alle Kinder von null bis sechs Jahren. Wenn es daher nach der Alleinregierung der SPÖ in Wien noch immer mindestens 25 Prozent der Kinder bei der Schuleinschreibung gibt, die in Wien aufgewachsen sind und nicht der deutschen Unterrichtssprache folgen können, dann tragen Sie hier die alleinige Verantwortung für diesen Missstand, für Ihre verfehlte Integrationspolitik, für Ihre verfehlte Bildungspolitik. (Abg Godwin Schuster: Nein, bitte!) Ja, Kollege Schuster, hier tragen Sie Verantwortung für die Null- bis Sechsjährigen. Übernehmen sie diese, übernehmen sie die Verantwortung nicht nur gegenüber medialen Äußerungen, sondern in der Realität und in der Umsetzung. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Das ist ihr Credo!) 

Die Verfassung sieht vor, von null bis sechs Jahren sind Sie verantwortlich, und diese Verantwortung sollten Sie endlich übernehmen, wenn Sie hier im Landtag sitzen und die Kompetenzen auch tatsächlich kennen. 

Zwischen dem sechsten Lebensjahr und dem achtzehnten Lebensjahr haben sie die Umsetzungsverantwortung für die Schulgesetze, und Sie haben Verantwortung zu tragen, dass die Sprachförderung, die Förderung jedes einzelnen Kindes entsprechend erfolgt. Wenn bis heute die Betriebe Lehrlinge nicht aufnehmen und ausbilden in ausreichender Anzahl, weil die Kinder nicht lesen, schreiben, rechnen können, dann ist es ein Versagen der Frühförderung, dann ist es eine Folge der verteuerten Kindergartenpreise und ein Versagen des Qualitätsmanagements im Bildungsbereich des Stadtschulrates. 

Für diesen Stadtschulrat tragen der Landeshauptmann und die Landeshauptmann-Stellvertreterin die Verantwortung. 

Ich weiß schon, das wollen Sie nicht, diese Verantwortung wollen Sie nicht wahrnehmen. Ich weiß, es ist schwierig, Verantwortung zu übernehmen, aber nur immer aus der Opposition heraus zu sagen, wie seinerzeit auf Bundesebene, es wird besser, und seit Bundesministerin Schmied gekommen ist, ist die Hälfte der Koalitionspunkte, die vereinbart wurden, noch immer nicht umgesetzt, (Abg Godwin Schuster: Das ist unerträglich, wirklich unerträglich!) das alleine reicht nicht aus. (Abg Godwin Schuster: Ihr habt gesagt, wir ändern nichts!) 

Wir haben genug geändert, nur Wien gibt bis heute die Ressourcen an die Schulen nicht weiter. (Abg Godwin Schuster: Ich würde mich schämen für diese Arbeit!) Ich weiß, ich geniere mich überhaupt nicht, ich geniere mich dafür, dass die Frau Bundesministerin Gehrer Ihnen nicht noch ein strengeres Controlling auferlegt hat, wenn es um den Einsatz der Lehrerinnen und Lehrer gegangen ist. Das hätte gehört, hinter jedem Dienstposten hätte ein Wächter stehen müssen, denn der Finanzausgleich zeigt sehr deutlich die Zufriedenheit der Stadt. (Abg Godwin Schuster: Das glaubt nicht einmal die eigene Partei, was Sie gesagt haben, sehen Sie doch, wie diese Münder offen stehen!) Die eigene Partei lauscht auf, die amüsieren sich, wie herrlich Ihre Kritik ist. Die amüsieren sich darüber, wie sehr Sie sich aufregen. (Abg Godwin Schuster: Weil Sie sich aufregen!) Denn eines wissen wir in der Wiener ÖVP, wenn sich die SPÖ aufregt, dann geht es ihr nahe, dann kommen wir zur gestrigen Aktuellen Stunde zurück, dann geht es ihr nahe, dann fühlt sie sich betroffen und weiß, da hätte sie schon lange was tun können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie können immer noch was tun, tun Sie was, tun Sie für die Kinder was, (Abg Godwin Schuster zur ÖVP: Bitte Applaus!) sorgen Sie dafür, dass in dieser Stadt Integration nicht nur zugelassen, sondern auch gefördert wird. 

Jeder Cent, den Sie in die Frühförderung stecken, wird sich sehr viel mehr rechnen als jeder Cent, den sie Ihre Öffentlichkeitswerbung stecken. 

Sie brauchen ihre Gesichter nicht in Fabergé-Broschüren wiederfinden, finden Sie lieber fröhliche Kinder wieder, die die Sprache können, die integriert sind, die sich in Wien wohl fühlen und in Wien zu Hause sind, weil sie hier entsprechend auch aufgenommen sind. 

Das brauchen wir, wie zum Beispiel die 98 Prozent der Fünf- bis Sechsjährigen, die in Niederösterreich im Kindergarten sind. (Abg Godwin Schuster: Ja, die im Kindergarten sind!) Das ist die Latte, die sie sich legen sollten, und damit schließe ich. 98 Prozent Kindergartenquote für die Fünf- bis Sechsjährigen, 98 Prozent, ich weiß, Herr Wutzlhofer, sie wollen es nicht hören, (Abg Godwin Schuster: Sie wollen es nicht hören!) aber ich sage es Ihnen wieder mit großer Begeisterung, die Latte ist hoch in Wien, versuchen Sie wenigstens einen ersten Schritt zu setzen und ein bisschen mehr als 80 Prozent zu schaffen, denn es ist ja traurig, wenn andere Bundesländer 98 Prozent schaffen. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Vettermann, bitte.

Abg Heinz Vettermann: (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Vielleicht doch ganz kurz zur Vorrednerin und dann auch zu den Inhalten, weil sie da mit einem wirklichen polemischen Kuriosum versucht hat, gegen alles und jedes zu sein. (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Das war schwer, das anzuhören!) Was ist schwer? Es war nicht schwer, das anzuhören, es war nur sozusagen relativ unzusammenhängend im Sinne von: „Was kann ich noch alles massiv sagen, was eigentlich nichts damit zu tun hat, wo kann ich noch ein paar Zahlen dazuerfinden, wo kann ich, sozusagen à la Prater auch noch irgendwas wieder aufwärmen, noch einen Vorwurf hineinwerfen, eben um auch die eigenen Leute irgendwie vielleicht aufzuwecken, und alles mit allem zu vergleichen.“ 

Aber zu Niederösterreich möchte ich dann doch etwas sagen. Das ist ja dort soweit auch totes Recht und nicht das, was Sie immer zitieren. Wenn man sich zum Beispiel die Krippenplätze anschaut, da habe ich jetzt ein paar Zahlen. Weil Sie sagen „freiwillig“, dann dürfte es aber dort keine Eltern geben, die das wollen, weil Wien hat 12 131 an der Zahl, Niederösterreich hat keine. So weit zur Freiwilligkeit. Wer sich hier freiwillig dafür entscheidet, wird nichts finden. 

Oder apropos Bildungseinrichtung, Bildungsgarten: Wenn man sich die Bildungszeit in Wien anschaut, die läuft von 6.30 Uhr bis 17.30 Uhr, wo auch pädagogisch gearbeitet wird, in Niederösterreich von 8 Uhr bis 12 Uhr, Punkt und aus. (Abg Godwin Schuster: Das ist richtig, das ist die Realität!) So ist die Wirklichkeit. 

Ich habe mir in der Schnelligkeit gar nicht alles, aber doch ein paar Dinge noch mitgenommen. Auch wenn jetzt nicht für die Zukunft, aber wie die Steirer zu ihrem Beschluss gekommen sind. „Steirer stöhnen über teure Kindergärten, die teuersten selber.“ Das ist „Graz Umgebung“, die das recht gut beschreiben. Ich will das jetzt nicht extra vorlesen, aber nur um zu sagen, wie auch solche Beschlüsse zustande kommen. Aber was sagt der Rechnungshof - jetzt komme ich schon wieder zu Wien - der ja bekannterweise Linz und Salzburg, wenn Sie den Bericht kennen, verglichen hat. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wien ist teuer!) Ja, ja, hat aber die beste Qualität. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber Wien ist trotzdem teurer!) Und haben Sie sich auch den durchschnittlichen Betreuungsschlüssel bei den Krippen angeschaut? Wien 3,6, Linz 4,9, Salzburg 5,3. Kindergärten Wien 6,3, Linz 11,3, Salzburg 13,1. Bei den Horten ein ähnliches Bild. Das heißt, hier sehen wir ja, vom Rechnungshof wird bei den Krippen, Kindergärten - ich habe mir das alles auch unterstrichen - durchaus bescheinigt, dass Wien nicht nur sozusagen wettbewerbsfähig, sondern bei Weitem vorne ist, und man muss auch sagen, dass wir ja 93 Prozent aller Kinder unter sechs Jahren in den Wiener Kindergärten haben. Das muss man einmal soweit festhalten. 

Wenn man es freiwillig macht, da komme ich auch gleich zu der Frage: Wieso braucht Ihr eigentlich irgendwelche Verpflichtungen für ein verpflichtendes Kindergartenjahr, oder warum seid Ihr für die Vorschule? Dann ist das nicht nur, und die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin hat das auch in der Fragestunde ausgeführt, dass es nicht nur ein Kostenabschieben wäre, weil man das sowieso noch extra verhandeln müsste, sondern es hat natürlich eine gewisse Grenze der Freiwilligkeit gegeben, wo dann 93 Prozent auf 95, vielleicht auf 96 Prozent steigen. Es wird immer einen Teil geben, der es nicht will, der übrigens wie bei der Schule - wie Kollegin Vassilakou - auch häusliche Betreuung haben möchte. Wenn man hier ein ganzheitliches Angebot haben möchte, wird es ohne eine gewisse Verpflichtung nicht gehen. Ob man das gleich mit Sanktionen verbinden muss, das muss man sich wirklich anschauen. 

Ich bin froh, dass nicht gleich sanktioniert wurde - das zu den verbliebenen Freiheitlichen gesagt -, denn das ist sicher keine gute Idee, je jünger die Kinder sind, hier mit einer extremen Sanktion zu reagieren. Bei der Schule wäre es dann sogar bis zur Kindesabnahme möglich, oder dass es mit Zwang hingebracht wird. Nur, das ist nicht einmal von den Freiheitlichen angedacht, und dass man gleich mit Sanktionen zuschlägt, wird keinesfalls eine gute Geschichte. Und daher gut, dass wir das nicht gemacht haben, sondern entsprechend auch noch abwarten. 

Dass es jetzt bei der 15a-Vereinbarung einen Bildungsplan gibt, freut uns. Wien hat ja, was die Kindergärten betrifft, als erstes Bundesland gesagt, dass es das als Bildungseinrichtung begreift und hat auch einen eigenen Bildungsplan entwickelt, der die Inhalte verbindlich festgesetzt hat. Und wenn wir gesagt haben, wir wollen die Bildungseinrichtung, wir verstehen das als Bildungseinrichtung - es war auch immer so gemeint und es wurde auch einige Male dezidiert gesagt – und wir haben immer gesagt, okay, wenn das eine Bildungseinrichtung ist, dann muss man da auch über Schlüssel reden und dass es Österreich-weit kommt, dass das eine wirkliche Bildungseinrichtung ist und nicht wie in Tirol gar nicht oder wie in Niederösterreich von 8 bis 12 Uhr, und für die Kleinen gar nicht, und so weiter, sondern tatsächlich eine gewisse Kernzeit vorhanden ist, dann sind wir auch dafür, dass das entsprechend umgesetzt wird. 

Das ist, glaube ich, auch die Lösung. Eine Lösung, die übrigens die Nationalratspräsidentin Eva Glawischnig gefordert hat. Das auch zur Kollegin Vassilakou gesagt. 

Wie läuft das jetzt? Und da haben wir einen Change gemacht, dass nämlich Kollege Wutzlhofer etwas mehr noch auf Kindergärten nachher eingehen wird. Wie läuft das jetzt mit unserem Förderungsmodell? Warum sage ich Förderungsmodell in Wien? Weil es bei uns eben dezidiert keine Sprachförderung, keine reine Sprachförderung ist. Wir schauen im sozialen Kontext, wir schauen motorisch, wir schauen, ob es hier einen Förderbedarf gibt, und zwar einen Förderbedarf für alle Wiener Kinder, und der wird natürlich auch des Öfteren im sprachlichen Bereich zu finden sein, aber nicht ausschließlich. 

Aber wie wird das jetzt erhoben? Erstens einmal bei den 93 Prozent, die in den Wiener Kindergärten sind, gibt es gar keinen Test in dem Sinn, sondern es gibt eine Begleitung, es gibt einen Beobachtungszeitraum, der jetzt im Juni auch läuft, wo das über ein, zwei Wochen abgetestet wird und man das in spielerischer Form begleitend erheben kann. 

In dem Sinn getestet werden natürlich nur die, die eingeladen werden, weil sie nicht in einem Wiener Kindergarten sind, also nur mehr die restlichen 7 Prozent, und da gibt es im Gegensatz zu einer punktuellen Prüfung ein 3-Tages-Setting, was auch wesentlich besser ist als das bisherige Modell, in dem Sinn, dass eben im Kindergarten oder im kindergartennahen Bereich getestet wird und das über drei Tage. Die Schulreife selbst wird ja dann von der Schule ein Jahr später noch einmal festgestellt, und da entscheidet es sich dann, kommt das Kind in die Vorschule oder nicht. Das heißt, es ist freiwillig. 

Zu den Kosten noch: Ich meine, ich habe das Wiener gestaffelte Modell schon so oft erklärt, dass ich nur auf meine früheren Erklärungen in dem Sinn verweisen möchte, dass wir natürlich einen großen Prozentsatz, über ein Drittel, haben, die gar nichts zahlen und ungefähr ein Drittel, das gefördert wird. Und nur das geförderte Drittel, das gar nichts zahlt, ist oft schon wesentlich mehr als es überhaupt Kindergartenplätze in den meisten anderen Bundesländern gibt. Das muss man ja sehen, dass wir quantitativ und qualitativ hier also wirklich ein breites Angebot haben. 

Diese Sprachförderung, diese soziale Förderung, ist eben verpflichtend. Es gibt diesen zusätzlichen Test und dieses zusätzliche Screening. Dass die Vorschule jetzt die Förderung für die Kinder bietet, die sie brauchen, ist jetzt im gesetzlichen Rahmen möglich. Dass wir ursprünglich etwas anderes gefordert haben, ist ja ohnedies bekannt, wir wollten ein verpflichtendes Vorschuljahr, da wäre wieder eine absolute soziale Homogenität gegeben, aber das ist eben momentan nicht möglich. Die Vorschule, die es aber schon früher geben hat, wo ja ebenfalls gefördert wird, aber nur diejenigen, die es gebraucht haben und nicht alle, hat ein klares pädagogisches Konzept. Sie ist daher sicher auch keine Ghettoklasse, sondern sie bietet eine einjährige Förderung für die, die es brauchen. Es gibt ja jetzt schon Kinder, die zum Beispiel ein Jahr später in die Schule kommen, also eine Stigmatisierung kann ich da nicht erkennen. Die wäre ja nur gegeben, wenn die Klassen beisammen bleiben, also wenn die ganze Klasse so, wie sie sich in der Vorschule bildet, durch alle weiteren Schulklassen durchgezogen wird, und das ist wirklich nicht der Fall. 

Zu den Tagesmüttern vielleicht noch eine Anmerkung: Da geht es in Wien vor allem nach Angebot und Nachfrage. Wir haben keinen ideologischen Zugang, sondern es wurde auch gesagt, die Zahl wird ungefähr gleich gehalten. Aber nicht deshalb, weil wir gerne weniger hätten, oder – und das ist wahnsinnig aufgetragen worden - weil wir mehr brauchen, sondern weil das nachgefragt wurde. Da kann man sich fragen, na gut, warum wird nicht wesentlich mehr nachgefragt. Einer der Gründe, auf die ich gekommen bin, weil ich mich für die Frage auch interessiert habe, ist, dass viele leibliche Mütter durchaus ein institutionelles Angebot schätzen. Unter anderem auch deshalb, weil ihnen das ein bisserl unheimlich ist mit der engen emotionalen Beziehung, die man dann zur Tagesmutter bekommen könnte, und daher ist die Nachfrage gar nicht so groß, sondern man will das Kind durchaus in Institutionen geben, und daher gibt es das Angebot in Wien. Dort, wo nachgefragt ist, soll es auch möglich gemacht werden, aber wir kommen nicht darum herum, dass wir auch die Kindergärten ausbauen wollen und werden. 

Und ich komme jetzt ganz kurz zu dem, was ja eigentlich wirklich auch der Kern der heutigen Beschlusslage ist, nämlich, dass wir Qualität ausbauen wollen. Das haben wir mit der 15a-Vereinbarung eben auch drinnen. Und deshalb hat es so lange Diskussionen mit den anderen Bundesländern gegeben, dass hier Öffnungszeiten, zum Beispiel 9½ Stunden, 45 Wochenstunden, ein ganzjähriger Betrieb mit fünf Wochen sozusagen möglicher Pause wie normale Ferien gegeben sind und nicht diese vielen anderen Modelle, wie sie in den Bundesländern vorhanden sind. Wien wollte das immer und hat auch von vornherein nur diese Form des Kindergartens angeboten, und das werden wir heute auch entsprechend beschließen, wo es eben darum geht, dass vor allem die Null- bis Sechsjährigen in einem massiven Ausbauschritt hier profitieren werden, aber auch Sechs- bis Zehnjährige, wo Wien selbst sozusagen das Geld in die Hand nimmt, die Kosten trägt, wo wir also gar keine Kofinanzierung bekommen, zum Beispiel die Campusmodelle Monte Laa, Nordbahnhof und Aspern. 

Wir haben ja - weil auch der Fünfjahresplan nachgefragt war – hier ein dreijähriges Ausbaupaket. Wenn man nun sagt, wieso nur heuer, dann stimmt das nicht, es ist ein dreijähriges Paket, wo im Gesamten 22 Milli-
onen EUR bezahlt und dadurch auch 1 800 neue Betreuungsplätze geschaffen werden. Darum geht es, und es ist ein wirklich massiver Schritt. Davon werden heuer noch 37 Projekte und 28 davon im privaten Bereich mit Kinderbetreuern und Anbietern errichtet, sodass wir heuer noch zusätzlich 1 265 Kinderbetreuungsplätze schaffen werden, und in dieses Vorhaben werden rund 5 Millionen EUR investiert. 

Das heißt, wir machen hier einen massiven Schritt. Und ich möchte daher abschließend sagen, dass - aller Polemik zum Trotz - das heute natürlich ein Tag der Freude ist, denn mit der heutigen Beschlussfassung wird ein Schritt, aber ein riesiger Schritt, in die gute Qualität für die Wiener Kinder gesetzt und deshalb freue ich mich, wenn wir das heute beschließen können. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren! 

Es wundert mich, dass Kollege Jung nicht spricht, aber vielleicht kommt er ja noch, weil es waren ja schon die Ausführungen des Kollegen Gudenus wieder sehr aufschlussreich. Einmal mehr möchte ich hier sagen, wie eindimensional offensichtlich die FPÖ zu dem Thema Kinderbetreuung, Kinder in Wien, sprechen kann, weil es wurde in diesem Zusammenhang nur von Ausländerkindern gesprochen. Öfters kamen schon unsere Kinder vor, aber diesmal waren nicht unsere Kinder gemeint, sondern die Ausländerkinder. Es ging ausschließlich nur um die fehlenden Deutschkenntnisse und eigentlich nicht um die Förderung der Kinder. Es kam dann auch noch die Gewalt ins Spiel und so weiter, aber es ist immer wieder die gleiche Debatte, die hier von Seiten der FPÖ abgeführt wird. Und ich möchte mich hier klar distanzieren von dem, was Kollege Gudenus gemeint hat, dass nämlich alle Parteien im Ausschuss dem Wiener Freiheitlichen Bildungsmodell zugestimmt hätten. Die Grünen stimmen dem sicher nicht zu, denn uns geht es in der Bildungspolitik um viel mehr als um die Ausländerkinder, um die so genannten Ausländerkinder, und es ist eigentlich zurückzuweisen, dass Sie hier sagen, wir teilen alle das und stimmen alle dem freiheitlichen Bildungsmodell zu. Das tun wir sicher nicht. 

Die 15a-Vereinbarung: Es ist zu begrüßen, dass hier jetzt eine Vereinbarung vorliegt. Das Hin und Her zwischen den Ländern habe ich nicht ganz nachvollziehen können, warum ÖVP-Länder so zögerlich waren. Zum Glück sind auch die jetzt noch eingestiegen, und wie wir heute in der Früh ja gehört haben, wird es eine überarbeitete Fassung dieser Vereinbarung geben. 

Ich finde es schade, es war eigentlich eine erbärmliche Diskussion, die da im Vorfeld abgelaufen ist, dieses sich gegenseitig auszurichten, welches Land jetzt besser ist, was jetzt besser ist, aber ich finde es sehr zu begrüßen, dass Wien da dabei war, das mit den Ersten zu unterschreiben, und dass jetzt hier zumindest einmal eine Vereinbarung vorliegt, die heute auch beschlossen wird. 

Trotzdem hat diese Vereinbarung meiner Meinung nach ein paar Schwächen, und auf die komme ich dann auch noch. Und es ist auch schade, dass es so lange gedauert hat, dass es seit dieser so genannten Kindergartenmilliarde, die es einmal gab, erst jetzt wieder zur Finanzierung des Ausbaues von Kinderbetreuungseinrichtungen kommt, und dass es eigentlich jetzt einige Jahre gedauert hat, dass hier wirklich erkannt wurde, dass Österreich einen Nachholbedarf hat, vor allem im Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen für die Unterdreijährigen. 

Wir haben schon mehrmals hier Anträge eingebracht, dass das passiert. Wir haben das immer wieder gefordert, dass gerade bei den Unterdreijährigen auch Wien einen Nachholbedarf hat. Natürlich ist es so, dass Wien hier als Großstadt mehr Plätze hat als die anderen Bundesländer, aber wir können nicht sagen, dass wir in Wien hier nicht auch einen massiven Nachholbedarf haben, und das, was wir gestern auch beschlossen haben, wird diesen Nachholbedarf nicht ganz abdecken. 

Ich würde, vielleicht kann man das in einer anderen Debatte vorbringen, denn es passt wahrscheinlich hier nicht ganz her, aber ich finde den Begriff Krippenplatz zu überdenken. Ich glaube, dass man in einer Bildungsdebatte, die auch die Null- bis Dreijährigen betrifft, nicht mehr von Krippen sprechen sollte, was aber nach wie vor hier der Fall ist. Ich glaube, dass es hier einen anderen Terminus braucht, weil Krippe etwas anderes ist als ein Kindergarten, auch wenn die Kinder, die in den Kindergarten gehen, unter drei Jahre alt sind. Dort machen sie etwas, sie liegen nicht im Stroh, und es leuchten keine Sterne auf sie herab, sondern sie arbeiten dort, sie machen kindsgerechte Erfahrungen im sozialen Umfeld, sie lernen dort, und da ist das Wort Krippe eigentlich ein verfälschtes.

Zu den Schwächen: Ich finde es gut, wenn hier geregelt wird, dass der Ausbau, die Betreuungsquote der Unterdreijährigen zu erhöhen ist, (Abg Erich Valentin: Der Rechnungshof!) es ist auch gut, dass Sprachstandsfeststellungen nach einheitlichem Bildungsstandard gemacht werden, aber es ist einfach zu spät, hier im letzten Kindergartenjahr mit der Sprachförderung anzufangen. Die Sprachförderung muss viel, viel früher beginnen, deswegen ist es so wichtig, dass die Kinder möglichst früh in den Kindergarten gehen, und deswegen ist es auch sinnvoll, nicht nur das letzte Kindergartenjahr gebührenfrei zu machen, sondern den ganzen Kindergarten ab drei Jahren gebührenfrei zu machen. Auch für die Unterdreijährigen könnte man sich das überlegen. Und die Sprachförderung nur im letzten Jahr vor der Schule anzuhängen, ist zu spät, das sagen alle ExpertInnen. Alle SprachwissenschaftlerInnen wissen, dass man in einem Jahr, wenn man wirkliche Defizite in der Muttersprache hat und damit auch in der Zweitsprache, dass das in einem Jahr nicht aufzuholen ist. Das heißt, es muss sehr viel früher angesetzt werden. Sicher ist das jetzt ein Schritt, aber ich glaube, dass das nicht der Schritt sein wird, der uns wirklich weiterbringt, sondern es ist sehr viel früher damit zu beginnen.

Zur nächsten Schwäche, zumindest zu dem, was ich als Schwäche definiere: Wir haben ja gestern die Annahmeerklärung die Projekte beschlossen, die jetzt 2008 finanziert werden, wo es 37 verschiedene Projekte von privaten Betreibern gegeben hat, die jetzt Plätze und Gruppen anbieten und dann auch noch, dass es weitere 69 Gruppen in den Neubaugebieten geben wird. Trotzdem wurde mir dann im Ausschuss auf meine Frage, wie viele Betreuungsplätze für die Unterdreijährigen es dann sein werden, gesagt, es werde ungefähr die Hälfte sein, also ungefähr 600, weil ungefähr 1 200 Plätze damit geschaffen werden. Und in der 15a-Vereinbarung ist eigentlich die Zielsetzung der Betreuungsquote der Unterdreijährigen zu erhöhen, und es ist auch im Art 7 festgelegt, dass bis zu 25 Prozent des Zweckzuschusses des Bundes für die Betreuungsplätze, also nur 25 Prozent des Zuschusses für die Betreuungsplätze für Drei - bis Sechsjährige, zur Verfügung gestellt werden. Wir haben aber gestern quasi 50 Prozent dieses Zuschusses für die Drei- bis Sechsjährigen ausgegeben, was ich auch prinzipiell gut finde, und hier auch noch Nachholbedarf ist, aber eben nur 50 Prozent für die Unterdreijährigen. Und jetzt weiß ich nicht, ob nicht noch die große Welle hier über uns hereinbrechen wird in den nächsten Jahren, wo wirklich der Ausbau der Unterdreijährigen-Plätze kommen wird, oder ob es das schon gewesen ist. 

Ich glaube nicht, dass es das gewesen sein kann, vor allem, was ist mit dem Ausbau der Gemeindekindergärten, die sind ja bis jetzt nur angedeutet. Bei den Privaten haben wir ja wirklich vorliegen, wer was bekommt, wie viele Gruppen, wie viele Plätze, aber von den gemeindeeigenen Kindergärten wissen wir gar nichts und ich hoffe, dass Kollege Wutzlhofer hier Aufklärung bieten kann. 

Es wird auch, und das ist eine weitere Schwäche, in der 15a-Vereinbarung festgehalten, dass es eine Evaluierung geben soll. Ja zur Evaluierung, es ist ganz besonders wichtig, Maßnahmen in diesem Bereich zu evaluieren. 

Auch das Controlling ist ein sehr positiver Schritt, aber was mir nicht ganz erklärbar ist, ist die zeitliche Abfolge, die hier geregelt ist. In diesem Art 12 sind diese Evaluierung und das Controlling angesprochen, und wir wissen, wie das jetzt in Wien läuft. Jetzt wird – das haben wir schon gehört – gescreent und dann im Herbst geht es los mit der Förderung, nicht nur der sprachlichen Förderung, sondern der Frühförderung überhaupt. Aber in Bezug auf die frühe Sprachförderung ist hier im Art 12 festgehalten, Ende 2008 wird im Hinblick auf die Zielerreichung evaluiert. 

Was wird da genau evaluiert? Denn daraufhin soll dann entschieden werden, ob es eine gesetzliche Verpflichtung geben soll oder nicht. Wenn man sich die Zeitspanne anschaut, so wird im Herbst, wo noch die Eingewöhnungsphase der anderen, die im Kindergarten sind, läuft, denn das ist ja im Herbst noch der Fall, angefangen mit der Förderung, und am Ende 2008 wird schon evaluiert.

Welche Ergebnisse kann es da geben? Ich glaube, nicht wirklich aussagekräftige, denn nach drei Monaten Sprachförderung wird es wahrscheinlich noch nicht wirklich eindeutige Ergebnisse geben in Bezug auf die Zielsetzung, die hier definiert wird. Ich weiß nicht, ob diese Evaluierung Sinn macht in der Form, ich weiß auch nicht, ob es so geplant ist. Zumindest ist es hier im Art 12 so geregelt, dass man Ende 2008 schon erste Schlüsse ziehen will, ob die Maßnahmen greifen. 

Ich glaube, das ist der falsche Weg. Wenn man schon in einem Jahr eine Sprache nicht lernen kann, so wird es in drei Monaten noch viel, viel schwieriger sein und auch nicht messbar sein, was die Kinder machen.

Es gab einen Artikel, in dem die Frau Minich, die pädagogische Leiterin der Wiener Kindergärten, interviewt wurde, mit dem sehr, sehr aussagekräftigen Titel – ich habe mich sehr gefreut, als ich den Titel gelesen habe: „Kinder, die alles können, sind die Ausnahme." Ich glaube, dass das genau das ausdrückt, was wir brauchen. Wir müssen die Kinder in ihren Stärken stärken, nicht immer ihre Schwächen betonen, wie das die FPÖ gerne macht bei jenen, die sich schwer tun mit der deutschen Sprache, weil sie ihre Muttersprache nicht können und nicht ausreichend lernen können. 

Ich glaube, dass wir die Kinder in dieser Stadt ermutigen sollten, ihre Stärken auch auszuleben. Sie sollten nicht immer auf die Schwächen reduziert werden. Das wird wahrscheinlich dann auch im nächsten Tagesordnungspunkt, dem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft, thematisiert werden, was alles daran hängt, wenn man Kindern immer nur ihre Schwächen vorhält und sie nie bestärkt in ihren Stärken. Ich hoffe, dass durch die Art 15a-Vereinbarung zumindest die paar Kinder, die jetzt Plätze bekommen werden, die Chancen haben, ihre Stärken auch ausleben zu können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Riha. Ich erteile es ihr.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Seit etwas mehr als einer Stunde hören wir jetzt unterschiedliche Meinungen zur Art 15a-Vereinbarung. Ich bin der Meinung, eine der wichtigsten Kernaussagen muss sein – das würde ich gern an den Herrn Gudenus richten –: Die heutige Vereinbarung, die wir hier beschließen, ist eine Bildungsmaßnahme. Und ich denke, es ist eine ganz wesentliche Bildungsmaßnahme, die der erste Schritt in die Richtung ist, den Kindergarten als Bildungsinstanz zu etablieren. Mittlerweile hat das ja ganz Europa begriffen, aber die FPÖ anscheinend noch nicht. 

Es gibt zwei Kernpunkte in der 15a-Vereinbarung. Das eine ist eine gezielte Sprachförderung vor dem Schuleintritt. Da kann man unterschiedlicher Meinung sein, ob jetzt ein Jahr reicht oder nicht. Auch da gibt es mittlerweile europäische Untersuchungen, dass jedes Jahr im Kindergarten die Chance auf eine höhere Schulbildung und natürlich auch auf besseren Spracherwerb verbessert. No na net, würde ich sagen. Wir lernen die Sprache einfach sehr jung. Zwischen dem ersten und dem siebenten Lebensjahr lernen wir das Grundkonzept unserer Sprache, daher ist das auch jene Zeit, wo man Sprache erlernen sollte. Aber es ist einmal ein erster Schritt, dass auch die Politik begriffen hat, dass einfach etwas getan werden muss, um die Bildung und das Bildungsniveau in Österreich generell zu erhöhen.

Ich bin dem Herrn Bundesminister Hahn sehr dankbar, dass er da wirklich auch auf Bundesebene den Kindergarten als Bildungseinrichtung unterstützt hat und sich massiv dafür eingesetzt hat, dass diese 15a-Vereinbarung zustande gekommen ist. Es hat jetzt auch keinen Sinn, alles rosa zu färben und zu sagen, alles ist schon super – ich würde sagen, es gibt noch sehr viel Entwicklungsbedarf –, es hat aber auch keinen Sinn zu sagen, alles ist nur schlecht. Ich würde einmal sagen, manches lief – meine Kinder sind so um die 20, die lieben das Wort – suboptimal. Sie würden sagen, es war suboptimal, und es gab und gibt noch einige Stolpersteine. 

Einer der wesentlichsten Stolpersteine, den ich eigentlich bis heute noch nicht wirklich verstanden habe, ist das Zeitmanagement. Da muss man einfach wirklich dem Unterrichtsministerium vorwerfen, dass die Performance, die es geliefert hat, auch suboptimal war. Denn schon vor fast einem Jahr, im Juli 2007, war klar, die Bundesregierung hat sich geeinigt, es wird eine 15a-Vereinbarung geben. Da wäre gut Zeit gewesen, ab dem Moment schon vorzubereiten, was das für den September 2008 heißt, denn da müssen ja einige Maßnahmen und Vorbereitungen getroffen werden. Das ist nicht passiert, und zwar weder auf Bundesebene, aber auch noch nicht in der Stadt Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde jetzt gerne dieses Jahr ein bisschen Revue passieren lassen. Also im Juli gab es die Einigung, und im Herbst 2007 hat dann das Unterrichtsministerium angekündigt, es wird eine Ausbildung so genannter MultiplikatorInnen geben, die werden dann in den Bundesländern in die Kindergärten gehen und dort den KindergartenpädagogInnen das nötige Know-how vermitteln. Dann ist einmal nichts passiert. Also man wusste das bereits seit dem Sommer 2007, aber erst im April des Jahres 2008 sind dann MultiplikatorInnen ausgebildet worden, aber bereits im Mai hätte ursprünglich bereits das Screening in den Kindergärten stattfinden sollen. 

Jetzt frage ich Sie: Wie ist das möglich, in einem Zeitraum von einem Monat viele Tausende KindergartenpädagogInnen in Österreich, speziell auch Tausende in Wien, innerhalb von einem Monat darauf vorzubereiten? Also selbst wenn man ein Wunderwuzzi ist, ist das sehr schwer möglich, wenn man wirklich alle erreichen möchte.

Die logische Konsequenz war natürlich Zeitverknappung. Die Ausbildung war auch suboptimal koordiniert, und die Kriterien, wie diese Personen ausgesucht wurden, waren zum Teil unklar. Der Erfolg war, dass etliche Personen die Ausbildung gemacht haben, die dann aber ihr Wissen eigentlich überhaupt nicht weitergegeben haben. Das heißt, es wurde ausgebildet, und wir hatten dann KoordinatorInnen, die aber eigentlich nie die Absicht hatten, KindergartenpädagogInnen zu schulen. Verlorene Ressourcen, verlorene Zeit!

Aber auch bei der Zusatzausbildung, die ja notwendig ist, lief es suboptimal. Da bin ich einfach absolut – ich glaube, das kam auch von den GRÜNEN – der Meinung, die Ausbildung, die die KindergartenpädagogInnen derzeit haben, ist gut, aber sie wird nicht ausreichen, um frühe Sprachförderung bei den Kindern, die wirklich ein hohes Maß an gezieltem Sprachförderbedarf haben, auch wirklich effizient einzusetzen. Es braucht daher eine zusätzliche Fortbildung. 

Die wurde ursprünglich an den pädagogischen Hochschulen eingerichtet. Das ist prinzipiell einmal okay und sehr lobenswert. Leider hat aber dann das Unterrichtsministerium vergessen, rechtzeitig zu klären, wer denn nun die Finanzierung von diesen Kursen übernehmen soll. Soll das jetzt der Bund machen oder soll das die Stadt Wien machen? Der Bund sagte, dafür ist die Stadt Wien zuständig. (LhptmStin Grete Laska: Die Länder!) Entschuldigung! Die Länder, also jedes Land in seiner Kompetenz. Die pädagogische Hochschule hat als Konsequenz den Kurs einfach wieder abgesetzt. Es gab keine Finanzierung. Ich hoffe, es wird eine Finanzierung im September zustande kommen und es ist in der Zwischenzeit geklärt, wer die Kosten tragen wird.

Der Stolperstein Nummer 4 beginnt schon in Wien. Es hat auch am Anfang zu sehr vielen Missverständnissen geführt. Ich saß auch in diesen Sitzungen mit den Ländern. Die erste Sitzung ist überhaupt gescheitert, weil die Länder gesagt haben, verbindlich kann man den Kindergartenbesuch der Kinder nicht einführen, was ich persönlich sehr bedauere, weil ich meine, Bildung kann nicht unverbindlich sein, Bildung ist verbindlich. 

Wien hat dann eine Arbeitsgruppe gebildet, eine Hotline eingerichtet, am Anfang herrschte aber auch bei der Hotline generell Verwirrung. Wenn angerufen wurde, woher man zum Beispiel die Materialien für die Sprachstandserhebung bekommt, hieß es zunächst: Das wissen wir auch nicht. Die einzelnen Wiener Kindergartenträger – das ist das Positive an einem Stolperstein – haben dann begonnen, sich zu vernetzen, haben ihre Informationen gegenseitig ausgetauscht, und so ist es, obwohl die Informationen nur getröpfelt sind, gelungen, doch ein hohes Maß an Informationen bei den bestehenden Kindergartenträgern zu erreichen. 

Noch schwieriger war es allerdings bei den Eltern und bei den Schulen. Die DirektorInnen, die ganz eng mit unseren Kindergärten der verschiedensten Träger zusammenarbeiten, waren in den Schulen sehr verwirrt, weil sie am Anfang überhaupt keine Informationen hatten. Aber auch die Eltern haben in den Schulen sehr, sehr unterschiedliche Informationen bekommen. Einerseits hieß es, sie müssen sich für diese Schule entscheiden – was nicht stimmt, denn es war ja nur einmal eine Datenaufnahme; da gab es einfach Fehlinformationen aus den Schuldirektionen –, andererseits haben sogar einige DirektorInnen überlegt, ob sie die Kinder nicht in den Schulen selber testen, was ein vollkommener Unsinn ist, weil ja das Screening in den Kindergärten stattfindet oder für jene Kinder, die nicht in den Kindergarten gehen, in eigenen Gruppen stattfinden wird. 

Also es war in diesem Jahr teilweise Verwirrung pur auf der Ebene der Schulen, auf der Ebene der Eltern, und in den Kindergärten hat es, glaube ich, nur deshalb funktioniert, weil es hier einfach durch die Vernetzung und den Informationsaustausch wirklich möglich war, dass alle auf einem Informationslevel waren. Wie gesagt, so haben auch Stolpersteine ihr Positives. 

Nach einer ganzen Weile war allerdings den Trägerorganisationen klar, die KindergartenpädagogInnen sind für die Sprachstandserhebungen auszubilden. Diese Ausbildung müssen die Träger selbst organisieren und koordinieren, und auch die Materialien für die BESK 4-5 – das ist jenes Material, das für die Sprachstandserhebung notwendig ist – mussten einfach von den Trägern selbst aus Salzburg angefordert und für jede Kindergartengruppe organisiert werden. Auch suboptimal, würde ich einmal sagen. 

Dann hat sich durch die 15a-Vereinbarung noch ein grundsätzliches Problem ergeben, ein Problem, das ich hier im Landtag und Gemeinderat schon öfter angesprochen habe, das ist der von mir oft zitierte Mangel an Plätzen in den einzelnen Einrichtungen und eine fehlende mittel- und langfristige Planung. Das ist wirklich ein sehr großer Stolperstein. Und da, lieber Herr Vettermann, muss ich Ihnen sagen, 7 Prozent stimmt einfach nicht. Letzte statistische Zahlen belegen, dass wir bei den Fünfjährigen nur Plätze von ungefähr 80,6 Prozent haben. Das heißt, wir haben für ungefähr 20 Prozent keine Kindergartenplätze oder, konkreter ausgedrückt: 20 Prozent der Kinder, die heute viereinhalb oder fünf Jahre sind und im September 2009 in die Schule kommen, gehen derzeit nicht in einen Kindergarten. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit habe ich nicht gesagt, dass sie nicht zu einer Tagesmutter gehen oder in einer Kindergruppe sind (Abg Heinz Vettermann: Kindergruppe! Das habe ich ja gesagt!), aber sie gehen nicht in einen Kindergarten. Aber wenn wir sagen, Kindergarten ist eine Bildungseinrichtung, dann heißt das, dass wir Plätze brauchen für Kinder in der Bildungseinrichtung Kindergarten. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Heinz Vettermann: Das geht in einer Kindergruppe auch, bitte!)
Sie haben zitiert, da ist Wien besser, dort ist Wien besser. Das ist ja auch eine Diskussion, die wir immer wieder haben. Ich kann sagen, das ist in Salzburg besser, das ist in Kärnten besser. Ich würde mir wirklich einmal wünschen, dass wir sagen: Wien ist die Hauptstadt von Österreich. Warum können wir es in Wien nicht schaffen, das Beste aus dem, was es in den Bundesländern gibt – und da gibt es durchaus gute Ansätze, und in manchem ist Wien Vorreiter, vorneweg bei den Öffnungszeiten und bei den Schließzeiten, keine Frage –, zusammenlegen und einfach in Wien ein nicht suboptimales, sondern wirklich optimales Vorbild schaffen, das die Bildungseinrichtung Kindergarten als Vorzeigeobjekt für die anderen Länder darstellt? (Beifall bei der ÖVP.)
Um wieder auf die 80,6 Prozent zurückzukommen. Das ist kein besonders toller Wert, und wenn man es Österreich-weit vergleicht und im Vorfeld der EURO – ich habe es nicht lassen können – den Fußball herholt, dann müsste man sagen, in der Fußballtabelle müsste Wien dann Österreich-weit wahrscheinlich – ich hoffe, ich spreche das Wort jetzt richtig aus, denn so ein hundertprozentiger Fußballprofi bin ich auch nicht – um die Relegation kämpfen. Ich glaube, das ist das, wo man um den Abstieg kämpft. 

Aber abseits dieser sportlichen Reminiszenzen sind einfach die konkreten Zahlen nicht erfreulich. Selbst wenn man sagt, dass von den 2 500 bis 3 000 Kindern, die derzeit die Bildungseinrichtung Kindergarten nicht besuchen, etwa 20 bis 25 Prozent tatsächlich einen realen Sprachförderbedarf haben – was wirklich realistisch und nicht hoch gegriffen, sondern eine untere Grenze ist –, dann sind das ungefähr 500 bis 600 Plätze der Fünf- bis Sechsjährigen, die uns jetzt konkret fehlen. 

Wenn wir in diesem Jahr die Anzahl erhöhen, so begrüße ich das absolut. Ich finde, der Ausbau der Kindergartenplätze, und zwar für alle Altersgruppen, egal, ob für die Einjährigen oder für die Dreijährigen oder für die Fünfjährigen, ist ein wichtiger Schritt und der sollte erst dann abgeschlossen sein, wenn der Bedarf gedeckt ist. Aber es muss doch möglich sein, wenn man schon im Juli 2007 weiß, dass im Herbst 2008 voraussichtlich Plätze notwendig sind, dass ich 500 Plätze in den Wiener Kindergärten für die Fünf- bis Sechsjährigen, deren letzte Chance das vor der Schule ist, einen Kindergarten zu besuchen, vorreserviere. Das wäre einfach – Daumen mal Pi – in jedem Bezirk eine gewisse Anzahl an Plätzen gewesen, und dann wäre es möglich, zumindest jenen Kindern, die heute fünf Jahre alt sind, einen Platz im Kindergarten ab September anzubieten. 

Da sind wir nämlich bei einem nächsten wesentlichen Stolperstein. Es ist aus pädagogischer Sicht ein großer Unterschied, ob ich Kinder, die alle einen Sprachförderbedarf haben, die alle gleich alt sind, in einer Gruppe zusammenfasse und sie dreimal in der Woche fördere – da gebe ich Ihnen, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin recht, es ist besser, als es vorher war; das haben Sie in einem Interview gesagt, das stimmt –, aber es ist meiner Meinung nach nicht das Beste, was wir machen können. Es ist ein Unterschied, in eine – unter Anführungszeichen – normale Kindergartengruppe zu gehen, jeden Tag in einer altersheterogenen Gruppe seinen Platz zu haben, eine Vielfalt an sozialen Erfahrungen zu machen. Pädagogische Erfahrungen auf den verschiedensten breitesten Ebenen zu machen, ist bildungspolitisch einfach anders effizient, als Kinder dreimal in der Woche zu fördern. (Beifall bei der ÖVP.)
Der pädagogische Lerneffekt eines Kindes, das in einer Gruppe mit anderen Kindern ist, die alle ebenfalls einen besonderen Sprachförderbedarf haben, ist mit dem Lerneffekt, den ein Kind durch den täglichen Besuch im normalen Kindergarten hat, einfach nicht zu vergleichen. 

Ich heiße die Gäste auf der Galerie ganz herzlich willkommen. (Beifall bei der ÖVP. – Ruf: Das ist eine Touristengruppe!) Ja, spannend.

Es gäbe noch mehrere Punkte aufzuzählen. Es gibt natürlich bei jedem Neustart, bei jedem neuen Projekt Anfangsschwierigkeiten, aber wenn etwas verbesserungswürdig ist oder wenn man etwas verbessern kann, dann, denke ich, ist es wichtig, auch aus Fehlern zu lernen, nicht wegzuschauen, sondern hinzuschauen, um einfach daraus die nächsten Schritte zu setzen und es im nächsten Jahr besser zu machen. 

Wir haben jetzt wieder ein Jahr vor uns. Das ist ein Jahr, in dem es möglich wäre, durch einen intensiven Ausbau Kindergartenplätze zu schaffen. Auch da bin ich mit den Grünen einer Meinung. Es muss einfach möglich sein, in einem überschaubaren Zeitraum – ich weiß nicht, ob fünf Jahre reichen werden, weil einfach hier rein baulich, organisatorisch eine reale Ausbauzeit notwendig ist – zwischen fünf und zehn Jahren für jedes Kind in dieser Stadt, das einen Platz braucht, auch einen Platz zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn man vorausschauend plant und wirklich strategisch vorausblickend eine Art Masterplan entwickelt, dann kann man auch auf solche Dinge, wie sie jetzt passieren, reagieren und vorausschauend Plätze schaffen. Wir brauchen also einen mehrjährigen Entwicklungsplan für das Wiener Kindergartenwesen. Wir brauchen aus meiner Sicht auch einen Rechtsanspruch für jedes Kind auf einen Kindergartenplatz, denn nur dann ist es auch wirklich verbindlich. (Beifall bei der ÖVP.) Und wir brauchen vor allem weiterhin einen intensiven Ausbau. 

Dann, denke ich mir, sollte Wien nicht sozusagen um den Abstieg spielen, sondern vielleicht wirklich um den Aufstieg in die nächste Liga, nämlich auch eine Vorzeigestadt im europäischen Kontext zu sein. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich der Abg Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Hohes Haus! 

Es ist untypisch für den Beginn einer Rede von mir, aber ich möchte mit einer Sache beginnen, wo ich einem Halbsatz vom Kollegen Gudenus zustimme, das ist nämlich – vielleicht hat er es auch nur aus Versehen gesagt – die Aussage, dass Bildung als Schlüssel zur Integration gelten kann. 

Das stimmt zweifellos, das sehen wir auch so, nur: Was ist eine integrierte Gesellschaft? Eine integrierte Gesellschaft ist eine, die nicht auseinanderfällt. Das betrifft natürlich ein Nichtauseinanderfallen von Menschen, die zugewandert sind, und Menschen, die nicht zugewandert sind, das betrifft aber auch Chancen sozial Schwächerer, Chancen, nicht von einer Gesellschaft ausgeschlossen zu werden, das betrifft eine Gesellschaft, wo nicht Männer und Frauen unterschiedliche Lebensbereiche haben – da sind wir ganz genau beim Wunschkindergarten –, und es betrifft eine Gesellschaft, die nicht anfällig ist für einfache, aber hetzerische, populistische Botschaften, wie Sie das jedes Mal machen, bei jedem Thema. Das ist nicht unser Zugang. (Beifall bei der SPÖ.) 

Integration ist in dem Sinn also nicht die Bringschuld von irgendwem. Es ist die Aufgabe einer gesamten Gesellschaft und natürlich die Aufgabe von Politik, ein Zusammenleben zu schaffen, das chancengleich ist, in dem alle die gleichen Chancen haben. Und genau in dem Zugang begreifen wir uns, wenn wir über das Eins-zu-eins-Fördermodell sprechen, Frau Kollegin Vassilakou, weil es genau das ermöglicht: Mehr Wege, schon vor der Schule – und das ist ja der wesentliche Punkt –, mehr Chancen, schon vor der Schule gefördert zu werden. 

Die zweite Runde war jetzt eher von der 15a-Vereinbarung über den Ausbau der institutionellen Kinderbetreuungsangebote geprägt, ich möchte es Ihnen aber nicht ersparen, darauf näher einzugehen. Was bedeutet diese Vereinbarung? Wir werden noch heuer 1 800 neue Betreuungsplätze schaffen, auch wenn hier jetzt von Stolpersteinen und Problemen gesprochen wurde. Das betrifft vor allem die Null- bis Sechsjährigen, aber über die 15a-Vereinbarung hinaus werden wir auch Plätze für Sechs- bis Zehnjährige ausbauen. Wir werden insgesamt bis 2010 12,4 Millionen EUR ausgeben. Also nicht nur jetzt, sondern drei Jahre durchgehend erfolgt ein massiver Ausbau. 

Neben diesem quantitativen Ausbau ist aber schon auch eine Sache zentral – da komme ich dann zu den ganzen Diskussionen zur 15a-Vereinbarung –, nämlich unser Zugang, dass ein solcher Ausbau, ein gesamtes System für Kinderbetreuungsplätze, bedarfsgerecht sein muss, qualitativ hochwertig sein muss, mit dem Beruf vereinbar sein muss und flächendeckend sein muss. Das auszubauen – denn genau das ist ja immer schon das Ziel unserer Politik – ermöglicht diese 15a-Vereinbarung. 

Jetzt frage ich mich schon – ich möchte es Ihnen nicht ersparen, ein bisschen die Geschichte dieser 15a-Vereinbarung anzuschauen –, warum es so lange gedauert hat, bis die ÖVP-Länder und Kärnten da zugestimmt haben. Es gab eine monatelange Weigerung, dieser 15a-Vereinbarung zuzustimmen – noch einmal: 12,4 Millionen EUR bis 2010, nur in Wien, 1 800 neue Betreuungsplätze –, und es gab eine monatelange Weigerung der ÖVP-regierten Bundesländer, dem zuzustimmen. Und ich frage mich schon, warum? Gibt es vielleicht kein Interesse an bedarfsgerechten Kinderbetreuungseinrichtungen, das heißt, länger als bis 12 Uhr offen, mit Mittagessen und mit Bildungskriterien? Reicht es vielleicht, so wie offensichtlich in Niederösterreich, wenn die Mama von Kindern von null bis drei Jahren zu Hause ist und dann halt bei Vier-, Fünf-, Sechsjährigen von 9 bis 12 Uhr Zeit hat zum Einkaufen und dazu, ihren anderen mütterlichen Pflichten nachzukommen? – Unser Bild ist anders. 

Zur Diskussion Gratiskindergarten in der Steiermark, in Vorarlberg, in Niederösterreich. Abgesehen davon, dass es natürlich auch wichtige Schritte sind, die die Steirer dort setzen, möchte ich schon alle bitten, die Kirche im Dorf zu lassen. Was bedeutet das? Vergleichen wir einmal das jetzige steirische System mit dem Wiener System. In der Steiermark gibt es 30 800 betreute Kinder, in Wien sind es 57 000, wenn man die Horte dazunimmt, 75 000. Es gibt in der gesamten Steiermark nur 1 100 Krippenplätze. Und jetzt kommt's: Schauen wir uns einmal die Ganztagsgruppen an. Es gibt in Wien 551 Ganztagskrippengruppen, in der Steiermark sind es 50, das ist ein Zehntel. Also 50 Kinderkrippen in der Steiermark haben den ganzen Tag offen. Bei den Kindergärten sind es in der Steiermark 179, in Wien auch zehnmal so viel. 

Und jetzt möchte ich schon sagen: Wenn die Gruppenförderungen in der Steiermark im Hinblick darauf, viele Kindergärten gratis zu machen, aufgestockt werden – wobei, wie gesagt, die Anzahl der Ganztagsgruppen nur ein Zehntel dessen ist wie bei den Wiener Kindergärten und im Übrigen die Förderungen nur halb so hoch sind wie das, was wir in Wien pro Gruppe ausgeben –, dann ist das schon ein netter Schritt, aber es ist schlicht und einfach nicht vergleichbar. Erstens einmal ist in Wien von diesen 75 000 Plätzen, von denen wir reden, ein Drittel aller Plätze gratis, 40 Prozent sind ermäßigt. Also wenn man sich das ausrechnet, hätten wir die steirische Zahl fast erreicht. 

Aber eines möchte ich schon in aller Deutlichkeit sagen: Wenn Sie da vergleichen, auf der einen Seite gibt es – Niederösterreich ist genannt worden – Kindergärten, die sind bis 12 Uhr und gratis, dann möchte ich schon für uns hier auch in aller Deutlichkeit sagen, das ist nicht das Thema, dass man sagt, es ist der Vormittagskindergarten eine Möglichkeit unter vielen. Da gibt es halt den, der hat immer offen, dann gibt es den, der hat zwei Wochen im Jahr geschlossen, dann gibt es den –steirischer Durchschnitt –, der 57 Tage, also 11 Wochen geschlossen hat. Das ist alles eine Option unter vielen, und unter diesen vielen Optionen sind die Halbtagskindergärten gratis, und das ist daher besser als die Kindergärten in Wien. 

Ich sage Ihnen schon ganz konkret: Wir lehnen den Ausbau solcher Halbtagskindergärten total ab, denn das sind Aufbewahrungsstätten und keine Bildungseinrichtungen. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von Abg Monika Riha.) Nein, das war jetzt in aller Deutlichkeit und mit direktem Blick auf die Frau StRin Cortolezis-Schlager und ihr fundiertes Wissen zum Thema Niederösterreich, wo alle Eltern selber frei entscheiden können und zufällig alle Eltern selber frei entscheiden, dass es null – nada! – Krippenplätze in ganz Niederösterreich gibt. Ich meine, so eine obskure Argumentation habe ich ... Nein, habe ich schon gehört, denn wir diskutieren ja öfter zu diesem Thema, aber selten und immer nur hier und immer nur in diesen gleichen Sätzen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Halbtagskindergärten sind mehr als dreimal drei Stunden!) Wie war das? (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Der Halbtagskindergarten ist mehr wert als dreimal drei Stunden Sprachförderung! – LhptmStin Grete Laska: Das ist richtig!) Tolle Aussage! Richtig erkannt, gut gerechnet. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Da ist es doch besser, einen Halbtagskindergarten zu haben!) Nein, Sie können sich ja gern dann noch melden. 

Der Punkt ist: Wir wollen einen flächendeckenden Ausbau für – das ist ja überhaupt keine Frage – alle Kinder, aber einen Ausbau an Kindergartenplätzen, die qualitativ hochwertig sind (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Na, hoffentlich!), die Bildungsinstitutionen sind und die eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen. Und das ist jetzt aber schon – das geht ja schon daraus hervor, dass Sie dem ewig nicht zugestimmt haben – ein Unterschied im Familienbild. 

Unser Familienbild ist ein Bild, in dem Eltern und Kinder ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie reden über Sprachförderung, dreimal drei Stunden, und wir reden über Halbtagskindergärten!) Es gibt keine Redezeitbeschränkung, ich höre gerne zu. Also unser Familienbild ist ein Bild, in dem Eltern und Kinder glücklich zusammenleben können, und dieses Bild bedeutet, dass Eltern die Chance haben, Beruf und Familie zu vereinbaren, dieses Bild bedeutet, dass Kinder die Chance haben, qualitativ hochwertige Bildungseinrichtungen zu besuchen. Und genau das wollen wir und Sie offensichtlich nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber um das hier auch noch deutlich zu machen: Wir sind natürlich nicht völlig dagegen, dass Kindergärten, wenn sie diesen Kriterien entsprechen, die Ihnen ja offensichtlich völlig egal sind, die Sie gleichsetzen, gratis sind, aber wir sind nicht für eine Insellösung, für einen 
3-Stunden-Aufbewahrungskindergarten, sondern wir sind für eine Lösung, die Österreich-weit und im Zusammenhang mit der laufenden Diskussion Kindergärten als Bildungseinrichtungen sieht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nur darauf verweisen, dass es durchaus auch die GRÜNEN, zumindest auf Bundesebene, so sehen. Erst vorgestern hat Eva Glawischnig ein Interview in „Österreich" gegeben, in dem sie sagt: „Da Kindergärten Ländersache sind, solle der Bund für die Länder die Kosten für den Gratiskindergarten übernehmen." Also vielleicht können wir da gemeinsam kämpfen. 

Noch ein letzter Punkt zum Rechnungshofbericht. Es stimmt, Frau StRin Cortolezis, der Rechnungshof kritisiert und erwähnt, dass die Vollpreise, also ein Drittel aller Kindergärtenplätze in Wien, verglichen mit Linz und Salzburg die höchsten sind. Keine Frage, das steht da drin. Ich finde nur schon auch spannend, wenn man diesen Bericht – ich schätze, es sind 35 Seiten – nicht zur Gänze liest, denn es sind ein paar besonders interessante Dinge drinnen.

Erstens einmal zum Beispiel die Möglichkeit, dass man die Vergleichbarkeit der Systeme überhaupt in Frage stellen kann. Zum Beispiel gibt es in Salzburg wie viele Krippenplätze? Einen! In Linz 7, in Wien 221, und es wird hier verglichen. Aber gut. 

Der Rechnungshofbericht – und das sind jetzt die Worte aus dem Rechnungshofbericht – sagt uns, dass Wien die höchste Bertreuungsquote hat, mit Abstand die meisten Plätze für die Null- bis Dreijährigen, mit Abstand die längsten Öffnungszeiten. Der Rechnungshof erwähnt konkret die Kriterien der Arbeiterkammer für Vereinbarkeit, die da sind – nochmals zur Erinnerung, das könnt ihr den Niederösterreicherinnen und Niederösterreichern auch gerne sagen –: Mittagessen, mindestens 40 Stunden in der Woche offen, im Durchschnitt 8 Stunden täglich. In Wien sind es 100 Prozent der städtischen Kindergärten und, wenn man die Privaten dazunimmt, 80 Prozent, die dieses Kriterium erreichen, im österreichischen Durchschnitt – also da ist Wien dabei – sind es 33 Prozent.

Wenn Sie jetzt wieder sagen, na ja, das ist eine Zahl, und man soll nicht immer alles vergleichen, dafür ist Niederösterreich so toll, dass die von 9 bis 12 Uhr gratis sind, dann heißt das, dass Sie genau diese Dinge, nämlich Kindergärten, die kein Mittagessen anbieten, die nur am Vormittag offen haben, die 11 Wochen geschlossen haben, offensichtlich als gleichwertig empfinden mit Kindergärten, die immer offen haben, die einen Bildungsplan als Standard haben, null bis zwei Wochen im Durchschnitt in Wien geschlossen haben. 

Für Sie ist das offensichtlich gleichwertig, und da braucht man eigentlich nicht mehr groß über das unterschiedliche Familienbild zu reden. Das sind ganz andere Familien, die das können. Das sind Familien, die Kinder haben, die glücklich sind, und die Kinder gehen drei Stunden am Tag in den Kindergarten, drei Stunden, in denen man Essen kochen oder natürlich auch Essen kaufen kann. Oder es ist purer Populismus. Das können Sie sich aussuchen. Unser Familienbild ist es nicht.

Selbstverständlich, Frau Kollegin Riha, sind Dinge immer verbesserbar – das Bessere ist der Feind des Guten –, und es gibt ganz, ganz viele Dinge, angefangen von einer gemeinsamen Ausbildung für PädagogInnen auf akademischem Niveau, wofür wir zum Beispiel gemeinsam kämpfen könnten, bis hin zu einem bundesweiten Bildungsplan – Sie haben es erwähnt –, bis hin zu Kindergärten als Bildungseinrichtungen, auch in Niederösterreich, zum Beispiel, wo das nur von 9 bis 12 Uhr der Fall ist, und, und, und.

Aber eins möchte ich schon sagen: Wir reden hier heute über die Verbesserung und den Ausbau, und zwar in der Höhe von 1 800 Plätzen, eines Systems, das im österreichischen Zusammenhang mit Abstand das beste ist – ich kenne mich mit Fußball gar nicht aus, aber die, die mit Abstand die Besten sind, kämpfen im Regelfall nicht um den Abstieg –, das das meiste Geld ausgibt, das die meisten Plätze anbietet, für die mehr als 70 Prozent aller Eltern einen ermäßigten oder gar keinen Beitrag zahlen, das als Erstes einen Bildungsplan hatte, in dem 80 Prozent aller Plätze oder 100 Prozent der städtischen vereinbar sind mit Beruf und Familie. Und heute reden wir davon, dass wir das auch weiter ausbauen. Das ist Grund zu Freude und nicht Grund zu einer Fundamentalkritik. 

Auch wenn Sie permanent versuchen, Äpfel mit Birnen zu vergleichen, sind Äpfel keine Birnen. Wenn wir uns einmal darauf einigen könnten, dann könnten wir konstruktiv gemeinsam auf Bundesebene und in Wien für eine Verbesserung des Kindergartensystems kämpfen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager gemeldet. Redezeit gemäß § 20 Z 4: drei Minuten. – Bitte sehr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Herr Abg Wutzlhofer, es geht nicht darum, dass sie jene Kinder, die im Kindergarten sind, vergleichen mit jenen Kindern, die nicht im Kindergarten sind. (Abg Hedwig Petrides: Sie müssen aber nicht so schreien!)

Meine Berichtigung heißt: Es geht uns um jene 20 Prozent zwischen fünf und sechs, die derzeit nicht im Kindergarten sind, für die Sie nur Sprachförderprogramme dreimal am Vormittag vorsehen. Daher ist jeder Halbtagskindergarten mehr als dreimal ein paar Stunden am Vormittag an einem noch zu definierenden Ort. Nehmen Sie das zur Kenntnis! 

Tatsächliche Berichtigung: Sie haben keine Äußerung von mir gehört, dass ich für die Einführung des Halbtagskindergartens bin. Die werden sie nicht hören, die haben Sie auch nicht gehört. Daher halten Sie sich an das, was Sie gehört haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster und vorläufig letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zur Abarbeitung der Vorredner eine Reihe von Punkten. Ich fange gleich beim Kollegen Wutzlhofer und seiner Jubelrede auf Wien an. 

Er hat fast am Ende seiner Ausführung argumentiert, in Wien ist alles deswegen so gut, weil in Wien das meiste Geld dafür ausgegeben wird. In Wien wird auch das meiste Geld fürs Rasenmähen ausgegeben im Vergleich zu anderen, die es kostengünstiger machen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist also sicherlich nicht das Argument, das ziehen kann, Herr Kollege. 

Sie haben Integration als Aufgabe der ganzen Gesellschaft bezeichnet, und da gebe ich Ihnen durchaus recht. Wo ich Ihnen nicht recht gebe, ist das, was Sie über die Bringschuld gesagt haben. Denn wenn ich Mitglied in einem Verein oder in einer Gesellschaft werde und das werden möchte, weil es mir Vorteile bietet, dann kann ich nicht verlangen, dass der Verein meinetwegen vorher die Statuen ändert, sondern ich muss hineingehen und muss mich dem anpassen, was dort läuft, Herr Kollege. Da ist schon ein großer Unterschied in der Auffassung. (Beifall bei der FPÖ.)

Ein weiterer grundsätzlicher Punkt: Sie haben gesagt, alle Kinder müssen die Chancen haben, in diesen Einrichtungen zu sein. Ja, die Chancen schon, nur den Unterschied sehen wir in der Frage der Chance und der Verpflichtung. Es ist ein Unterschied, ob ich eine Chance habe, die ich nützen kann, wenn ich will, oder ob ich zwangsweise wo hineingepresst werde. Aber das ist ein gesellschaftspolitisch unterschiedliches Denken, da werden wir uns wahrscheinlich nicht finden, Herr Kollege.

Gehen wir zur Kollegin Riha über, die sich solche Sorgen um die FPÖ gemacht hat, weil wir da nicht zustimmen heute. Ich glaube eher, Sie machen sich Sorgen um Ihre eigene Partei, weil Sie merken und fürchten, dass Ihre Wähler wieder einmal sehen werden, dass Sie nur mit halben Mitteln arbeiten und recht inkonsequent die ganze Geschichte durchsetzen, und da hätten Sie uns halt gerne mit im Boot, damit Sie sagen können, was wollen Sie denn, die FPÖ hat eh nicht mehr gefordert als wir.

Machen Sie sich keine Sorgen um uns, machen Sie sich Sorgen um die Wiener ÖVP. Dort ist es angebrachter als bei uns, Frau Kollegin.

Sie haben auch gesagt, es ist höchste Zeit, das Bildungsniveau zu erhöhen. Jetzt frage ich Sie aber schon: Wer hat denn in der Zweiten Republik die meiste Zeit die Unterrichtsminister gestellt? Die kamen aus Ihrem Lager, Frau Kollegin. Da hätten Sie sich auch Sorgen machen sollen, denn die ganze Geschichte hat sich ja nicht in einem oder in zwei Jahren oder in einer Legislaturperiode entwickelt. Also bitte, wie gesagt, überlassen Sie die Sorgen, die wir uns machen sollen, uns, und wir lassen Sie mir ihren Sorgen alleine, Frau Kollegin.

Ich gehe jetzt zum Kollegen Vettermann über, der gesagt hat, der Vorteil dieser Regelung ist der, dass nicht gleich – eine interessante Formulierung übrigens – Sanktionen gesetzt wurden, sondern dass zunächst abgewartet wurde. Ja, Sanktionen wurden nicht gleich gesetzt, weil Sie sich wahrscheinlich nicht einigen konnten in der Koalition oben, und Sanktionen wurden nicht gleich gesetzt, weil Sie das Gleiche machen wie heute mit der Pensionsregelung und anderen Sachen. Sie verschieben, weil sie es nicht schaffen, eine vernünftige Regelung durchzuführen, von der Sie wissen, dass sie kommen muss und kommen wird. 

Sie haben gesagt, es ist alles perfekt in Wien und es gibt eine so hohe Abdeckung, Herr Kollege Vettermann. Ich habe da Zahlen aus einer Anfrage im Bezirk Hernals. Da ist für die Null- bis Dreijährigen überhaupt nur eine Abdeckung von 24,7 Prozent durch die vorhandenen Plätze möglich, und bei den Drei- bis Sechsjährigen sind es knapp über 65 Prozent Versorgungsgrad, Herr Kollege. Das weicht also schon stark von Ihren genannten Zahlen ab, das ist interessant. Es kommt aber von Ihrem Bezirksvorsteher, und der hat gesagt, das ist durchaus ausreichend. Sie können sich dort erkundigen. Also hier scheint sich die SPÖ nicht ganz einig zu sein mit dem, was gelaufen ist.

Die Frau Kollegin Cortolezis-Schlager ist gleich ganz massiv eingestiegen, indem sie das Chaos heute in Wien kritisiert hat, und hat damit gezeigt, dass sich von der Lösung, zu der Sie sich einerseits bekennen, die ÖVP eigentlich ja schon wieder absetzt. 

Sie hat auch angesprochen, dass in Wien unwissenschaftliche Tests verwendet werden. Da kann ich ihr zum Teil auch durchaus zustimmen, ich frage mich nur, wenn das alles so unwissenschaftlich und chaotisch abläuft, Frau Kollegin, warum stimmt dann die ÖVP dieser Regelung zu? 

Sie hat sich auch, wie gesagt, Sorgen um die SPÖ – in dem Fall nicht um die FPÖ – gemacht und hat – ich kann mich an den Wortwechsel erinnern – den SPÖ-internen Zwist Gusenbauer/Burgstaller angesprochen. Frau Kollegin, vorm eigenen Haus kehren! Ich sage nur: Van Staa und Dinkhauser. Sie werden es am nächsten Wochenende merken. 

Nun, nach der Frau Kollegin Cortolezis zur ernsthaften Diskussion, das war die Wortmeldung der Frau Kollegin Vassilakou. Sie hat eingangs davon gesprochen, in den nächsten Jahren würde, wenn das funktioniert, mit besseren PISA-Ergebnissen zu rechnen sein. Wenn es funktioniert, da stimme ich ihr zu, könnte es diese besseren Ergebnisse geben. Aber unser Ziel kann nicht sein, bessere Ergebnisse bei der PISA-Studie zu erreichen oder zu hören, was in Brüssel gesagt wird, sondern unser Ziel muss es sein, darauf zu achten, was bei unseren Kindern läuft. Und es muss ein besseres Ergebnis für unsere Kinder herausschauen.

Sie hat auch sehr richtig bemerkt, ein Jahr Kindergarten ist nicht genug. Das stimmt! Hier wird es sehr schwer möglich sein, Kindern, die völlig ohne Deutschkenntnisse in die Kindergärten kommen, die deutsche Sprache in einem Jahr beizubringen. Aber das ist ja der große Punkt in dieser überhasteten Regelung, die andererseits aber viel zu spät kommt, weil man nicht auf uns gehört hat. Wir könnten uns jetzt leicht zurücklehnen und sagen: Was wollen wir denn? Jetzt machen Sie das, was wir die ganze Zeit gefordert haben. Steter Tropfen höhlt den Stein. Die SPÖ hat von uns gelernt. 

Das Problem ist nur, dass bei diesem Lernen sehr halbherzig vorgegangen wurde – ich habe schon davon gesprochen –, auch was den nötigen Druck anbelangt, auch was vor allem die Ausstattung betrifft und die finanzielle Bedeckung der ganzen Sache. Die Gelder, die bisher genannt wurden, sind sicherlich nicht ausreichend, die Unterbringungsmöglichkeiten von den Räumlichkeiten, von der Infrastruktur her sind nicht vorhanden. Auch die geschulten KindergartenpädagogInnen – in dem Fall brauchen wir ja schon fast SprachlehrerInnen – sind bei Weitem nicht vorhanden. Die können nicht in acht Monaten und nicht in einem Jahr ausgebildet werden. Da hängt es nämlich, und das ist der Grund, warum wir uns gegen diese falsche halbherzige Regelung wenden. 

Grillparzer hat einmal gesagt: „Es liegt ein Fluch auf diesem Hohen Haus, dass man mit halben Mitteln Ganzes will erreichen.“ – Das ist genau das, was Sie hier tun. Mit dem „Hohen Haus" war zwar nicht das Parlament gemeint und auch nicht der Wiener Landtag, sondern das Haus Habsburg, das letztlich auch Schiffbruch erlitten hat. Hier versuchen Sie genau das Gleiche. Sie wollen zwar etwas Richtiges, aber Sie trauen sich nicht wirklich, es zu machen, so wie Sie es in den anderen Bereichen auch gemacht haben. 

Sie haben uns Vorwürfe gemacht, als wir uns gegen das Betteln in Wien gewandt haben. Na, was haben wir denn seit gestern gültig? Einen ersten Teil, einen ersten Schritt unserer Forderungen haben Sie erfüllt, und Sie werden in sehr absehbarer Zeit auch den zweiten Schritt erfüllen.

Jetzt spricht der Innenminister in der Debatte über die Neuregelung der Bestimmungen für Zuwanderer von der Verpflichtung, vorher eine Sprache zu lernen. Und was sagt Ihr Bundesgeschäftsführer Kalina dazu? – Er kann dem etwas abgewinnen, meine Damen und Herren. Es wird nur eine Frage der Zeit sein, und auch hier wird eine Forderung der FPÖ erfüllt werden, auch wenn Sie jetzt alle krampfhaft in die Zeitung oder wegschauen, meine Damen und Herren von der SPÖ. Es wird kommen, das kann ich Ihnen sagen, und die meisten oder einige von Ihnen werden es hier noch erleben. Sie werden von der Realität auf den Boden der Tatsachen zurückgezwungen werden, und Sie werden Schritt für Schritt nachgeben. 

Das Problem ist halt nur: Diese Schritt-für-Schritt-Lösungen sind schmerzhaft für alle, die dazwischen und darunter leiden müssen. Und das sind vor allem Eltern, Kinder – egal, ob von Zuwanderern oder Nichtzuwanderern – und das Personal der Kinderbetreuungseinrichtungen, das überfordert sein wird. 

Weil die Frau Kollegin Cortolezis-Schlager Niederösterreich so gelobt hat: Wir haben gerade von dort, wo es schon Versuche in diese Richtung gibt, Rückmeldungen sowohl von Eltern als auch von KindergärtnerInnen, dass die ganz verheerend sind, die besagen, was jetzt passiert als Folge des Raummangels, auch des Personalmangels und des Fehlens von geschultem Personal. Entweder werden die Kinder, die Deutsch können, mit Stillbeschäftigungen in ein Eck geschickt – das ist, glaube ich, nicht gerade eine günstige Lösung und nicht das, was die Eltern von uns erwarten –, oder, zweite Variante, man versucht dann diejenigen, die Deutsch können, die Fünfjährigen und die älteren, mit den Dreijährigen zusammenzugeben, was denen natürlich vom Alter her – wer Kinder in den Altersklassen hat, weiß es – überhaupt nicht passt, weil es ständig zu Reibereien führt. 

Es sind nichts als Halbherzigkeiten, alles ist unvorbereitet, und der ganze Schritt in die richtige Richtung wird uns nichts bringen, wenn wir ihn in dieser Form und in dieser Art und Weise durchziehen. Deswegen lehnen wir ihn ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lassen Sie mich eingangs noch einmal kurz darauf hinweisen, dass bei dieser 15a-Vereinbarung, über die wir heute zum ersten Mal und dann in der veränderten Form wahrscheinlich in der nächsten oder übernächsten Sitzung des Landtages noch einmal abstimmen werden, um eine Vorlage handelt, die vom Bund auf Basis einer Koalition zwischen der SPÖ und der ÖVP ausgehandelt wurde. Das heißt, dass hier ein Kompromiss gefunden wurde zwischen grundsätzlich zwei sehr, sehr verschiedenen bildungs- und familienpolitischen Grundsatzprogrammen. Das steht im Vordergrund. 

Daher finde ich die Diskussion, die sich darauf zu konzentrieren versucht, dass man jetzt Wien hier Vorwürfe macht oder versucht, sie zu konstruieren, für originell, denn wir haben hier darüber zu befinden, ob diese 15a-Vereinbarung mit den beiden Schwerpunkten – Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen vornehmlich für die Null- bis Dreijährigen und auf der anderen Seite die Sprachförderung für Wien – ein Fortschritt ist und deshalb zu unterzeichnen war und deshalb auch Ihnen heute zur Beschlussfassung vorzulegen war oder nicht.

Wir haben uns entschieden – es ist schon erwähnt worden –, als eines der ersten Bundesländer gemeinsam mit dem Burgenland, dieser 15a-Vereinbarung näher zu treten, und zwar in der ersten Fassung, obwohl viele Forderungen, die unseren politischen Vorstellungen entsprechen, in dieser 15a-Vereinbarung nicht berücksichtigt sind. Und auch das muss einmal gesagt werden. Ja, wir begrüßen es, dass es gelungen ist, mit diesem Kompromiss zumindest wieder einen Schritt in die Richtung zu machen, den wir schon mit der seinerzeitigen Kindergarten-Milliarde einmal gesetzt hatten, und dass wir beginnen, eine Lücke, die dazwischen entstanden war, wieder aufzufüllen. Aber, nein, es entspricht nicht unserem Wunsch, dass diese Vereinbarung nur für drei Jahre gilt und weit davon entfernt ist, eine grundsätzliche Veränderung in der Bildungslandschaft Österreichs herbeizuführen. Das muss man sehen, das ist der erste politische Kompromiss, zu dem wir Ja sagen, weil es ein Fortschritt ist.

Zweiter Punkt: Wir sagen Ja auch zu dem Teil, der sich hier nur auf die Sprache konzentriert, weil es ein Fortschritt ist, trotzdem gehen wir hier in Wien einen bewusst viel weiterreichenden Weg, nämlich mit der Förderung der Gesamtpersönlichkeit. Und auch das ist ein gravierender Unterschied. Ich würde mir wünschen, dass es eine bundesweite Gesetzgebung gibt, wonach Standards sowohl in Qualität als auch Quantität bei den Kinderbetreuungseinrichtungen festlegt werden, was die Ausbildung der KindergartenpädagogInnen betrifft, die Öffnungszeiten betrifft und alle Bildungsstandards, die dann auch in einem Österreich-weiten Bildungsplan festgehalten werden sollen. Der Kompromiss ist ein kleiner Schritt, aber es ist ein Kompromiss, und auch das muss man wissen. 

Der dritte Punkt war der eigentliche Knackpunkt dieser langen Verhandlungen. Warum hat es denn den Wunsch nach Nachverhandlungen gegeben? Warum haben denn die ÖVP-Bundesländer und Kärnten in der ersten Fassung nicht zugestimmt? Genau aus dem Grund, weil mit dieser 15a-Vereinbarung und der Staffelung der Zuschüsse, die Seitens des Bundes kommen, der Schwerpunkt ganz klar festgelegt wurde auf die inhaltliche Ausrichtung dieser Einrichtungen. Den höchsten Zuschuss erhalten jene Kindertagesheime und jene Plätze, die geschaffen werden, die den Öffnungszeiten und der Länge entsprechen, die der Ganzjährigkeit entsprechen und der Ausstattung mit pädagogischem Personal. Das war einer der größten Kritikpunkte der ÖVP-Bundesländer, und sie haben gesagt, es ist ungerecht, sie wollen für den Halbtagskindergarten genauso viel Geld haben wie für diesen hochwertigen Kindergartenplatz. 

Ich sage das deshalb, weil selbst dieser hochwertige Kindergartenplatz, so wie er hier beschrieben ist, noch immer nicht dem Regelstandard entspricht, der in Wien gilt. Und auch das muss gesagt werden. Es ist dies ein politischer Kompromiss, den wir eingegangen sind, zu dem wir stehen, den wir auch mittragen und deshalb im Wiener Landtag auch beschließen werden, aber die politische Zielsetzung der Zukunft ist aus sozialdemokratischer Sicht eine andere, eine weitergehende.

Und wenn hier sozusagen in den Raum gestellt wird, dass anhand von Anträgen die Sozialdemokratie geprüft werden soll, ob sie denn nun mitgehen würde bei der Frage von Gratisangeboten – in welcher Form auch immer, das ist ja noch nicht klar, aber gratis muss dabei sein, denn das klingt so toll –, dann schlage ich vor, erweitern wir doch diesen Antrag! Nehmen wir die Forderungen hinein, die in Richtung Qualität im Hinblick auf die Kindergärten gehen, die in Richtung Quantität gehen. Fordern wir die gemeinsame Ausbildung von allen im pädagogischen Bereich Tätigen an wirklichen pädagogischen Hochschulen und nicht an den Scheinprodukten, die wir jetzt haben. Nehmen wir das alles hinein, und dann, liebe Kolleginnen, schauen wir uns an, wie die Abstimmungen ausschauen. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Fall, den wir heute zu besprechen hatten und jetzt zu beschließen haben, sage ich noch einmal, ist es gut, dass dieser Schritt gesetzt wird. Vor allem ist es gut, dass wir der zweiten Fassung, die dann den 31. Mai als Stichtag zur Unterschrift haben wird und statt der Prozentsätze, die jetzt so schwer umzurechen waren, die tatsächlichen Euro-Beträge drinnen haben wird in der Beschlussfassung, auch zustimmen werden, weil sichergestellt ist, dass damit alle Kinder in allen Bundesländern zumindest ein Stückerl mehr an Bildung in dem so wichtigen vorschulischen Bereich bekommen als jetzt. 

Zum zweiten Knackpunkt, der zwar auch angesprochen wurde, wo aber nicht klar hervorgegangen ist, wo der Kompromiss ist: Nun, es stimmt, es war eine vehemente Forderung, und die Unzufriedenheit ist ja noch nicht weg, dass die Tageseltern gefördert werden sollen, und zwar nicht nur die Ausbildung, sondern auch die Plätze. Ja, da frage ich, warum? Es steht ja jedem Bundesland frei, Tageseltern zu fördern, aber warum wollten das vor allem die ÖVP-regierten Bundesländer? Weil schon seinerzeit bei der Kindergarten-Milliarde, als es auch eine Möglichkeit gegeben hat, eine Förderung für Tageseltern zu bekommen, ganz klar ersichtlich war: Diese Plätze wurden für den Zeitraum geschaffen, für den es die Förderung gab, und danach waren sie wieder weg. Das hat nichts mit Nachhaltigkeit zu tun, das hat nichts mit Sicherstellung zu tun, das hat nichts mit Veränderung der Grundsatzpolitik zu tun, und deshalb lehnen wir es auch ab. 

Wir lehnen das Tageselternmodell nicht grundsätzlich ab, ganz im Gegenteil – es gibt hier in Wien sehr, sehr gute Formen, es ist ein Teil der Kinderbetreuung, und der ist auch gut so –, aber wenn es darum geht, tatsächlich mehr Plätze zu schaffen, dann braucht man die entsprechenden Einrichtungen dazu und nicht nur die Förderung und die Einrichtung für den Zeitraum, wo es Geld vom Bund gibt.

Daher ist die Regelung, so wie sie jetzt vorgelegt wird, eine gute, und ich hoffe, dass auch bei der Evaluierung und der Möglichkeit, ab 2009 hier eine Veränderung vorzunehmen, bei diesem Prinzip verblieben wird.

Ansonsten – und damit komme ich zum Schluss – halte ich diesen Schritt für einen wichtigen Schritt. Ich halte es für gut, dass es gelungen ist, in den Verhandlungen die anderen Bundesländer noch zu bewegen, und daher freue ich mich, dass wir bei der nächsten Sitzung noch einmal die Möglichkeit haben werden, über dieses so wichtige bildungspolitische Thema zu diskutieren, um dann mit unserer Zustimmung, nachdem wir auch den ÖVP-Bundesländern die Möglichkeit gegeben haben, nach der Nachdenkphase dem Vorschlag ihrer beiden Minister zu folgen – was ja auch eine gewisse Skurrilität hat –, auch sicherzustellen, dass selbst für 2008, sollten sie es schaffen, für 2008 auch tatsächlich Plätze zu schaffen, das Geld dann auch zur Auszahlung gelangt. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke für das Schlusswort. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Landtages, die der vorliegenden 15a-Vereinbarung im Sinne des Bundes-Verfassungsgesetzes die Zustimmung erteilen wollen, dies durch ein Zeichen mit der Hand zu bekunden. – Dies ist von der Österreichischen Volkspartei, der Sozialdemokratie und der Grünen Fraktion unterstützt und somit mehrstimmig angenommen.

Es liegt mir ein Beschlussantrag der freiheitlichen Landtagsabgeordneten Mag Johann Gudenus, Mag Wolfgang Jung vor betreffend kostenlose Einführung von Kindergartenplätzen. Wer diesen FPÖ-Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist von der ÖVP, den Freiheitlichen und den Grünen unterstützt, somit in der Minderheit und damit abgelehnt.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2006/2007 der Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft. 

Ich darf bei der Gelegenheit die dem Wiener Landtag schon wohlvertrauten Kinder- und Jugendanwälte unserer Stadt, die Frau DSA Monika Pinterits und Herrn Dr Anton Schmid, herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall.)
Ich bitte nunmehr die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie jedes Jahr legt auch in diesem Jahr die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft ihren Jahresbericht vor. Er ist auch schon im Ausschuss zur Diskussion vorgelegen, und ich darf einleitend, vor der Diskussion, darauf hinweisen, dass ich sehr stolz darauf bin, dass die Tätigkeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in Wien von jener Kontinuität geprägt ist, deren Aufgabenstellung sie auch umfasst. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft in Wien ist eine Einrichtung, die in ihrer Selbstständigkeit mit ganz speziellen Aufgaben von diesem Haus betraut wurde, in Eigenständigkeit und Unabhängigkeit, und das ist auch gut so.

Die Diskussion wird viele Punkte aufweisen. Ich möchte einen Punkt herausgreifen und mich sogleich auch bedanken für die Tätigkeit und die Mithilfe. Es ist seit Jahren eigentlich Usus gewesen, auch bei früheren Novellen zum Wiener Jugendschutzgesetz, dass die Kinder- und JugendanwältInnen einen ganz wichtigen Beitrag geleistet haben zur Weiterentwicklung des Gesetzes, und ich glaube, wir können sehr stolz darauf sein – und zwar alle Parteien, die in diesem Haus vertreten sind –, dass es uns in einer Diskussion, die anfänglich kurz dazu geneigt hatte, in jene Gegensätzlichkeit abzugleiten, die nicht zu Lösungen führt, gelungen ist, einen eigenen Wiener Weg zu gehen, nämlich bei der Frage: Wie gehen wir mit Videospielen um? Wie setzen wir uns hier mit einem ganz wichtigen Thema, das auch Kinder und Jugendliche betrifft, auseinander? 

Es ist hier nicht nur gelungen, eine gemeinsame Vorgangsweise zu finden, es ist in sehr, sehr kurzfristiger Zeit auch gelungen, eine entsprechende Veranstaltung auszurichten und nicht nur die Kinder und Jugendlichen selbst, sondern vor allem alle im pädagogischen Bereich Tätigen, vor allem auch die Eltern, in diese Veranstaltung mit einzubeziehen. Es war dies eine Veranstaltung, die in der Fachwelt im In- und Ausland enormes Echo hervorgerufen hat, und es war einer der Punkte dieser Übereinstimmung, dass es auch in diesem Fall eine Veränderung geben soll im Jugendschutzgesetz. 

Ich bin jetzt nicht ganz auf dem letzten Stand, ob es uns in der Zwischenzeit gelungen ist, das auch in ganz Österreich umzusetzen – ich entnehme deinem Kopfschütteln, dass nein –, aber es ist, glaube ich, zumindest einmal ansatzweise daran gedacht, das zu tun und zumindest in einem Punkt etwas zu erreichen, was eine langjährige Forderung von uns allen gemeinsam ist, nämlich damit vielleicht ein bisschen zu unterstützen, dass eine Harmonisierung der Jugendschutzgesetzgebung in ganz Österreich erreicht wird.

Die Tätigkeit der Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft ist eine vielfältige und sie ist eine, die aus der gesamten Landschaft der Aufgabenstellung für das Land Wien nicht mehr wegzudenken ist. Ich bedanke mich vorweg schon für eure Arbeit. Ich bedanke mich für die Zusammenfassung in diesem Bericht, und ich bitte um Diskussion und Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Berichterstatterin. Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Zunächst: Eingangs gilt es festzustellen, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft eine sehr, sehr wichtige Aufgabe hat, wie sich gerade in den letzten Monaten bedauerlicherweise ja auch gezeigt hat, und auch in Zukunft haben wird.

Nun zum vorliegenden Bericht selbst. Er ist kein schlechter Bericht, er ist aber auch nicht das Gelbe vom Ei, er ist ein Allerweltsbericht, möchte ich ihn charakterisieren. Er ist in weiten Teilen eine ziemlich willkürliche Sammlung von Einzelbeiträgen über zum Beispiel vergebene Studien, deren Daten man dann zum Teil durchaus auch anzweifeln kann. Die SPÖ hat sich mit der einen Studie vielleicht eine Umfrage erspart, obwohl ich nicht glaube, dass die Ergebnisse richtig sind. Wenn Sie glauben, dass uns nur 10 Prozent der Jugendlichen sympathisch finden, glauben Sie weiter, dass es so ist, wir haben Gott sei Dank ganz andere Ergebnisse, und Sie werden das bald bemerken.

Ein anderer Teil des Berichtes sind die Aktivitäten Ihnen genehmer Vereine, andere werden da nicht einmal erwähnt, und natürlich auch die Standardjubelberichterstattung über einige wenige Aktivitäten, vor allem natürlich mit den obligaten Portraits der SPÖ-PolitikerInnen.

Als Nächstes kommt dann der Bericht über „Jugend ohne Netz". Da hat eine interaktive Ausstellung stattgefunden, und es heißt da drinnen wörtlich: „Die Medienresonanz war enorm hoch und erreichte im Gesamten eine Auflage von 4,4 Millionen alleine im Printbereich." Was immer das heißen mag. Also ich bin mir sicher, wenn ich jetzt da herinnen eine ehrliche Umfrage mache, ich glaube nicht, obwohl ich annehme, dass Sie politisch interessiert sind, dass wirklich dieser Bekanntheitsgrad erreicht wurde. Ich weiß nicht, woher diese Zahlen alle genommen werden.

Ein anderes Projekt heißt „gemma's an!", das von der grundsätzlichen Ausrichtung ein richtiges ist. Es handelt sich darum, für Jugendliche, die Schwierigkeiten haben, einen Arbeitsplatz zu finden, etwas zu tun. Man will das über den Weg der freiwilligen Paten erreichen, die eine umfassende Ausbildung – zumindest wird es hier so geschildert – erhalten haben. Eine gute Idee; ob so etwas realisierbar ist, nämlich effektiv realisierbar, mag angezweifelt werden. Es steht auch ausdrücklich drinnen, und das bei einer Millionenstadt wie Wien, momentan werden 25 – ich wiederhole: 25! – Jugendliche betreut. 

Es wird dann an verschiedenen Stellen auch eine Reihe von Forderungen erhoben, wie immer aber ohne Bedeckungs- oder Umsetzungsvorschläge, und es sind auch ein paar Forderungen, wo man sich dann wirklich immer wieder fragt: Warum geschieht das in dieser Form? Zum Beispiel die Materie der Altersfeststellung der minderjährigen Asylanten oder Straffälligen. Es gäbe einen einfachen Weg – die medizinischen Fachleute dazu werden natürlich nicht befragt –, das wäre das Handknöchelröntgen, mit dem eine Altersfeststellung zweifelsfrei möglich ist. Das wird dann immer wieder abgelehnt, weil man sagt, das wäre ein ärztlicher Eingriff. Aber die gleichen, die das Handknöchelröntgen verweigern, lassen sich dann bei uns die Zähne reparieren und machen Panoramaröntgen. 

Also hier muss man schon anzweifeln, ob das immer der richtige Weg ist. Man kann nicht nur fordern, man muss auch Realitäten anerkennen, und gerade, was Forderungen betrifft, kommt mir der Forderungskatalog der Kinder- und Jugendanwälte, das muss ich schon sagen, eher als ein Brief ans Christkind vor.

Ich kann Ihnen nur sagen, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie sind in der Bundesregierung, Sie stellen angeblich – zumindest noch – den Bundeskanzler, und auch die ÖVP ist mit Ihnen da drinnen, und da stellt sich jetzt wirklich die Frage: Warum kommt das da hinein? Tun Sie es doch! Reden Sie nicht davon, tun Sie es! Dazu sind Sie in der Regierung. Angeblich gibt es ja doch noch den einen oder anderen Macher auch.

Es werden allerdings – das muss ich durchaus sagen – sehr wichtige Probleme angesprochen, das sind die Unterstützung der Jugendlichen vor Gericht, die Unterstützung nicht nur von Jugendlichen, sondern durchaus auch von den Eltern und anerkennenswerterweise darf man hier auch einmal die Väter erwähnen, die Sie angesprochen haben in Scheidungsverfahren und, leider und besonders aktuell, die Aufklärung und Prävention hinsichtlich sexuellen Missbrauchs und die Opferbetreuung. 

Aber gerade in dem letzteren Bereich fehlen doch noch konkrete Vorschläge im legislativen Bereich, die man machen müsste, und natürlich ist auch hier wiederum besonders die Bundesregierung gefordert. Aber gerade dort zögert ja die SPÖ-Justizministerin noch. Ich erinnere an die Diskussion über die Täterkartei.

Aber auch Wien hätte hier Schritte zu setzen. Wenn zum Beispiel, wie hier drinnen berichtet wird, problematische Fälle und Übergriffe auch in einigen privaten Vereinen bekannt wurden, dann wäre eigentlich ein entsprechender Druck auf diese Vereine auszuüben, sorgfältiger bei der Auswahl ihrer Funktionäre und der Trainer vorzugehen. Schließlich bekommen die, glaube ich, alle Fördermittel der Stadt. Man sollte allerdings nicht nur Druck ausüben, man sollte sich auch überlegen, wie man bei diesen Funktionären und bei diesen Trainern ein gewisses Bewusstsein für diese Problematik schafft. Es wäre eine Schulung anzubieten, und ich glaube, sie wäre sehr, sehr notwendig, wenn man sich die Fälle der letzten Monate vor Augen hält, die traurig genug sind.

Ich habe schon vorher gesagt, der Bericht kommt mir ein bisschen vor wie eine Pflichtübung und weniger wie ein umfassender Jahresbericht. Es fehlt hier aus meiner Sicht der konkrete Teil – Zahlen, Kosten, Personal, durchgeführte Aktivitäten und so weiter – und vor allem auch ein Punkt, der mich interessiert: Was plant man eigentlich für die Zukunft?

Besonders bemerkenswert erscheint mir – da müsste die SPÖ aufhorchen –, dass in diesem Bericht allerdings massive Kritik an der angeblich schlechten rechtlichen Absicherung der Jugendlichen geübt wird und ihre problematische Situation in der Gesellschaft aufgezeigt wird. Es steht da wörtlich drinnen: „1 200 Jugendliche beenden in Wien ihre Schulzeit ohne Pflichtschulabschluss." Und noch schärfer: „Laut EU-Daten hat sich die Arbeitslosigkeit zwischen 15 und 24 Jahren in Wien seit 2000 verdreifacht, die Quote klettert über die 15 Prozent-Marke. Auch Lehrstellen sind Mangelware." – Soweit der Bericht.

Das betrifft Wien, meine Damen und Herren von der SPÖ, und da tragen Sie seit Jahrzehnten die Verantwortung, und auch im Bund sind Sie ja jetzt mit dabei mit Ihrem Kanzler, auch wenn Sie ihn jetzt nicht mehr so richtig mögen.

Sie können sich nicht nur am Life-Aids-Ball und in den „Seitenblicken" feiern lassen, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie müssen auch die Schuld für die Miseren übernehmen, die Sie verursachen, und hier liegt eindeutig eine Misere vor. 

Einsicht und Buße, meine Damen und Herren von der SPÖ, sind gefragt (Ironische Heiterkeit bei Abg Heinz Vettermann und Heiterkeit auch bei den GRÜNEN.) und nicht Barolo und Kanzlerfest, Herr Kollege Vettermann.

Und noch eines fehlt in diesem Bericht vor allem: Ein Eingehen auf die Probleme der Jugend, die durch Gewalt in und außerhalb der Schulen entstehen, in denen zunehmend, Herr Kollege Vettermann, auch wenn Sie es nicht hören wollen (Abg Heinz Vettermann: Nein, ich höre interessiert zu!), Handy-Diebstähle, Schlägereien, Schutzgelderpressungen, Mobbing und in zunehmendem Maße sogar Messerstechereien und Bandenbildung stattfinden. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis wir wieder einen – einen hatten wir ja leider schon – Toten zu beklagen haben. 

Vor diesen unangenehmen Wahrheiten, meine Damen und Herren von der SPÖ, verschließen Sie die Augen. Das darf es in Ihrem Wien nicht geben. Also schließt er messerscharf, dass nicht sein kann, was nicht sein darf, heißt es beim Palmström, und so ähnlich agieren Sie.

Ich habe vor Kurzem den Bericht eines Wiener Gymnasialdirektors gelesen, in dem der ausdrücklich sagt, er fordert die Kameraüberwachung seiner Schule nach einem schwerwiegenden Vorfall, aber nicht wegen Diebstählen oder harmlosen Sachen, sondern weil es zu schwerwiegenden Gewalttaten kommt und weil er fürchtet und nicht verantwortlich sein soll, wann das erste Kind an seiner Schule getötet wird. Und das ist keine Harmlosigkeit und keine Kleinigkeit. (LhptmStin Grete Laska: In einem Gymnasium?) Ja, Frau Kollegin, aber das Gleiche spielt sich auch in den Unterstufen ab. (LhptmStin Grete Laska: In einem Gymnasium? Habe ich richtig gehört?) Ja, in einem Gymnasium, richtig. Sie haben recht. Vielleicht traut er sich dort mehr, weil er nicht direkt der Gewalt der Stadt Wien unterworfen ist, und hat deswegen den Mut gehabt, das auch so zu sagen.

Es wird höchste Zeit, meine Damen und Herren von der Jugendanwaltschaft, dass Sie sich intensiv auch dieser Frage, nämlich der Gewalt an unseren Schulen, annehmen, und zwar unvoreingenommen und mit einem realistischen Ansatz. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Smolik. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kinder- und JugendanwältInnen! 

Ich möchte mich zuerst einmal im Namen der Grünen Fraktion für den umfassenden und sehr interessanten Bericht für das letzte Jahr sehr herzlich bedanken, auch für die Arbeit, die Sie mit Ihrem Team leisten, nicht nur jetzt Sie beide. Ich bitte, es wirklich auch an das Team auszurichten, dass wir sehr, sehr froh sind, dass Sie sich mit diesem Engagement in dieser Stadt hier für die Kinder und Jugendlichen einsetzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Im Gegensatz zum Kollegen Jung finde ich die Berichte immer sehr, sehr informativ. Und wenn auch nicht alles, was die Kinder- und Jugendanwaltschaft macht, hier immer abgebildet ist, so finde ich die Themen, die dokumentiert sind und von denen manche auch immer wieder kommen, wie zum Beispiel die UN-Kinderrechts-
konvention, die schon längst in die Bundesverfassung gehört, sehr, sehr gut, weil das sehr gut widerspiegelt, mit welchen Themen sich Jugendliche und Kinder in dieser Stadt beschäftigen, aber auch die Gesellschaft beschäftigen sollte. 

Und wenn Sie hier von Fotos sprechen, so weiß ich nicht, welchen Bericht Sie haben. In meinem Bericht ist genau ein Foto drinnen, nämlich das Foto vom Team der Kinder- und Jugendanwaltschaft, aber ich weiß nicht, was Sie daran stört, dass man auch sieht, wie die Menschen aussehen, die hier arbeiten. 

Und dann haben Sie, so weit ich es verstanden habe, die Studie, die das Institut für Jugendkulturforschung gemacht hat, angezweifelt, ob sie gefaked ist, sage ich jetzt einmal. Sie haben unterstellt, dass hier Daten abgebildet sind, die nicht den Tatsachen entsprechen, weil die FPÖ von nur nicht 10 Prozent, sondern 9,3 Prozent als sympathisch befunden wird. Ich finde das ungeheuerlich, dass Sie einer wissenschaftlichen Einrichtung und auch den Kinder- und JugendanwältInnen unterstellen, hier Daten zu faken, nur weil Sie nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass 90 Prozent der Jugendlichen die FPÖ nicht leiden können. So ist es nun mal, und das ist gut so! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sprechen Sie mit Elfjährigen, denn hier sind auch Elfjährige befragt worden, was sie von der Politik der FPÖ halten, und Sie werden genau die fast 100 Prozent hören, wie sie hier auch abgebildet sind. Und nur deswegen, weil die FPÖ hier nicht gut abschneidet – unter Anführungszeichen –, zu sagen, die Daten sind nicht richtig, wurden gefaked oder irgendwie geschönt oder nicht geschönt, finde ich echt ungeheuerlich, und eigentlich ist es eine Katastrophe, in diesem Zusammenhang so mit einer Studie, die sich mit den Lebenslagen und Interessen von Kindern und Jugendlichen, von Elf- bis Achtzehnjährigen, beschäftigt hat, umzugehen.

Viel spannender wäre es, sich die Seite 8 anzuschauen, Herr Kollege Jung, wenn Sie denselben Bericht haben wie ich, wenn da die Frage an die Kinder und Jugendlichen, an die jungen Menschen gestellt wird: Worüber sprecht ihr eigentlich, wenn ihr euch trefft? Da kommt das, was sie in der Freizeit machen. Das ist klar, das ist eigentlich ein sehr bestimmendes Thema. Weil ja auch die Freiräume in der Stadt sehr eingeschränkt sind und auch am Land nicht so viel Angebot ist, ist klar, dass man sich hier auch sehr viel darüber unterhält, was man gemeinsam unternimmt. Daneben ist auch Musik ein sehr wichtiges Thema bei den Jugendlichen. Aber wirklich interessant ist, wenn man sich anschaut, wie der Unterschied ist zwischen den Jugendlichen, die aus Wien kommen, beziehungsweise jenen aus Restösterreich, die unter Total subsumiert sind. Da ist zu sehen, dass die Wiener Kinder und Jugendlichen offensichtlich mehr miteinander über die Probleme in der Schule sprechen, mehr über die Probleme mit den Eltern sprechen, aber zum Glück auch mehr darüber sprechen als die anderen Jugendlichen in den Bundesländern, wie sie Freunden und Freundinnen, die Probleme haben, helfen können. 

Jetzt kann man sagen oder vermuten, und das wäre auch eine interessante Studie: Reden die Wiener Jugendlichen mehr über sich und ihre Probleme – was gut ist, wenn sie das machen – oder haben sie mehr Probleme, und muss man das auch ernst nehmen und in diese Richtung interpretieren? Da gilt es sicher, genauer hinzusehen, warum es hier doch eine Diskrepanz gibt in Bezug auf die Jugendlichen in Wien und die Jugendlichen in den anderen Bundesländern. 

Ich könnte jetzt natürlich anführen, wie sympathisch die Grünen gefunden werden. Das können Sie aber nachlesen und haben Sie sicher auch gemacht. 

Auch die Internetnutzung, die hier angeführt ist, finde ich ganz, ganz spannend. Da geht hervor, wie offensichtlich Elf- bis Achtzehnjährige das Internet nutzen und dass auch das Sprechen über Computerspiele offensichtlich nicht ganz so das beherrschende Thema ist, sondern dass sich auch welche als JournalistInnen betätigen wollen, dass sie auch lesen, was andere schreiben. 

Also es sind ganz, ganz spannende Daten, die hier – und die Grundstudie ist ja sehr, sehr umfangreich – abgebildet sind, und sie sind nicht darauf zu reduzieren, dass die FPÖ nur 9,3 Prozent hat. 

Zu dem Teil „Jugend ohne Netz" wird mein Kollege Ellensohn noch sprechen, weil ich glaube, dass das wirklich ein Thema ist, über das wir uns Gedanken machen sollten, nämlich, wie schaut es aus mit der Kinder- und Jugendarmut in dieser Stadt? Bezeichnend sind ja auch die Einträge, die hier aufgelistet sind, und ich glaube, dass das es ein Thema ist, dessen wir uns annehmen müssen. Wir haben das ja schon öfter angesprochen, dass wir uns dem Thema Armut von Kindern und Jugendlichen ernsthaft widmen müssen, auch wenn es, wenn wir dann Anträge auf Armutsberichte stellen, immer heißt, wir haben eh die Zahlen, Daten und Fakten. Ich glaube, dass wir hier wirklich verstärkt hineingehen und auch einen Blick darauf werfen sollten. 

Auf einen Punkt des Forderungskatalogs, der in diesem Zusammenhang aufgestellt wurde, möchte ich schon Bezug nehmen und darauf auch kurz eingehen. Es steht hier unter Punkt 8: „ein österreichisches Sozialwesen, das die Eltern in der Erziehung ihrer Kinder finanziell und praktisch unterstützt" und so weit und so fort, und wo auch angeführt ist – zwar in Klammer, was ich schade finde –, dass die Jugendwohlfahrt Österreich-weit, aber auch in Wien eine personell und finanziell bessere Ausstattung braucht. 

Einige von Ihnen werden vielleicht mitbekommen haben, dass vor einigen Tagen die betroffenen Bediensteten der Jugendwohlfahrt am Friedrich-Schmidt-Platz ihre Dienststellenversammlung abgehalten und genau aufgezeigt haben, dass sie eigentlich mehr Ressourcen brauchen, personell und finanziell. Ich glaube, dass man das ernst nehmen muss und nicht wieder abwarten sollte, bis Fälle, wie wir sie ja auch immer wieder in letzter Zeit hatten, bekannt werden und wo dann die Schuld sehr oft auch den Menschen und MitarbeiterInnen der Jugendwohlfahrt zugeschrieben wird, wobei die machen, was sie können, und wirklich versuchen, in der jetzigen Situation das zu tun, was möglich ist. Aber hier fehlt es wirklich an Ressourcen, und ich denke, das sollten auch Sie, Frau Stadträtin, ernst nehmen und hier verstärkt Mittel zur Verfügung stellen. 

Ein weiterer Teil, auf den ich zu sprechen kommen möchte, ist das Kapitel, in dem es um die Kinder- und Jugendgesundheit geht. Das ist eine Materie, welche immer wieder thematisiert wird, meistens in Zusammenhang mit Fragen wie: Sind unsere Kinder zu dick? Ernähren sie sich falsch? Bewegen sie sich zu wenig?, und, und, und. Ich glaube, dass hier einige Vorschläge aufgezeigt sind, die es wert wären, sich auch in Wien anzusehen, wie man diesem Thema und dieser Frage wirklich begegnen kann. Wie kann man die Umstände, in denen Jugendliche und Kinder sich befinden und die zu gesundheitlichen Schäden oder Gefahren und Risiken führen, auch über Geschäftsgruppen hinweg, in den Griff bekommen? 

Es ist nun einmal so, dass die Armut beziehungsweise die soziale Situation und die Umfeldsituation, in denen Kinder und Jugendliche sich aufhalten, eine sehr, sehr große Rolle spielen, wir wissen, dass Armut auch krank macht, und ich glaube, dass wir gerade, wenn es hier um die Kinder und Jugendlichen geht, Nachholbedarf haben. Es ist auch sehr gut dargelegt, wie weit wir eigentlich Österreich-weit hinterherhinken, um die Rahmenbedingungen für die Kinder- und Jugendgesundheit zu schärfen. Ich glaube, dass wir hier Nachholbedarf haben und auch investieren sollten. 

Das vorletzte Thema, zu dem ich sprechen möchte, ist die Kinder- und Jugendpsychotherapie, und was hier auch schon angesprochen wurde heute in der Fragestunde, was von der Kollegin Pilz auch immer wieder thematisiert wird, sind die langen Wartezeiten auf Psychotherapieplätze für Kinder und Jugendliche. 

Wenn man sich hier auf Seite 73 den Bericht ansieht, so ist es eigentlich ein erschütterndes Zeugnis, das uns hier ausgestellt wird. Wenn jeder fünfte Jugendliche eine psychische Krise in der Pubertät durchlebt, da kann man sich ungefähr vorstellen, okay, das ist eine schwierige Zeit, aber trotzdem werden das immer mehr, aber wenn 10 Prozent der Kinder im Volksschulalter mittlerweile an psychischen Problemen leiden und wir hier wenig zur Verfügung stellen können, so müssen wir dieses Alarmzeichen ernst nehmen. 

Auch wenn dann weiter unten die Gründe angeführt sind, warum es zu dieser Situation kommt, so können wir uns, glaube ich, gesellschaftspolitisch nicht drücken, denn was auch eine Studie über die Jugend schon belegt hat, ist, dass unsere Jugendlichen zunehmend unter Druck geraten, zunehmend nicht wissen, wie sie mit ihrer Zukunft umgehen, zunehmend Ängste haben, Schulängste, Versagensängste, auch Ängste bezüglich ihrer Berufschancen, ihrer Ausbildungen, und, und, und. 

Dass das dann zu wirklich manifesten psychischen Problemen führt, kann uns meiner Meinung nach nicht kalt lassen. Hier braucht es wirklich mehr an Einrichtungen und Angeboten für die Jugendlichen und für die Kinder, aber auch für die Eltern, um diesem doch sehr bedenklich stimmenden Trend und der Entwicklung unter den Jugendlichen irgendwie auch ein Angebot entgegensetzen zu können. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Bedanken möchte ich mich für die Presseaussendungen, die es immer wieder gibt von Ihnen. Sie versuchen mit Ihren Presseaussendungen zum Glück das Bild, das gerne von den Jugendlichen gezeichnet wird, immer wieder ins rechte Licht zu rücken. Ich glaube, dass das wichtig ist auch für die Jugendlichen, dass sie nicht als die, wie es auch unter dem Kapitel „Jugendschutz und Alkohol" angeführt ist, komatrinkenden, drogenabhängigen, herumlungernden Jugendlichen dargestellt werden, sondern dass gezeigt wird, dass es diese Sachen sehr wohl gibt, aber dass es auch Gründe dafür gibt, dass man nicht alle über einen Kamm scheren darf, dass man nicht behaupten kann, was viele gerne machen, die Jugendlichen sind so und so und so, sondern dass man sehr differenziert an diese Themen herangehen muss, dass man sich anschauen muss, warum das so ist, in welcher Situation sich die Jugendlichen befinden, und hier nicht Verallgemeinerungen von sich geben kann. 

Ein kurzes Wort zum Antrag, den die FPÖ einbringen wird bezüglich dieser Sexualstraftäterdatenbank. Ich glaube, so ist es übertitelt. Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen. Es ist natürlich opportun und populistisch, in der jetzigen Situation so einen Antrag einzubringen. Straftäter hin oder her. Es ist in aller Munde. Wie kann so was passieren wie im Amstetten? 

Ja, es ist schlimm, es ist furchtbar! Jedes einzelne Kind, das missbraucht, das misshandelt wird, ist ein Skandal, ist natürlich ganz, ganz schlimm für die Betroffenen. Aber hier zu reagieren mit Berufsverboten, mit generellen Berufsverboten, hier eine Datenbank aus dem Ärmel zu schütteln, wo sich keiner ungefähr vorstellen kann, wie das gehen soll. Niemand weiß – oder vielleicht wissen Sie es –, wer kommt da rein, wie kommt man da rein, wie kommt man wieder raus, was heißt das dann, wer hat Zugriff und, und, und. 

Bezeichnend ist, dass Sie nicht einmal andenken, dass hier zwar darüber diskutiert werden kann, na klar, aber dass eigentlich das Parlament, in dem Sie ja auch vertreten sind, dafür zuständig ist und offensichtlich Diskussionen dort stattfinden, in die Sie sich inhaltlich einbringen könnten, wie Sie sich das vorstellen, desgleichen, dass Sie eigentlich die Richter, die Legislative völlig außer Acht lassen mit diesem Antrag, sondern im Innenministerium wird eine Datenbank angelegt, und das war's dann. Dann kommt man rein und nie wieder raus und dann gibt es ein Berufsverbot. Generalisieren, überhaupt nicht auf den Einzelfall abgestellt. 

Ich halte das für schwer bedenklich, für demokratiepolitisch bedenklich, und aus diesen Gründen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Anger-Koch.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Dame von der Kinder- und Jugendanwaltschaft! 

Ich möchte mich auch im Namen meiner Fraktion, der ÖVP, für den ausführlichen Bericht bedanken. Wir finden das sehr gut, dass Sie diesen Bericht ausführlich dokumentieren, und sehen quasi auch unsere Forderungen darin bestätigt, dass gerade im Bereich der Jugendwohlfahrt und im Zusammenhang mit Unterstützung von Familien und Kindern Änderungen herbeigeführt werden sollen. 

Das gilt auch für den Bericht des Kinderbeistandes. Wir wissen, dass in Wien die Scheidungen nicht gerade abnehmen, sondern, im Gegenteil, zunehmen. Wo die Position des Kindes vertreten wird, führen Sie eben auch an, dass es hier an Kontingenten und an Personalressourcen fehlt, und das ist eigentlich sehr traurig, weil in der Folge dann eigentlich sehr viele Fälle abgelehnt werden müssen. 

Das Gleiche ist auch bei der Besuchsbegleitung, dass das dann alles auf dem Rücken der Kinder ausgetragen werden muss. 

Auch die Jugendgesundheit – meine Kollegin Smolik hat es schon angesprochen – ist uns sehr wichtig, doch es ist so, dass auch bei den Versorgungseinrichtungen Engpässe sind und auch die vernetzten Daten eigentlich nicht sehr gut zugänglich sind und zwar gerade zwischen den Krankenhäusern und der Jugendwohlfahrt, wo es diese so genannten Verbindungsdienste gibt. Und da ist genauso wieder dieses Einsparungspotenzial festzustellen, das Sie hier durchziehen, sodass es einfach an Sozialarbeiterinnen und ‑arbeitern fehlt. 

Genauso ist es auch bei den Präventionen. Es heißt immer, man muss präventiv arbeiten, gerade, was die Gesundheit der Kinder angeht, und ich bin der Meinung, dass gerade die frühkindlichen Einrichtungen prädestiniert dafür sind, hier entsprechend gesundheitsvorsorgliche Maßnahmen wie Bewegung, Sport, Ernährungsabläufe zu koordinieren. 

Wir haben auch schon angesprochen, dass wir es sehr wichtig fänden, gerade in den Kindergärten und in den Pflichtschulen Sport beziehungsweise mehr Bewegung durch Vereine zu forcieren, um gewisse Krankheitsfaktoren, die dann vielleicht im späteren Leben auftreten, schon im Keim irgendwie zu ersticken. Maßnahmen gegen Fettleibigkeit zum Beispiel kann man durch gute Ernährungsberatung in den Kindergärten schon erarbeiten, ebenso gegen Übergewicht, oder Maßnahmen, um den Bewegungsapparat einfach besser fit zu halten und eine bessere Körperhaltung zu erzielen, denn die Kinder leiden oft an Körperhaltungsschäden. Es ist einfach auch ein Bewusstsein dafür zu schaffen, wie wichtig Bewegung ist und was für positive Effekte gerade im Bereich des Lernerfolgs, im Aggressionsverhalten und auch in der Integrationsbereitschaft dadurch erreicht werden können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben ja in den letzten Monaten auch sehr viel über die Problematik der Gewalt gegen Kinder gehört. Wir wissen, dass die Jugendämter hier natürlich hervorragende Arbeit leisten, aber dass sie überfordert sind, weil die Krisenzentren komplett überlaufen sind und die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen dort an und für sich Mangelware sind und absolut nichts getan wird, um dort das Personal aufzustocken beziehungsweise vielleicht auch mehr finanzielle Unterstützung zu gewähren. 

Ich habe Ihnen auch oft schon gesagt, dass gerade im Bereich der Pflichtschule in Bezug auf Gewalt Schulmediatoren eingesetzt werden sollten, um eben Ausschreitungen zu verhindern. 

Ich möchte mich noch einmal für den Bericht bedanken und hoffe, dass die angesprochenen Missstände in Wien endlich in Angriff genommen werden und auch diese Personalknappheit gerade im Sozialbereich, in der mobilen Arbeit mit Familien und im Bereich der Rechtsvertretung endlich ausgeschaltet werden. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Das Wort hat Frau Abg Wehsely.

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Gleich vorneweg natürlich auch von mir, von uns ein ganz herzliches Dankeschön an die Kinder- und Jugendanwaltschaft, liebe Moni Pintarits, lieber Toni Schmid. Wir kennen euch, wir kennen einander als langjährige Fachexpertinnen und ‑experten, ihr seid landesweit in wichtigen Gremien vertreten, ihr unterstützt die Kinder- und Jugendarbeit und die Kinder- und Jugendpolitik in diesem Bundesland, in diesem Land. Darüber hinaus vertretet ihr Wien auch in vielen Österreich-weiten Gremien, und das in sehr guter und gut abgestimmter Art und Weise. Ihr bringt wertvolle Erfahrungen mit ein, ihr macht tolle Projekte, ihr seid tätig in der Beratung, ihr kümmert euch um den Opferschutz, ihr behandelt Einzelfälle, und zwar auch theoretisch fundiert, wie wir in dem Bericht lesen konnten. Also es ist wirklich ein, wie auch schon Grete Laska gesagt hat, sehr umfangreiches, eigenständiges und selbstständiges ExpertInnenwissen, das ihr einbringt in euren Fachbereich als Kinder- und JugendanwältInnen. Und deshalb noch einmal ein ganz herzlicher Dank für diese Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Dank gilt natürlich auch eurem Team, das möchte ich auch nicht vergessen. Ihr macht das nicht allein, ihr könntet das auch nicht allein. Deswegen bitte ich, das auch weiterzugeben. 

Ich freue mich auch sehr darüber, dass wir viele Dinge gemeinsam machen können mit der Wiener Jugendarbeit, die ja breit und gut aufgestellt ist, wo wir in der Kinderplattform gemeinsam sitzen, wo wir in der Jugendplattform gemeinsam sitzen, in beratenden Gremien auch für die MA 13 - Bildung und Jugend, wo wir viele wichtige Dinge besprechen und aus dieser Kooperation und dieser Vernetzungsarbeit auch viele wichtige Impulse für uns hervorgehen, was wir für Kinder und Jugendliche verbessern können, noch brauchen, erweitern sollten und vor allem, wo wir sie auch einbeziehen können, wo sie partizipieren können, wo wir ihre Potenziale fördern, wo wir sie empowern, denn das ist uns ganz wichtig. Wir sagen klar und deutlich: Wir sind Kinderfreunde in Wien, wir sind Jugendfreunde in Wien. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte ganz kurz nur auf vorhergehende Wortmeldungen der Opposition eingehen, um mich dann, ich möchte fast sagen, den wesentlichen Dingen zu widmen. Auch wir werden den Beschlussantrag ablehnen, ich kann mich der Vorrednerin, Claudia Smolik, anschließen. Der Antrag ist schlecht vorbereitet, er ist, husch pfusch, während das Poststück bereits verhandelt wird, eingebracht worden. Es ist nicht Usus, dass wir das so machen, aber es ist einfach typisch FPÖ-Populismus. (Beifall bei der SPÖ.)

Was die privaten Vereine und die Übergriffe dort betrifft, haben wir uns darüber unterhalten. Es war natürlich auch für uns ein wichtiger Punkt, das zu klären und zu hinterfragen. 

Ich möchte nur am Rande erwähnen, dass wir uns fachlich auseinandergesetzt haben mit diesem Bericht, uns Gedanken darüber gemacht haben, jenseits von Parteipolitik. Also wir haben nicht nachgeschaut und nachgeprüft, wo und mit wie viel Prozent wir beliebt sind als SPÖ. Das war uns in diesem Fall nicht das Wichtigste bei diesem Bericht, sondern die fachliche Auseinandersetzung. Natürlich sind wir dem nachgegangen, haben das auch im Werden schon diskutiert. Übergriffe in privaten Vereinen, das ist natürlich eine heikle Geschichte. Es ist uns wichtig, dass auch die ehrenamtlich tätigen Menschen in Sportvereinen oder wo auch immer, die mit Jugendlichen und Kindern zu tun haben, das in einer ordnungsgemäßen Art und Weise machen, sich natürlich an alle gesetzlichen, kinderrechtlichen und sonstigen Vorgaben halten. 

Es wurde natürlich auch Druck ausgeübt. Es ist auch euch zu verdanken, dass da interveniert wird, dass wir darüber Bescheid wissen, dass das auch in vielen wichtigen Fällen ausgeräumt werden konnte. Das ist eine ganz wichtige Sache. 

Natürlich – aber der Herr Mag Jung ist, glaube ich, eh nicht mehr da, aber vielleicht hört er es irgendwie – haben wir beispielsweise – um nur einen Verein zu erwähnen – mit wienXtra und dem Institut für Freizeitpädagogik eine hervorragende Einrichtung – bitte richten Sie das dem Kollegen aus –, wo auch Ehrenamtliche in wirklich guten Fortbildungen, wirklich guten Schulungen, natürlich auch gratis, wenn sie wo ehrenamtlich tätig sind, in vielen Feldern der Pädagogik, die Kinder und Jugendliche betreffen, gebildet werden können, geschult werden können und wir auch eine sehr gute Auslastung diesbezüglich haben. Das wird natürlich auch weiterhin so sein. 

Zur Jugendwohlfahrt ist nicht an uns vorübergegangen, dass die Dienststellenversammlung war. Warum auch? Ja, hier sitzen politisch interessierte Menschen, ja, wir stehen dazu, dass es Dienststellenversammlungen geben darf, soll und muss. Das ist das Recht der Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter der Stadt Wien, das ist keine Frage, es wird Ihnen aber auch nicht entgangen sein, dass auch in der Aussendung der Dienststellenversammlung drinnen gestanden ist, dass die Problematik in Wien noch am geringsten ist. Das ist ein Zitat, das ist nicht meine Erfindung. 

Sie wissen auch, dass es schon im Jahr 2007 zwölf Regionalstellen plus gegeben hat und durch interne Verschiebungen weitere sechs Stellen, und natürlich sind wir ganz dahinter – und meistens sind es dann nur wir –, dass die Ausstattung passt, dass wir Diskussionen und Verhandlungen führen und dass wir natürlich die Expertise nützen, die, angefangen von der Abteilungsleiterin bis hin zu den MitarbeiterInnen erbracht wird, dass wir auch hier in Gespräche treten und unsere Jugendwohlfahrt in Wien gut aufgestellt haben, so wie sie ist. Und das wird auch weiterhin natürlich so sein. 

Ich muss ganz kurz unterbrechen. Ich habe schon wieder nicht die Redezeit beachtet, und ich werde dann dastehen. (Präsident Johann Hatzl: Es gibt keine Redezeitbeschränkung!) Ich rede und verbreite mich, so lang ich will? Schööön! (Abg Kurth-Bodo Blind: Das ist eine gefährliche Drohung!) Das ist eine gefährliche Drohung? (Abg Kurth-Bodo Blind: Sie bringen da die Highlights, weil Sie zu Hause nichts zu reden haben! – Abg Henriette Frank applaudiert in Richtung Abg Kurth-Bodo Blind.) Highlights? Na, bitte! Haben das jetzt alle gehört? Darf ich es laut sagen? Weil ich zu Haus nichts zu reden habe. Bitte einen Applaus für den Kollegen! Das war ein guter Witz. Danke! Super! 

Ich komme zu den Highlights. (Neuerlicher Zwischenruf von Abg Kurth-Bodo Blind.) Es ist eh wurscht! – Entschuldigung! Für das Protokoll ist das jetzt schwierig.

Ich komme zu den Highlights und möchte auf ein paar Punkte eingehen. 

Die Vizebürgermeisterin hat es selber schon angesprochen, wir waren sehr stolz im letzten Jahr, dass wir diese Vier-Parteien-Einigung geschafft haben, was den Jugendschutz und die Computerspiele betrifft. Es ist unsere Einstellung als Kinderfreundinnen und Kinderfreunde, als Jugendfreundinnen und Jugendfreunde da auch eingeflossen. Wir sind dankbar dafür, dass Sie auch alle mitgegangen sind, weil es um einen positiven Zugang zu Kindern und Jugendlichen gegangen ist, weil es ihnen Verantwortung überträgt, weil es bedeutet, dass sie selber entscheiden können, was sie tun, wie sie es tun, wie sie spielen, dass es eine Positivprädikatisierung gibt und dass wir ihnen sozusagen zumuten und zugestehen, dass sie auch selber wissen, was sie tun. 

Es war eine hervorragende Veranstaltung, die hier im Rathaus stattgefunden hat, mit ganz vielen Besuchern, und wir werden das sicher wieder machen. Das ist eine tolle Art der Auseinandersetzung, am Puls der Zeit und der Jugendlichen selber, Fachwelt dazu und Erwachsene und Eltern natürlich auch. Wie gehen sie mit Computerspielen, mit Videos um? Wie ist ihre Lebenswelt, diese Medienwelt überhaupt gestaltet? Es ist wichtig, dass sie da selber dabei sind und mitreden können. 

Ein ganz wichtiger weiterer Punkt: Armutsbekämpfung. Ihr habt es in eurem Bericht erwähnt, es war eine tolle Ausstellung – jedenfalls wir haben davon erfahren, wenn es schon nicht der Herr Jung war, der davon erfahren hat –, eine Ausstellung, die auch aufgerüttelt hat, die Berührpunkte über Jugendarmut präsentierte.

Ich kann nur sagen, was wir zur Armutsbekämpfung beitragen wollen und beitragen können, manifestiert sich unter anderem in dem Jugendbeschäftigungspaket, das wir erst unlängst beschlossen haben, manifestiert sich in der Forderung nach der gemeinsamen Schule, die wir für alle Wiener Kinder wollen und nicht nur für alle Wiener Kinder, aber als für Wien Zuständige eben für alle Wiener Kinder, die hier leben, vollkommen egal, woher sie kommen. Bildung für alle Wiener Kinder – das ist Armutsbekämpfung.

Ausbildungsgarantie: Ich habe schon das Jugendbeschäftigungspaket erwähnt, bei dem es uns wieder darum gehen wird, hochwertige Stiftungsplätze zu haben, und bei dem wir auch darauf Bedacht genommen haben und sich hier auch die Sozialpartner – unserer Seite möchte ich sagen – durchgesetzt haben, dass es eine höhere DLU geben wird in den Maßnahmen in den Stiftungsplätzen, dass es also für Jugendliche, die in Maßnahmen lernen, die wir gemeinsam mit dem AMS und dem Land Wien fördern, eine Erhöhung der Deckung des Lebensunterhaltes geben wird. Das, denke ich, trägt maßgeblich zur Armutsbekämpfung unter Jugendlichen bei und bewirkt, dass sie bessergestellt sind. 

Maßnahmen und niederschwellige Beschäftigungsprojekte machen wir natürlich auch in Wien, und wir leisten sie uns zusätzlich zu dem großen Jugendbeschäftigungspaket, das wir erst beschlossen haben. Es ist ein Projekt, das noch niederschwelliger ist, das gemeinsam von WAFF und AMS getragen wird, das es ermöglich, dass Jugendliche, die noch keinen Platz in diesem Ausbildungsnetz haben, einen Zugang finden zu Beschäftigung, dass sie auch versichert sind, dass sie Tagesstruktur lernen, dass sie einmal schauen können, was sie interessiert, und so dann in weiterführende Ausbildungen kommen, in weiterführende Schulen kommen. Es ist uns da gelungen, mit dem AMS auszumachen, dass auch weiterführende Schulen etwas bedeuten, nicht nur das Unterkommen am ersten Arbeitsmarkt. Das ist ganz wesentlich, und ich glaube, gerade in Bezug auf Armutsbekämpfung ist das ein Paket aus Bildung, Arbeit, Ausbildungsgarantie und Ausbildungsplätzen, das wirklich dazu beiträgt, dass Jugendliche bessergestellt sind.

Wir finden, auch Kinder und Jugendliche haben Rechte, das ist überhaupt keine Frage. Wir nehmen für uns in Anspruch, dass wir sie stärken, wir stehen für Partizipation, für Potenziale und Empowerment von Kindern und Jugendlichen. Das ist uns ganz wichtig. Wir nehmen sie als das, was sie sind. Wir gestehen ihnen auch gewisse Übertretungen, die die Erwachsenenwelt komisch findet, zu, weil wir wissen, dass Jugend ein besonderer Lebensabschnitt ist, wo es genau darum geht, Grenzen auszutesten, Grenzen auch zu überschreiten. Wir nehmen sie ernst in ihrem Werden und ihrem Sein, in ihrer Lebenswelt, wie sie sie gerne hätten. 

Das ist eine ganz wichtige Sache, die wir auch gemeinsam hier wieder in den Gremien der Jugendarbeit, in den Schulen und mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft täglich bestärken und auch immer wieder erstreiten müssen, denn leider denken da nicht alle so wie wir.

Offene Punkte haben wir in diesem Bericht natürlich auch vorgefunden, denn das ist ja nicht statisch und abgeschlossen, sondern es geht immer weiter, es gibt immer noch etwas zu tun, es gibt weitere Punkte umzusetzen. Da freue ich mich besonders, dass wir zu ein paar Punkten schon sagen können, ja, wir sind dabei, ja, wir sind dran, es geht definitiv was weiter. Das jugendgerechte Planen und Bauen, das hier eingefordert wird und wo wir weitertun sollen, kommt ja nicht von ungefähr, denn Sie wissen, wir arbeiten schon lange gemeinsam daran, dass wir sagen, die Jugend muss in der Bauordnung bedacht werden. 

Wir wollen mit der Jugend gemeinsam ihre Lebenswelt und ihren Freiraum gestalten, auch in der Stadt, das ist uns ganz besonders wichtig. Es ist uns auch gelungen, und es sollte relativ bald soweit sein, dass wir Jugend auch explizit in die Wiener Bauordnung bekommen. Das ist ein ganz großer Fortschritt, den wir gemeinsam mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in der Jugendarbeit erreicht haben, wo auch ressortübergreifend aus Wohnen, aus Jugend, aus Integration hervorragende Ergebnisse erzielt wurden. – Der eigene Kollege (Abg Oxonitsch steht in dem Raum vor dem Rednerpult) stört mich da in meinem Redefluss. Das ist ein Wahnsinn! (Abg Kurth-Bodo Blind: Was wollten Sie denn sagen?) Nehmen Sie es mit auf! Letzter Punkt: jugendgerechtes Planen und Bauen, großer Schritt weiter. Das können Sie schon aufschreiben. 

Ganz wichtig ist uns auch der angesprochene Punkt Evaluierung des Fremdenrechtes. Ja, wir treten auch dafür ein. Das ist besonders ein Anliegen der Integrationsstadträtin, aber auch die Jugendarbeit in Wien ist schon lange daran. Wir brauchen eine Doppelstaatsbürgerschaft für Kinder und Jugendliche, und wir wollen sie mit einer Evaluierung des Fremdenrechtspakets dann letztlich auch erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)
Das ist wichtig, denn wir denken uns, dass Jugendliche und Kinder so auch ihre verschiedenen Identitäten, die sie haben, ihre verschiedene Herkunftsidentität, die sie mitbringen, vereinen können. Man kann die Liebe zu Ländern und Herkunft teilen, es wird dadurch kein Liebe zu einem Land geschmälert, und das ist gut so. Wir stehen zu dieser Diversität und auch zu dieser multikulturellen Gesellschaft.

Der Jugendgerichtshof, ein weiterer Punkt, der gefordert wird, und eine ganz, ganz wichtige Sache. Hinter dieser Forderung, dass so etwas wieder kommen muss, stehen wir natürlich vollinhaltlich, das ist gar keine Frage. 2003 – Sie können sich erinnern – wurde der Jugendgerichtshof durch Schwarz-Blau abgeschafft, jetzt ist es gelungen, auch dank Maria Berger, dass wir wieder über ein Jugendkompetenzzentrum sprechen, dass wir darüber sprechen, dass am Zweiten Wiener Straflandesgericht wieder ein Jugendkompetenzzentrum geplant ist. Es ist ganz wichtig, dass wir eine eigene Gerichtsbarkeit für Jugendliche haben, denn sie sind nicht mit gleichem Maß zu messen. Dieses Jugendkompetenzzentrum brauchen wir, und es wird kommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme schon zum Schluss, um Sie nicht allzu lange zu strapazieren. Ich würde gerne noch viel mehr sagen, denn es ist mir ein wirkliches Anliegen, aber wir sind ja permanent im Diskurs, und das ist schön und gut so und das wird auch weiterhin so sein. Jedenfalls, die Türen sind offen, jederzeit, um gemeinsam und mit Expertinnen und mit Experten zu reden. Wir wollen die Punkte gemeinsam diskutieren, wir wollen die Punkte gemeinsam umsetzen. Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft, mit euch, und ich glaube, wir werden auch noch viele Punkte gemeinsam umsetzen und erreichen.

In diesem Sinne vielen Dank und weiter so! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Erstens: Sie haben gesehen, es geht auch ohne Redezeitbegrenzung. 

Zweitens nur eine sachliche Feststellung als Information: Es gibt noch die Möglichkeit einer ebenfalls unbegrenzten zweiten Wortmeldung. (Heiterkeit bei GRÜNEN und FPÖ.) Das ist aber jetzt keine Einladung gewesen.

Abg Baxant ist der Nächste am Wort. (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Bei mir ist Abg Baxant als Nächster gemeldet und dann StR Ellensohn.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich möchte mich jetzt eher kürzer fassen, nachdem meine Kollegin Wehsely da schon einiges berichtet hat.

Am Anfang möchte ich mich auch sehr herzlich bedanken bei Ihnen, Frau Jugendanwältin Pinterits und Herr Jugendanwalt Schmid, für Ihren tollen Bericht, für Ihren in die Tiefe gehenden Bericht, der auch einiges an Theorie vermittelt hat. 

Ich danke Ihnen vor allem aber für Ihre Tätigkeit. Es wurde schon die Wanderausstellung zur Armut angesprochen. Ich nehme mir hier nicht das Recht heraus zu diskutieren beziehungsweise in Frage zu stellen, ob die Zahlen, Daten, Fakten, die in dem Bericht verzeichnet sind, falsch oder richtig sind. Ich gehe natürlich davon aus, dass der Bericht professionell und richtig erstellt wurde.

Weiters möchte ich besonders positiv das PatInnen-Projekt „gemma's an!" hervorheben. Ich glaube, das ist eine gute Idee gewesen in der Hinsicht, dass man sich ein positives, ein kooperatives Miteinander überlegt hat zwischen der institutionellen Jugendwohlfahrt und Menschen aus der Zivilgesellschaft, deren Anliegen es ist, junge Menschen in Wien nicht im Regen stehen zu lassen. In dieser Hinsicht ist es, glaube ich, ein sehr schönes Projekt, das weiter unterstützt werden sollte.

Weiters möchte ich Ihnen danken für Ihre ausgesprochene Parteilichkeit, vor allem, wenn es darum geht, junge Menschen, Kinder und Jugendliche, im Hinblick auf sexuelle Übergriffe in Institutionen und in Vereinen zu vertreten beziehungsweise auch Prozessbegleitung durchzuführen. Ich glaube, es ist wichtig zu erwähnen, dass traumatisierte Kinder und Jugendliche, dass Kinder, die verunsichert sind, deren Familien zerrüttet sind oder deren Selbstbewusstsein angeschlagen ist, Menschen an ihrer Seite haben, die sie professionell durch einen Prozess begleiten und ihnen somit Empowerment geben und auch ein gewisses Selbstbewusstsein zurückgeben, damit sie zu ihrem Recht kommen.

Weiters möchte ich Ihnen auch danken für Ihre Rolle, die Sie gespielt haben – vor zirka einem Jahr war das – im Laufe der großen medialen Diskussion um den angeblich exzessiven Alkoholkonsum von Jugendlichen, der angeblich in den letzten 10, 20 Jahren so sehr gestiegen ist. Ich glaube, dass das ein großes Problem ist beziehungsweise dass man das Problem natürlich wahrnehmen muss, es ist aber nicht richtig, wenn man die Geschichte übertreibt. Sie haben meiner Meinung nach eine richtige Rolle gespielt, indem Sie gesagt haben: Wir holen die Jugendlichen mit ins Boot, wir diskutieren mit ihnen, wir lassen Partizipation zu, und wir stellen sie vor allem nicht an die Wand, so wie es manche politische Parteien und manche politischen Vertreter und Vertreterinnen gemacht haben. Wir sagen nicht, unsere Jugend, unsere Kinder sind total verloren, und es ist eine Katastrophe, wenn man sich vorstellt, wie die Zukunft ausschauen könnte, sondern wir sind stolz auf unsere Jugend, aber die Probleme, die es gibt, die gehören natürlich auf jeden Fall besprochen und beseitigt. Und Ihre Rolle in dieser Diskussion war natürlich sehr hilfreich. (Beifall bei der SPÖ.)

Auf ein paar Gedanken aus Ihrem Bericht möchte ich auch noch eingehen. Ich danke Ihnen sehr für die Umfrage, die Sie gemacht haben. Auch ich denke, dass diese Diskussion und dass dieser Bericht so ernst ist, dass man sich nicht in parteipolitischem Hickhack verzetteln sollte, sondern wichtig war für mich, und ich danke Ihnen dafür, dass Sie das auch aufgezeigt haben durch eine richtige Fragestellung. 

Auf der Seite 20 haben Sie gefragt: „Was glaubst du, sind die wichtigsten Eigenschaften und Voraussetzungen, damit du später einmal einen fixen Job finden wirst? Bitte nenne maximal drei Eigenschaften/Voraus-
setzungen." 

Ganz vorne mit ungefähr 31 Prozent war eine „gute Ausbildung“. Das heißt, wir sehen, nicht nur wir von der politischen Seite fordern bessere Ausbildung. Wir fordern Ganztagsschule, Gesamtschule, wir haben die 25er-Klassen mittlerweile realisiert, den Vorschulunterricht und die Sprachförderung. Ich möchte auch das hervorragende Wiener 1+1-Modell in den Kindergärten hervorheben beziehungsweise auf Bundesebene die Ausbildungsgarantie oder die gestern präsentierte Berufsmatura. Also nicht nur wir von der politischen Seite wissen, dass das richtig ist, auch die Jugendlichen und auch die Kinder wissen, dass Bildung und Ausbildung für eine Perspektive für ihre eigene Zukunft, für ein selbstständiges Leben ganz wesentlich sind. Das haben Sie mit Ihrer richtigen Fragestellung herausgearbeitet, und dafür gebührt Ihnen auch Dank. 

Meine Kollegin Wehsely hat auch schon die Kinder- und Jugendarmut angesprochen. Ganz wichtig: Kinder- und Jugendarmut muss bekämpft werden und ist meiner Meinung nach fast der zentrale Gedanke in diesem Bericht. Auch als es um die Diskussion um die angeblich gestiegene Jugendkriminalität ging, ist es manchen politischen Parteien und Vertreterinnen und Vertretern darum gegangen, die Jugendlichen beziehungsweise die Jugend an die Wand zu stellen und zu sagen, die Jugend hätte nichts anderes zu tun, als sich zu tögeln und dergleichen. 

Die Lösung ist aber nicht die Verschärfung von Gesetzen, Ordnungspolitik oder Law-and-Order, sondern eine richtige Armutsbekämpfung. Ich glaube, das muss hier auch noch einmal festgehalten werden, denn Perspektiven und Zukunft können nur gegeben werden, wenn die Menschen eine richtige Ausbildung und einen Arbeitsplatz haben und nicht in Armut leben müssen.

Weiters möchte ich darauf eingehen, dass auch wir natürlich der Meinung sind, die UN-Kinderrechts-
konvention gehört in die Österreichische Bundesverfassung, und ich möchte Ihnen dafür danken, dass Sie das wichtige Thema des harmonisierten Bundesjugendwohlfahrtsgesetzes angesprochen haben. Ich möchte Ihnen, aber auch Ihren Kolleginnen und Kollegen aus allen anderen Bundesländern dafür danken, dass Sie es auf Ihrer Ebene der Kinder- und Jugendanwälte geschafft haben, sich darauf zu einigen, dass ein solches Bundesjugendwohlfahrtsgesetz notwendig ist, und dass Sie sich auch auf die wichtigsten Punkte geeinigt haben, was unserer Jugendministerin Andrea Kdolsky leider noch nicht gelungen ist. Hoffentlich wird sie Ihrem Beispiel folgen und vielleicht kommen wir bald zu einem harmonisierten Bundesjugendwohlfahrtsgesetz. 

Das heißt, ich möchte abschließend noch einmal Danke sagen für Ihren Einsatz im Sinne der Kinder und Jugendlichen in Wien. Ihr Einsatz ist parteilich, das ist gut so, die Kritik ist offen, Ihr Einsatz ist ehrlich und vor allem professionell. Dafür danke ich Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Das Wort hat StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Geschätzte Kinder- und JugendanwältInnen! 

Meine Kollegin Claudia Smolik hat sich sehr ausführlich mit dem Bericht auseinandergesetzt. Ich möchte mich in erster Linie auf Kinderarmut und auf Jugendarmut konzentrieren, auf das Projekt „Berührpunkt", das im vergangenen Jahr begonnen wurde – es ist ja noch nicht zu Ende –, ein sehr gutes Projekt, ein Projekt, das man nur unterstützen kann und das sich mit der steigenden Kinder- und Jugendarmut in Österreich auseinandersetzt. In dem Bereicht wird die Zahl 113 000 angegeben. 113 000 Kinder und Jugendliche in Österreich leben unter der Armutsgrenze. Das ist ein signifikanter Anstieg innerhalb der letzten fünf Jahre von fast 20 Prozent!

Die Ausstellung hatte das Ziel, nicht nur darzustellen und zu erklären, wie es zur Armut kommt und sich natürlich gegen Armut auszusprechen – aber da sind sich immer alle einig, das ist immer der billige Punkt für alle in der politischen Landschaft, denn gegen Armut, gegen Kinderarmut sind alle. Die Frage ist nur: Was macht man dagegen? Und da geht es dann schon wieder weit auseinander. Wer soll das finanzieren? Wer macht das? Was bedeutet das insgesamt? Hier gibt es keine Einigkeit. 

Auch wenn Armut mehr umfasst als nur materielle Armut – Zeitarmut, Beziehungsarmut oder auch Krankheit durch Armut –, möchte ich mich beim ökonomischen Begriff aufhalten. Wer Kinderarmut bekämpfen will, muss natürlich in erster Linie die Elternarmut bekämpfen. Kinder wachsen in armutsgefährdeten Haushalten, in armen Haushalten auf und tragen dann natürlich schwer daran. Sie sind bildungsferner, sind sozial ausgegrenzt, die Armut wird weitervererbt, so wie auch Reichtum weitervererbt wird – in Österreich in einem noch höheren Ausmaß als in anderen Ländern. 

Das ist fast schon wie in manche Religionen ein Kastensystem: Wer einmal unten angelangt ist, kommt fast nicht mehr heraus. Und der oder die wenigen, die es schaffen aus ärmeren Haushalten, die werden dann hergezeigt wie das Märchen vom Tellerwäscher, der dann Millionär wird. Aber das ist die Ausnahme. Die Regel ist: Wenn ein Kind arm ist, wenn die Eltern arm sind, dann wird es das Kind so schwer haben, dass es als Erwachsener mit hoher Wahrscheinlichkeit auch arm bleiben wird. 

Jetzt gibt es eine Menge Punkte in diesem Bericht, die angeführt sind, was man denn tun könnte, was man tun sollte, und beim Durchlesen dieses Forderungskatalogs kommt man seitenweise drauf, dass diese Punkte in Wien nicht umgesetzt werden. Und jetzt frage ich mich, warum es so viele gemeinsame Pressekonferenzen gibt, wo man sich sehr lobend, zu Recht sehr lobend, über die Arbeit ausdrückt, wo man natürlich mitschneiden möchte an der Arbeit, aber dann werden einfache Punkte nicht umgesetzt wie etwa die Verankerung der UN-Kinderrechtskonvention auf Bundes- und Länderebene. Okay, bundesweit haben Sie einen Partner, mit dem Sie es nicht leicht haben, aber in den einzelnen Bundesländern wären zum Beispiel Punkte wie die Armutsforschung – das ist Punkt 3 des Forderungskatalogs in dem Bericht – leicht umzusetzen. Das machen Sie nicht; darauf ist bereits hingewiesen worden.

Bei der besseren Ausstattung von Jugendwohlfahrt – darauf ist Claudia Smolik eingegangen – lautet die Antwort einfach: Woanders ist es noch schlechter. Warum soll man es in Wien ändern? Der Vorschlag hier auf dem Papier und im Bericht lautet aber, Sie sollen das tun. Bei der Dienststellenversammlung, bei der ich war und bei der über 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde anwesend waren, war das auch der Tenor.

Hier wird ein Grundeinkommen für Kinder und Jugendliche vorgeschlagen. Ich meine, wir haben nicht einmal die von den Grünen vorgeschlagene Grundsicherung mit der SPÖ zu einem Erfolg bringen können, weder in Wien noch auf Bundesebene. Wir sind weit davon entfernt. Was ist mit einem Mindestlohn auf Bundesebene? Da höre ich nichts davon. Was ist mit den Kollektivverträgen in Österreich, die zu einem guten Teil immer noch unter 1 000 EUR brutto liegen? Da höre ich nichts davon. Und ich kenne natürlich die Begründung der Sozialdemokratie, wo es dann zwischendurch heißt, das geht alles nicht mit den einzelnen Partnern. 

Ich möchte deswegen darauf hinweisen, was Sie offensichtlich schon mit diesem Partner auf Bundesebene machen können. Es wird kein zusätzliches Geld zur Verfügung gestellt, um Kinderarmut zu bekämpfen – und das ist ja die Frage, das kostet ja was, das bekommen Sie ja nicht gratis, und es nützt auch nichts, wenn man es vor sich herträgt oder in Sonntagsreden und Sonntagspredigten immer wieder wiederholt, sondern es ist auch nötig, dafür Geld in die Hand zu nehmen –, sondern auf Bundesebene wird morgen – mit den Stimmen der Sozialdemokratie! –, die Halbierung des Stiftungseingangssteuersatzes beschlossen. Das wird noch als Erfolg verkauft von der SPÖ, weil die ÖVP gerne noch viel mehr gehabt hätte. Es wird als Erfolg verkauft, dass es morgen ein Steuergeschenk gibt. Das bedeutet, wenn einer eine Stiftung macht – das sind im Üblichen nicht Menschen, die im armutsgefährdeten Haushalten leben, es sind nicht Kinder und Jugendliche, die aus diesen Haushalten kommen, sondern es sind für gewöhnlich sehr reiche Personen; ich glaube, in dem Haus sitzen wenig Menschen, die eine Stiftung haben, vielleicht sogar null –, dann wird diesen Stiftungsgebern, diesen Stifungsgründern und ‑gründerinnen morgen ein Steuergeschenk nachgeworfen durch die Halbierung von 5 Prozent auf 2,5 Prozent. Rückwirkend gerechnet, im Schnitt auf die letzten 20 Jahre gerechnet, waren das jährlich 10 Millionen EUR. Ein Geschenk von 10 Milli-
onen EUR wird in die Hand genommen und denen gegeben, die Stiftungen gründen, damit sie anschließend, wenn sie Geld verdienen, weniger Steuern zahlen müssen. Also eine sehr steuerschonende Variante, die es schon gibt, wird noch einmal von Ihnen begünstigt.

Das kritisieren auch Sozialdemokraten, zum Beispiel der Herr Peer Steinbrück, Finanzminister in der Bundesrepublik Deutschland, der, wenn er von Steueroasen redet, nicht nur von Liechtenstein redet, sondern immer dezidiert dazusagt: Wir reden hier nicht nur von Liechtenstein, sondern wir sprechen hier auch von der Schweiz und von Österreich. Das sind die Luxussteuerparadiese für die Reichen und Superreichen. Und die Sozialdemokratie führt die Bundesregierung an.

Die Sozialdemokratie lässt sich immer wieder über den Tisch ziehen und verantwortet eine Bundesregierung, in der nicht nur momentan die niedrigsten Vermögenssteuern innerhalb der OECD gelten, sondern in der die noch einmal verringert werden: Streichung der Erbschaftssteuer, Streichung der Schenkungssteuer, Halbierung der Stiftungseingangsteuer. Viele, viele, viele Millionen Geschenke! 

Und auf der Gegenseite sehe ich leider: Kinderarmut bekämpfen. Punkt. Mehr Personal für die Kinder- und Jugendwohlfahrt gibt es nicht, denn in Niederösterreich und in Tirol und in Vorarlberg und ich weiß nicht, in welchen Bundesländern noch, ist es noch schlechter. 

Es gibt allerdings auch innerhalb der SPÖ, also nicht nur in der Sozialdemokratie europaweit, Widerstand. Wenn man sich das durchliest, was die Sektion VIII dazu sagt, so sind die vehement angelaufen gegen diese Stiftungsgeschenke, die jetzt neuerlich verteilt werden. Auch die Sozialistische Jugend sieht das natürlich anders. Und ich glaube, wenn man Sie einzeln im Kämmerlein abstimmen lässt, würden wir wahrscheinlich in diesen Reihen hoffentlich auch keine Mehrheit für diese Stiftungsgeschenke erzielen können. 

Tatsache ist, dass es auf Bundesebene, wenn es denn so ist, wie Sie sagen, keine Sozialpolitik gibt mit dem Partner, den Sie sich ausgesucht haben, gleichzeitig gibt es nicht einen einzigen prominenten Politiker oder eine einzige prominente Politikerin der Sozialdemokratie, die hinausgehen würden und was anderes sagten als ununterbrochen: Es muss mit der ÖVP zusammengearbeitet werden.

Nachdem ich nicht als Verbinder zur ÖVP verschrien bin, nämlich genau aus dem Grund, Sozialpolitik ist mit der Lobbyisten-Partei der reichen 10 Prozent Österreichs nicht zu machen. Punkt. Da gibt es keine Diskussion. Mit der ÖVP ist kein Sozialstaat zu machen, mit Blau und Orange ist nur ein nationaler Staat zu machen, fast nicht besser.

Wenn jemand Sozialpolitik ernst nimmt, wenn jemand Kinderarmut ernsthaft bekämpfen möchte, dann muss er auch die andere Seite der Medaille anschauen. Sie verteilen Steuergeschenke morgen, einmal mehr, und in der Vergangenheit des Öfteren und Sie haben in dem Bericht Vorschläge, die alle Geld kosten würden. Das Geld wollen Sie nicht in die Hand nehmen und können Sie nicht, weil Sie es woanders verteilen. Anstatt das Personal in Bereichen aufzustocken, in denen es dringend notwendig ist, wo Ihnen die eigenen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sagen - und die wissen, dass das nicht leicht ist. Eine Dienststellenversammlung, wo dann alle natürlich notiert werden, weil sie ja immerhin in der Arbeitszeit teilnehmen dürfen, die haben es nicht alle leicht mit den zukünftigen Beförderungen und die wissen das auch. Trotzdem kommen über 100 Leute und stehen eine Stunde am Platz vorm Rathaus und demonstrieren eine Einigkeit in dieser Frage, die ich in der Deutlichkeit fast nicht erwartet hätte, was mich sehr gefreut hat. Und Sie nehmen kein Geld für diese Aufgaben in die Hand, weil Sie das Geld auf der anderen Seite hinausschütten.

Das ist sehr bedauerlich, aber man muss es wohl oder übel zur Kenntnis nehmen. Der Sozialdemokratie sind in dem Fall die Stiftungen, die Stiftungsgeber - wahrscheinlich sollte man eine Anfrage machen, wie viel von Ihnen an den Stiftungen auch was verdienen, ich weiß es nicht, damit man da nicht immer mutmaßt, dass es niemand ist, sondern dass man sicher war. Sie werfen das Geld mit beiden Händen hinaus, aber am falschen Ort.

Wir brauchen nicht nur die schönen Worte zum Kinderarmut Bekämpfen, weil die haben sie tatsächlich alle. Wenn Sie am Sonntag in die Kirche gehen, ist auch jeder gegen die Kinderarmut. Die gleichen ÖVPler, die dort hinein pilgern, sind am nächsten Tag für ganz was anderes. Und ich hätte gern, dass die Sozialdemokratie nicht Papiere gut heißt, die ich auch gut heiße, und dann das nicht umsetzt und das hinstellt. Es ist doch schade drum! Wozu kriegen wir da jedes Jahr einen Bericht, den wir gut finden und dann gehen wir heraus und loben ihn und zählen einen Punkt nach dem anderen auf und Sie stehen da und sagen, das ist ein Superbericht - und dann vergessen Sie, die Hälfte davon zu tun!

Dann fangen wir halt jetzt an. Die Kritik lautet ja nicht, was vorgestern und gestern war, interessiert mich in dem Fall weniger, machen wir es ab jetzt anders. Bauen wir es sukzessive dort aus, wo es einen Personalnotstand gibt. 

Wir werden uns überlegen, ob wir Ihnen in der Budgetwoche den Gefallen tun, nicht nur einmal die 36 Personen zu fordern, die wir in einem Bereich brauchen, sondern vielleicht machen wir 36 Anträge und Sie suchen sich aus, ob Sie 1, 2, 17, 19, 26 oder doch 36 Personen bewilligen wollen. Vielleicht sollte man das so machen. Da kann es sich jeder selber ausrechnen, was sich ausgeht. Mit den 10 Millionen, die Sie morgen verschenken, wäre sich das allemal leicht ausgegangen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Gudenus. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich noch zum Wort gemeldet, um einen Beschlussantrag einzubringen. Wir entnehmen ja dem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft im Kapitel „Sexuelle Übergriffe im Bereich der Freizeitpädagogik", dass sich in den letzten Jahren Anfragen und Beschwerden aus dem außerschulischen Bereich häufen und vermehren. Bedauerlicherweise gelten im Freizeitbereich ja andere Gesetze als bei Mitarbeitern aus öffentlichen Einrichtungen, wo Landes- oder Bundesbedienstete tätig sind. Wir bringen folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Wiener Landtag wolle beschließen: Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bundesregierung dafür einzutreten, dass über Personen, die in der Sexualstraftäterdatei im Bundesministerium für Inneres vermerkt werden, zwingend ein Verbot beruflicher Tätigkeiten ausgesprochen wird, bei denen sich ein Kontakt zu Kindern und Jugendlichen ergeben könnte.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine Wortmeldung mehr, auch nicht von den Kinder- und Jugendanwälten, frage aber vorsichtshalber diesmal: Stimmt es, keine Wortmeldung? Es ist daher niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bedanke mich sehr herzlich für die ausführliche Diskussion zum vorgelegten Bericht und bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Wir sind nun bei der Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2006/2007 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, das ist einstimmig somit so beschlossen und zur Kenntnis genommen.

Sie haben gerade gehört, dass von der Freiheitlichen Fraktion ein Antrag eingebracht wurde betreffend Berufsverbot für Personen in der Sexualstraftäterdatei bei Kontakt mit Kindern. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und FPÖ, somit ist der Antrag nicht beschlossen.

Ich darf den beiden Anwälten für die Anwesenheit recht herzlich danken und komme nun zur Postnummer 3 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2006 und 2007 der Wiener Umweltanwaltschaft. Hier wird die Einleitung durch Frau Amtsf StRin Mag Sima vorgenommen. Sie hat das Wort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Bericht.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. 

Ich begrüße in diesem Zusammenhang auch die Wiener Umweltanwältin, Frau Dr Andrea Schnattinger. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als Erster in der Debatte Herr Abg Blind gemeldet. Er hat das Wort.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Tätigkeitsbericht der Umweltanwaltschaft möchten wir Freiheitliche anmerken: Die Wiener Umweltanwaltschaft ist in ihrer Gesamtheit positiv zu bewerten. Die Wiener Umweltanwaltschaft ist eine Ideenfabrik und sie bringt viele und auch sehr oft sehr gute Ideen. Bisweilen, müssen wir als Opposition natürlich anmerken, geht sie etwas zu stark auf die Wünsche der Wiener SPÖ ein. Und ich werde einige Punkte herausgreifen, Seite 15, Klimawandelanpassung, Seite 23, Klimaschutzprogramm der Stadt Wien, kurz KliP genannt, und Seite 40, Dialogforum Flughafen.

Wie gesagt, Klimawandelanpassung, hier steht im Bericht: „Insbesondere beschäftigen wir uns mit der Möglichkeit, den steigenden Kühlbedarf auch durch eine gezielte Durchgrünung der Stadt und Gebäudesanierung rechtzeitig zu senken. Dies erscheint uns für die Erhaltung des thermischen Wohnkomforts sowie zur Erreichung künftiger Klimaschutzziele fast essentiell." 

Das kann man unterstreichen. Die Durchgrünung der Stadt ist wirklich in vollem Gange, eine gelungene Aktion in einer Millionenstadt und wir sprechen uns hier wirklich positiv lobend aus.

Weiter im Text: „Es sollte insbesondere der Import von Biotreibstoffen, der lokale Lebensmittelpreise in die Höhe treibt, gründlich überdacht werden“, meint die Umweltanwaltschaft, „zumal der tatsächliche Beitrag der Beimischung von Biokraftstoffen zum Klimaschutz nach aktuellen Studien sehr gering ist.“

Da merken wir schon, hier gibt es offensichtlich doch einen Rückzieher in der Betrachtung, was Biotreibstoffe können und sollen. Hier ist uns die Kritik an der EU sehr, sehr leise. Die EU hat doch diese Beimischung vehement gefordert und jetzt sehen wir, dass das, was die EU vor kurzer Zeit gefordert hat, eher als kontraproduktiv bewertet wird. Da könnte man die EU schon stärker kritisieren, das Hü und Ho dort.

Und die EU zahlt sogar Prämien für die Stilllegung von Ackerflächen. Auf der anderen Seite jammern wir vehement gegen die steigenden Lebensmittelpreise. Also diese EU muss sich schon entschließen, was sie will – Prämien zahlen für die Stilllegung von Agrarflächen oder das Sudern, das weltweit hier anbricht, dass die Lebensmittelpreise zu hoch wären. Das passt doch nicht zusammen.

Und was die Biomasse angeht, nirgendwo wird von der Wiener Umweltanwaltschaft kritisiert, dass zum Beispiel das Biomassekraftwerk in Simmering Brennmaterial mit einem Anteil von zirka 50 Prozent Wasser hat. Dieser Brennstoff, wenn man das noch als Brennstoff bezeichnen darf, kommt per LKW, und zwar ausschließlich LKW. Schifftransport, Bahntransport, nichts ist interessant, sondern dieser wunderbare Biomassekraftstoff, für dieses Biomassewerk bereitgestellte Stoff kommt aus Osteuropa und da ausschließlich per LKW. Was da Bio ist und was da überhaupt noch für den Umweltschutz und für den Klimaschutz herausschauen soll, ist fraglich und wird hier nicht kritisiert.

Das KliP ist aber sicher ambitioniert, weil, wie gesagt, das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien ist auch ein Hauptpunkt, den wir derzeit im Umweltausschuss behandeln. Dieses Programm ist sehr, sehr ambitioniert und ab und zu schießen wir halt doch über das Ziel. Ich bin der Meinung, dass Tempo 30 in ganz Wien als Klimaschutzziel, dass man sagt, bis auf die Hauptstraßen, die nehmen wir aus, aber sonst wünschen wir uns Tempo 30 in ganz Wien, eher kontraproduktiv ist. 

Erstens, glaube ich, kann sich gar niemand daran halten, weil die Zonen dermaßen groß sind, dass man, wenn man einmal in so eine Zone hineinkommt, wirklich nicht mehr weiß, hat man das Ende der Zone übersehen oder ist man noch in dieser riesigen Tempo 30-Zone. Daher kann man sich wirklich beim besten Willen nicht wirklich daran halten. 

Zweitens will sich auch niemand dran halten. Es gibt ja Gewerbetreibende, die haben nicht so viel Zeit, dass sie ihre Zeit in irren großen Tempo 30-Zonen vertrödeln, dahinzuckeln und ihre Arbeitszeit verblödeln. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Na ja, Sie lachen. Die Radtreter, die Arbeitslosen, die haben es vielleicht leichter. Aber es gibt Gewerbetreibende, die haben es wirklich eilig. Sie verstehen ja nichts vom Arbeiten, das weiß ich. Sie halten nichts davon, aber ... (Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich kenne ja Ihre alternativen Ideen, aber ... (Aufregung bei StR David Ellensohn und Abg Mag Rüdiger Maresch.) Ja, ja. Machen’S keine Witze, Sie Rassist. Also über meinen Namen ... (Große Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie wissen nicht, wie man blind schreibt! Das ist ein blöder Angriff auf meinen Namen und mit Namen macht man nicht so blöde Witze. Das möchte ich Ihnen einmal mitgeben wollen. (Beifall bei der FPÖ.)
Erstens kann sich niemand daran halten, weil die Zonen zu groß sind. Zweitens will sich niemand daran halten. Und es ist nicht gut, Vorschriften zu machen, die einfach weltfremd sind. Da verdirbt man an und für sich die Moral, sich an Verordnungen und Gesetze zu halten und das lehnen wir ab. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Und drittens verbrauchen alle gängigen Autos bei Tempo 30 mehr Sprit als in einem höheren Gang. Daher ist dieses Tempo 30, das hier im KliP gefordert wird, in meinen Augen, in unseren Augen ein ideologischer Schnitzer. Aber das darf ja wohl in einem großen Klimaschutzprogramm auch vorkommen. 

Klima ist ein Durchschnittswert und Weltklima ist auch ein Durchschnittswert. Ich sage Ihnen eines: Durchschnitte kann man nicht schützen. Das mit dem Klimaschutz, da kann man Umweltschutz betreiben. Man kann Energie minimieren. Das kann man alles. Aber das Klima, also den Weltdurchschnittswert zu schützen, das ist an und für sich ein Ding, das an und für sich nicht so gesagt werden sollte. Es ist auch dieser Begriff unter Fachleuten sehr strittig. 

Zum CO2 ist zu sagen, schauen Sie sich die Treibstoffpreise am Öl- und Gasmarkt an. Es ist ein völliger Unsinn zu sagen, man kann CO2 einsparen. CO2 ist leider nicht einzusparen. Ich sage Ihnen, es wird Öl und Gas so lange aus der Erde herausgeholt werden - wir sehen ja immer die Jubelmeldungen der OMV. Die sagen auch: Endlich haben wir wieder ein Gaslager entdeckt, endlich haben wir wieder irgendwo ein Öllager entdeckt. Es wird so lange Gas und Öl aus der Erde herausgeholt werden, so lange es sich wirtschaftlich lohnt. Ob das dann von 10 Kleinwagen verbraucht wird oder von den viel geschmähten SUV, ist ja für das Weltklima völlig wurscht. Das Weltklima weiß ja nicht, ob da ein SUV betrieben worden ist oder 10 Kleinwagen. Für das Weltklima ist das völlig egal. 

Es ist auch für das Weltklima völlig egal, ob wir Öl beziehungsweise Gas verbrauchen, ob wir es nämlich in Österreich verbrauchen und Wertschöpfung damit betreiben oder ob es die Chinesen verbrauchen. Ist dieses Ding einmal aus der Erde heraußen, da können Sie Gift drauf nehmen, kaum ist das Erdgas heraußen, kaum ist das Erdöl aus der Erde, wird es verbraucht, ganz wurscht, ob wir es verbrauchen oder andere. Schauen Sie sich den Weltmarkt an, die Leute reißen sich drum. Es wird vielleicht ein bisschen länger dauern, bis der letzte Tropfen Erdöl, bis der letzte Kubikmeter Erdgas verbraucht wird. Aber so lange es sich wirtschaftlich lohnt, diese Produkte aus der Erde zu holen, werden sie herausgepumpt, herausbefördert und werden selbstverständlich gekauft. Nur, wenn wir uns beschränken, haben wir die Nachteile. Sicher ist das gescheit, den Verbrauch zu senken. Den Verbrauch zu senken – so gut man den Verbrauch senken kann, ist natürlich gescheit, weil man dann die Rohstoffkosten senkt und weil man da auch die Produktionskosten senkt. 

Aber der CO2-Handel mit wertlosen CO2-Zertifikaten bringt dem Klima sicher nichts. Das bringt höchstens der CO2-Mafia etwas wie dem Herrn Al Gore, einem Nobelpreisträger, der die ganze Zeit herumsudern geht und in Wirklichkeit ist er der Besitzer einer Firma, die mit CO2 Millionen umsetzt. Der Mann wird mit dem CO2-Schwindel Millionär, weil diese Papiere ja eine Parallelwährung sind, die nichts wert ist, sie werden jetzt gehandelt. Was hat das Weltklima davon, wenn wir bei der VOEST oder sonst irgendwo CO2-Zertifikate benützen, die wir irgendwo einkaufen? Wenn man sagen würde, es darf bei einem gewissen Industrieprozess nur eine gewisse Menge CO2 ausgestoßen werden – na, sagen Sie das einmal der Zementindustrie! Die würde dann wahrscheinlich Zement nicht mehr produzieren können, wenn nicht 600 Kilo CO2 pro Tonne Zement in die Atmosphäre abgegeben werden. Das heißt, wenn man sagt, bei einem gewissen Industrieprozess darf eine Menge nicht überschritten werden, dann könnten wir darüber reden, ob das vielleicht das CO2 hintanhält, weil es von dem Produkt dann vielleicht weniger gibt. Aber wenn wir da irgendwo aus einem Dritte-Welt-Land, das mit dem CO2-Zertifikat eh nichts anderes machen kann, außer es über den Herrn Al Gore in die Welt zu vertandeln, wenn ich mit diesem CO2-Zertifikat dann CO2 irgendwo in die Luft blase, dann ist dem Weltklima wirklich nicht geholfen. Aber ich warte auf Ihre Erklärungen, Sie sind ja der Herr Oberg’scheit. (Beifall bei der FPÖ.)
Das KliP hat Passagen der Autofeindlichkeit, die eher dem Willen der Stadt als der Logik entsprungen sein dürften. Im KliP ist unter dem Punkt „Handlungsfeld Mobilität und Stadtstruktur“ zu lesen, KliP wörtlich: „So ist im Straßenverkehr das Missverhältnis zwischen den von den Nutzern bezahlten Gebühren und den anfallenden Kosten - Infrastrukturkosten, externe Kosten, Unfallskosten - besonders groß. Der Kostendeckungsgrad des Kfz-Verkehrs beträgt in Österreich durchschnittlich 33 Prozent, bei den PKW beträgt der Kostendeckungsgrad 38 Prozent und bei den LKW 21 Prozent.“ 

Also zu diesen Zahlen kann ich nur sagen: Diese Zahlen glaube ich überhaupt nicht. Das steht zwar im KliP drinnen, geben aber nichts. Wo ist denn da die Wertschöpfung, die mit dem Kfz-Verkehr zusammenhängt? Wo sind denn die Arbeitsplätze berücksichtigt als Wert? Wo sind die Steuern berücksichtigt? Wo ist der Tourismus berücksichtigt, sprich, wo ist der ganze Nutzen des Verkehrs eingerechnet? Wenn man auf der einen Seite die Kosten berechnet, muss man ja sagen, was bringt denn Mobilität, was bringt der Verkehr? Wo ist der Wert eingerechnet, was Wohnen im Grünen bedeutet? Wo ist der Wert zum Beispiel berücksichtigt, wenn ein Niederösterreicher, ein Burgenländer nach Wien zur Arbeit pendelt anstatt arbeitslos dem Staat in seinem Heimatort, in seinem Heimatbundesland auf der Tasche zu liegen? Das heißt, das muss man bei dieser Kosten-Nutzen-Rechnung natürlich auch einrechnen. 

Mobilität kann durchaus Sinn machen. Ich fahre - und das sage ich jetzt an die Wiener Stadtwerke Verkehrsbetriebe - lieber Auto, als mich von einer Wiener Straßenbahn mitschleifen zu lassen, weil die Türen gefährlich sind und die Straßenbahn keine Rückspiegel hat. Meine Herrschaften, wir haben Zustände, dass wir sagen: Na, den E1 rüsten wir nicht nach. Der ULF braucht Rückspiegel, das ist klar. Aber da ist doch bitte kein Unterschied, ob der Fahrer vom ULF in den Rückspiegel schaut oder ob der Fahrer vom E1 in den Rückspiegel schaut! (Aufregung bei Abg Ingrid Puller.)
Ja freilich, aber nicht für die Mitgeschleiften. Jedenfalls werden die Leute nicht gerne mitgeschleift und daher bitte schauen wir einmal, dass auch der E1 einen Rückspiegel bekommt. 

Und jetzt zum Dialogforum Flughafen. Das war ja nur ein kleiner Ausflug, das muss man jetzt im KliP nicht besprechen. Dialogforum Flughafen. Da steht: „Ein Schwerpunkt 2007 war die Prüfung der UVP-Einreichungsunterlagen für die 3. Piste. Insbesondere haben die Wiener Umweltanwaltschaft und die Vertreter Wiens darauf geschaut, grundlegende Mängel in den UVP-Vorlagen zu beobachten und verlangten Konkretisierungen und Ergänzungen. Vereinbarungen des Mediationsvertrages, die für die Wiener Bevölkerung besonders wichtig sind, sollten auch für die UVP formalrechtlich abgesichert werden.“ 

Ja, die Wiener Umweltanwaltschaft ist sehr, sehr positiv im Sinne der Wiener und schaut, dass bei der 3. Piste die UVP-Vorlagen möglichst eingehalten werden. Aber ich sage Ihnen eines: Die 3. Piste gehört einfach nicht nach Schwechat! Der Flugverkehr über Wien ist dermaßen groß, die Lärmbelästigung ist dermaßen groß, dass eine weitere Zunahme einfach nicht toleriert werden sollte. Die 3. Piste gehört dort angelegt und mit dem Flughafen Schwechat verbunden, wo sie menschen- und umweltverträglich ist. Nur so lange Wien und Niederösterreich je 20 Prozent Anteile am Flughafen Wien Schwechat besitzen und je 9 Millionen EUR kassieren, ist diesen beiden Ländern der Lärmterror leider egal. Ja, so lange egal, meine Herrschaften, bis das erste Flugzeug über Wien abgestürzt ist! Ja, dann wird sich die Situation ändern, dann wird sie sich dramatisch ändern müssen. Und wer von den Herrschaften hier, die sagen, wir lassen den Flugverkehr über Wien so, wie er ist, kann denn wirklich garantieren, dass über Wien kein Flugzeug abstützt? Da soll einer der Herrschaften aufzeigen und sagen: Ich garantiere und weiß warum. 

Wir als FPÖ wollen darauf nicht warten, bis so ein Unglück passiert und wollen daher zumindest die Verlegung der 3. Piste ungefähr in den Raum Bruck. Wir wollen, dass dort Arbeitsplätze geschaffen werden. Wir wollen, dass der Lärm vermindert wird. Wir wollen den Standort des Flughafens sichern und die Gefahr aus der Luft verringern. 

Trotzdem nehmen wir den Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft an. 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Maresch. (Abg Dr Herbert Madejski: Jetzt erklärt er uns die Zertifikate!)
Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Zuerst einmal sage ich ganz kurz: Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Also wenn der Kollege Blind nicht mehr unter uns weilen wird, weil er vielleicht einmal in die verdiente oder nicht so ganz verdiente Pension gegangen ist, dann werden uns diese Reden irgendwie abgehen. Ich glaube, es bringt niemand es so auf den Kraut- und Rübenpunkt, wenn es so einen Faktor gibt wie ihn. Ich habe gedacht, es geht hier um den Tätigkeitsbericht der Umweltanwaltschaft. Aber wir haben über die Spiegel bei der Straßenbahn gehört, über das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien (Abg Kurth-Bodo Blind: Das steht ja drinnen!), dann hat er noch Tempo 30. Das war auch noch ein Punkt. (Abg Dr Herbert Madejski. Das steht auch drinnen!) Letztendlich habe ich was Interessantes gefunden. Wie immer, wenn der Kollege Blind über den Flughafen redet, redet er in Wirklichkeit über die 3. Piste, die man irgendwie mit den anderen zwei Pisten verbinden muss und zwar die 3. Piste in Bruck an der Leitha. Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Haben Sie schon einmal mit den FPlern in Bruck an der Leitha geredet, was die davon halten? Die halten sicher ganz wenig davon, weil in Bruck an der Leitha schon jetzt die Einflugschneise für einen Teil des Flughafens ist. Ich denke mir, die haben gar keine Freude mit ihren Wünschen, die 3. Piste dorthin zu verlegen und zu sagen, bei Bruck an der Leitha wohnt niemand. Das stimmt auch nicht. Da wohnen ganz viele Leute und die werden mit ihrem Plan sicherlich keine Freude haben. 

Jetzt einmal zur Umweltanwaltschaft zurück, um wirklich sozusagen konkreter zu werden. Ich habe den Tätigkeitsbericht sehr, sehr gut gefunden, sehr, sehr interessant. Trotzdem bleibt für mich so ein bissel eine konstruktive Kritik nach wie vor notwendig. Also zum Beispiel gerade bei der UVP zum Flughafen hat sich die Umweltanwaltschaft sehr, sehr früh auf dieses Umweltmediationsverfahren eingelassen. Da kann man schon sagen, Umweltmediation ist was Wichtiges. Aber herausgekommen ist das, dass die Umweltanwaltschaft im Grunde genommen mit dabei ist. Sie unterstützt die Bürgerinitiativen, die hauptsächlich außerhalb des Mediationsverfahrens sind, eigentlich viel zu wenig bis gar nicht. Und ich glaube, dass der Umweltanwaltschaft in diesem Punkt eine neutralere Position als bisher ganz gut stünde und zwar vor allem deshalb, weil es schon eigenartig ankommt, dass, wenn man sich zum Beispiel Dialogforen anschaut, Diskussionen, auch im öffentlichen Raum, da ist es immer so, dass die Umweltanwaltschaft immer eine Verteidigungsposition gegenüber dem Flughafen hat. Also ich hätte mir eigentlich gewunschen, dass bei der Ex post, die Rechtsanwalt Jäger bei der EU erzwungen hat, die Umweltanwaltschaft massiv dafür eingetreten wäre, dass hier Dinge von den niederösterreichischen Behörden nicht richtig gewesen sind. Das habe ich vermisst. Ein ganz, ganz ein wichtiger Punkt. 

Nächster wichtiger Punkt ist: Die Umweltanwaltschaft hat natürlich auch Parteienstellungen bei der UVP. Und da erwarte ich mir zum Beispiel gerade bei UVPs oder bei Feststellungsverfahren mehr Mut der Umweltanwaltschaft. Das vermisse ich hier. Und vor Kurzem war ich unter anderem auch bei einer Enquete der Arbeiterkammer mit dem Ökobüro und da ist es um die Lärmproblematik gegangen. Unter anderem natürlich auch Fluglärm. Und da ist es ja so, dass zum Beispiel die Aktionspläne laut Umgebungslärmschutzgesetz schon im Juni 2007 hätten fertig sein sollen, jetzt die Lärmkarten. Die Aktionspläne sollten im Juli 2008 fertig sein. Also eigentlich haben wir jetzt nur noch sechs Wochen bis zur Fertigstellung der Aktionspläne. Hier tritt die Umweltanwaltschaft auf und sagt: Schade, es wurden die Menschen nicht eingebunden, aber wir haben noch sechs Wochen Zeit, die Leute hier einzubinden. Aber ich vermisse in den Publikationen vor allem auch die Kritik an der Stadtregierung, dass hier die Öffentlichkeit bei der Erstellung der Aktionspläne viel zu wenig bis gar nicht eingebunden ist. 

Ein weiterer Punkt, der mich zum Beispiel stört, ist das Baumschutzgesetz. Das gibt’s schon viel länger als die Umweltanwaltschaft. Trotzdem wäre es wichtig hier, und gerade hier gibt’s immer wieder Bürgerinteressen, die auch an die Umweltanwaltschaft herangetragen werden, aber es gibt keine Parteienstellung. Warum fordert die Umweltanwaltschaft nicht öffentlich von der Stadt eine Änderung des Baumschutzgesetzes ein? Das kommt nicht vor. 

Das Gleiche zum Beispiel: die Umweltanwaltschaft ist Teil des Monitoring. Gut, die Stadt Wien wollte unbedingt eine Umfahrung haben. Herausgekommen ist die Empfehlung einer Umfahrung. Und jetzt ist bei der Verhandlung etwas ganz anderes herausgekommen, die Außenvariante. Die Umweltanwaltschaft schweigt dazu. Es ist was anderes herausgekommen, es hat keine Kritik gegeben, ganz im Gegenteil. Bei der Lobau hat es einen Gefälligkeitsbescheid der MA 22 für die Probebohrungen gegeben, wo viele Daten einfach nicht gestimmt haben. Es war zum Beispiel die Amphibienwanderung falsch angegeben und auch die Tageszeiten waren falsch angegeben. Die Umweltanwaltschaft hat dazu nichts gesagt. Das stört uns etwas. 

Letzter Punkt, eine Kleinigkeit vielleicht nur, die Garage am Lueger-Platz. Im Text steht drinnen: „Die Bürger regen sich auf darüber, weil eine Platane gefällt wird.“ Stimmt. Aber die Bürger regen sich vor allem darüber auf, dass eine Garage kommen soll. Was steht im Bericht drinnen? Im Bericht steht drinnen, dass die Garage ja errichtet werden kann, wörtlich: „Beim Bau einer Tiefgarage unter dem Lueger-Platz wäre nach Meinung der Bürgerinitiative die alte Platane hinter dem Denkmal gefährdet.“ Das stimmt nicht ganz, sondern sie lehnen die Garage ab und den Tod der Platane, die der Herr Bürgermeister seinerzeit unter Schutz gestellt hat. 

„Bei entsprechender Situierung“, geht es dann weiter im Text, „der Garagenausfahrt und ausreichender Berücksichtigung des Wurzelraumes kann aber auch der Baum erhalten bleiben.“ Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Hat man vielleicht nicht ganz zugehört? Gleichzeitig gibt’s aber von der Umweltanwaltschaft den Text: „Wir wollen keine Garagen in der Parkanlage.“ Das ist ein Widerspruch. Ich kann nicht sagen, da kann die Garage gebaut werden und der Baum bleibt bestehen. Andererseits bin ich wieder gegen Garagen unter Parkanlagen. Alles in allem würde ich einmal sagen, noch einmal zurück: Ein interessanter Bericht, viele Aufgaben der Umweltanwaltschaft, die sie vielleicht mit etwas mehr Unabhängigkeit noch mehr bewältigen könnte. Aber letztendlich würde ich mir schon ein paar Dinge wünschen, die durch mehr Mut der Umweltanwaltschaft noch besser erledigt werden könnten. 

Und dann möchte ich dem Kollegen Blind am Schluss noch was mitgeben: Der Zertifikatshandel ist von einer schwarz-blauen Bundesregierung beschlossen worden. Erkundigen Sie sich bitte bei Ihrer Ministerrunde! So ist es. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dipl-Ing Stiftner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Sehr geehrte Frau Umweltanwältin Dr Schnattinger! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vor uns liegt der Bericht der Umweltanwaltschaft, der in unseren Augen natürlich auch ein wichtiger Gradmesser für die Qualität der Umweltpolitik in dieser Stadt ist. Denn die Tätigkeit der Umweltanwaltschaft dient ja nicht nur dem Bürgerservice, das ist ja nur eine Seite dieser Tätigkeit, sondern sie hat natürlich auch eine politische Funktion, nämlich die, sensibel auf neue Entwicklungen in der Umweltpolitik zu reagieren, aber auch jene, indirekt auf Lücken in der aktuellen Umweltpolitik in dieser Stadtregierung hinzuweisen. In diesem Sinne danke ich der Umweltanwaltschaft sehr herzlich für diese wichtige und gute Tätigkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich erwarten wir von der Umweltanwaltschaft keine unmittelbare Kritik an der Umweltpolitik in dieser Stadt. Das ist natürlich auch anderen Organen vorbehalten. Aber das, was wir zwischen den Zeilen lesen können, ist Orientierungshilfe genug. Nicht zuletzt ist es auch Bestätigung unserer immerwährenden Kritik und der geäußerten Vorwürfe unsererseits gegen die Umweltpolitik der Stadt und an diesen gibt es doch eine große Anzahl.

Ich erlaube mir, diese in recht überblicksartiger Art und Weise anhand des vorliegenden Umweltanwaltschaftsberichts durchzugehen. 

Sie haben, was fachlich sicherlich richtig ist, dem Kapitel Klimaschutz und der Klimaanpassung einen recht breiten Raum gewidmet. Ich möchte hier vor allem auf Ihre Analyse zu sprechen kommen, wonach nach Ihren Berechnungen der Klimawandel auch große Auswirkungen auf Wien haben wird. Da sind wir uns, denke ich, zumindest großteils mit Ausnahme vielleicht des einen oder anderen Kollegen der SPÖ einig, dass der Klimawandel ein Faktum geworden ist, auf den wir auch Antworten zu finden haben. 

Klimawandel muss daher auch ein umweltpolitisches Schwerpunktthema sein, bei dem die Stadtregierung koordinierte Maßnahmen zu entwickeln hat und vor allem Maßnahmen in konkreter Form auch umsetzen muss. 

Doch was geschieht in dieser Stadt? Es gibt seit 1999 das bekannte Klimaschutzprogramm, das im Großen und Ganzen auch ein guter Maßnahmenkatalog ist. Allerdings wird es praktisch nicht in die Realität umgesetzt. Aktionen alleine sind natürlich zu wenig. Und das äußert sich dann auch in den Zahlen, denn anstatt dass wir dort die festgeschriebene Zahl für eine Reduktion von 14 Prozent erreichen, haben wir eine Überschreitung von 17 Prozent an CO2-Ausstoß in Wien. Und anstatt nun einen weiteren Anlauf zu unternehmen, um Maßnahmen zu finden und auch umzusetzen, wird jetzt ein Workshop einberufen, der praktisch eigentlich, und von uns auch so zu interpretieren, eine Kapitulationsurkunde ist und neue Maßnahmen zur Klimaanpassung erarbeiten soll. 

Diese Zweigleisigkeit, meine Damen und Herren, in der Umweltpolitik in der Stadt ist für uns schlicht und einfach nicht mehr nachvollziehbar. Auf der einen Seite erarbeiten wir gemeinsam in einer Arbeitsgruppe mit Ihnen ein Klimaschutzprogramm 2, um den Klimawandel zu stoppen. Und auf der anderen Seite - so lesen wir nach - gibt es eine Arbeitsgruppe für den Fall, dass das KliP II nichts bringt und letztendlich die Maßnahmen von KliP II nichts fruchten werden.

Hier, meine Damen und Herren der SPÖ und Frau Umweltstadträtin, fehlt uns die notwendige Konsistenz in der Klimaschutzpolitik dieser Stadt und ohne diese wird es die Stadt Wien wohl niemals erreichen, den ihr zustehenden Beitrag zur CO2-Reduktion von ganz Österreich auch wirklich zu leisten. 

Um es vorweg zu nehmen: Wir glauben, wir sollten vor dem Klimawandel schlicht und einfach nicht kapitulieren - ich habe aber den Eindruck, dass das in Wien passiert und nur durch Medienkampagnen versucht wird zu kaschieren -, sondern endlich auch wirklich Klimaschutzmaßnahmen setzen, die Wien setzen muss, um einfach hier auch den Österreich-Beitrag abzuliefern und das nicht nur durch Einzelmaßnahmen, die Sie in der Vergangenheit recht effizient auf einen Schlag fertiggebracht haben. Wie man sieht, sind die weiterführenden Maßnahmen der letzten Monate und Jahre in der Relation de facto nicht mehr gegeben und damit ist ja auch dieser Einmaleffekt ja schon egalisiert.

Wir haben auch schon bei anderen Gelegenheiten jene Vorschläge unterbreitet, werte Damen und Herren, die unserer Meinung nach rasch umzusetzen sind. Dazu gehört eine Solarenergieoffensive, die im wahrsten Sinne des Wortes diesen Namen auch verdient. Sie gehört auch beworben, sie gehört auch ohne Bürokratie dann entsprechend verteilt und ein paar hundert Anträge sind sicherlich nicht ein Ruhmesblatt für diese Stadtregierung. Am Ende einer solchen Kampagne soll zumindest bis 2015 statistisch gesehen für jeden Wiener, für jede Wienerin ein Quadratmeter Solarfläche in Wien zur Verfügung stehen. Davon, sehr geehrte Damen und Herren, sind wir meilenweit entfernt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich kann mich auch in einem weiteren Punkt ganz den Ausführungen des Umweltanwaltschaftsberichts anschließen, wenn Sie von der Umweltanwaltschaft von der Zunahme des Energieverbrauchs auf Grund der Klimaerwärmung und dem verstärkten notwendigen Einsatz der Klimaanlagen sprechen. Die Zahlen, die Sie dazu anführen, zeigen einen eindeutigen Handlungsspielraum, der unter anderem dazu führen muss, dass die Gebäudekühlung in Wien vor allem auf solarer Basis zu erfolgen hat. Eine Fernwärmeinstallation, die das machen kann, ist ein PR-Gag, aber auch keine nachhaltige Maßnahme. Hier muss es wirklich dazu kommen, dass einerseits Wärmedämmungssanierungen erfolgen, auf der anderen Seite aber auch dann, wenn die Sonne am meisten scheint wie im Sommer, dann natürlich auch eine solare Gebäudekühlung, die technisch verfügbar ist, vor allem als State-of-the-Art-Element der Förderungspolitik dieser Stadt gemacht wird. 

Hier hat die Umweltanwaltschaft, wie uns scheint, einmal mehr das bessere Problembewusstsein als die Stadtregierung und es erscheint daher höchste Zeit, dass die SPÖ ihre eigene Umweltanwaltschaft stärker in die politische Arbeit dieser Stadt und ihre Umweltpolitik einbezieht.

Die Wiener Umweltanwaltschaft, das muss ich in diesem Zusammenhang betonen, kann sich aber auch von einer anderen Seite dort einmal einklinken, wo die Stadtregierung auch aktiv ist, andererseits funktioniert es ja nicht.

Und gerade das Kapitel Verkehrsplanung zeigt uns hier einmal mehr eindeutig, woran es bei der Luftreinhaltepolitik in dieser Stadt mangelt, im Bereich des Verkehrs nämlich. Hier unternimmt die Stadt Wien und ich denke, das ist nicht nur unsere Meinung, viel zu wenig oder vielfach das Falsche und rein Populistische. 

Die Stadträtin für Umwelt beschränkt sich auf Appelle und ein paar Tempobeschränkungen, die nachhaltig ja nichts bringen. Der Verkehrsstadtrat scheitert an der Umsetzung seines eigenen Verkehrsmasterplans, sehr geehrte Damen und Herren. So wird man weder der CO2-Problematik dieser Stadt noch dem Feinstaubproblem in dieser Stadt Herr werden. 

Das Kapitel Abfallwirtschaft und seine Aufarbeitung spiegelt noch einmal einen anderen Defizitbereich der Wiener Umweltpolitik wider. Die MA 48 ist stolz darauf, dass Wien nicht Neapel ist. Aber damit ist auch der umweltpolitische Ehrgeiz dieser Stadtregierung in Sachen Abfallwirtschaft schon wieder erschöpft, denn nur so ist die im Bundesländervergleich niedrige Sammelquote Wiens erklärlich, die dazu führt, dass Wien bei der Verwertungsquote in ganz Österreich mit 38 Prozent Schlusslicht ist, während Vorarlberg mit 65 Prozent bereits fast das Doppelte hat, wo der Abfall von 65 Prozent eben wiederverwertet wird.

Doch nicht nur die Wiederverwertung ist ein Problem dieser Stadtregierung und sie vermeiden es hier, höhere Standards zu setzen, sonst gefährden diese Standards auch bestehende Elemente, nämlich die Sauberkeit der Straßen in Wien. Die Verschmutzung hat in den letzten Jahren zugenommen, auch die Schmierereien an den Wänden sind unübersehbar und da helfen auch konstruierte Umfragen nicht, das wegzukaschieren, indem man uns weismachen will, dass alle so zufrieden sind. Reden Sie schlicht und einfach mit den Wienerinnen und Wiener draußen, dann werden Sie wissen, dass die Wienerinnen und Wiener die Stadt als zunehmend schmutzig empfinden und hier ein Sauberkeitsproblem orten. Durch unsere hartnäckige Kritik daran haben Sie sich dann zu einer halbherzigen Maßnahme durchgerungen und hier „Waste Watchers“ eingesetzt, die von der Anzahl her natürlich nie in der Lage sein können, hier auch wirklich etwas zu bewirken. 

Es sind schlicht und einfach politische Placebos, die sich halt wieder Marketing-gerecht umsetzen oder verkaufen lassen, die aber den Bürgern nicht wirklich helfen. Wir schlagen daher ein weitergehendes Konzept der Wiedererlangung von Sauberkeit in Wien vor. 

Wir fordern, und heute hat mein Kollege Wolfgang Ulm das ja schon in der Fragestunde mit dem Herrn Bürgermeister erörtert, klar und deutlich die Schaffung einer Stadtwache, die unter anderem auch Verschmutzungen zu ahnden hat. Anderseits benötigen wir auch eine Umgestaltung innerhalb der MA 48 zu einer Magistratsabteilung, die sich ausschließlich der Stadtsauberkeit und der Stadtpflege widmet und sich damit auf ihren Kernkompetenzbereich konzentrieren und ihn schützen kann. Dazu notwendig ist unserer Meinung nach eine Umwandlung des Fuhrparks der MA 48 in ein eigenes Profitcenter, um damit auch allfällige Querverrechnungen in Zukunft vermeiden zu können. Die Müllabfuhr ist auch in einem eigenen Costcenter darzustellen, damit wir alle wissen, was mit unseren Gebühren passiert - wir werden das ja bei der Debatte beim Rechnungsabschluss in 14 Tagen auch noch einmal abzuführen haben - und auch um Kostentransparenz schlussendlich haben zu können. Dann und nur dann, wenn eine abgespeckte MA 48 sich auf ihre Kernkompetenzen konzentrieren kann, gibt es wieder eine Chance für mehr Sauberkeit in dieser Stadt. 

Abschließend sei zum Umweltanwaltschaftsbericht Folgendes gesagt: Die Umweltanwaltschaft hat unserer Meinung nach vor allem drei wichtige Funktionen: Neben der der Beschwerdestelle für alle BürgerInnen ist dann noch die Rolle des Vordenkers für Umweltschutzfragen im allgemeinen Sinne, aber auch jene des Umweltgewissens dieser Stadt und vor allem dieser Stadtregierung, dieser Alleinregierung der Sozialdemokratischen Fraktion. Deshalb hat in unseren Augen die Umweltanwaltschaft in Wien eine ganz wichtige Funktion, die sie in diesem vorliegenden Bericht im Großen und Ganzen auch ganz gut erfüllt hat. Dafür nochmals ganz herzlichen Dank für diese Arbeit.

An diesen Dank möchte ich aber auch den Appell an die Stadtregierung anschließen, die Umweltanwaltschaft nicht weiter als grünes Feigenblatt dieser Stadtregierung zu missbrauchen, sondern sie endlich aktiv in die politischen Entscheidungsprozesse dieser Stadt einzubeziehen, damit in Hinkunft die Umwelt in dieser Stadt auch wieder eine Chance hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile es ihm.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Umweltanwältin!

Ich war jetzt fast geneigt nach der letzten Wortmeldung, die Frau Umweltanwältin als Missbrauchsopfer und Feigenblatt zu bezeichnen, allein ihr Auftreten, allein ihre Stellungnahmen, allein ihr taktisches Handeln zeigt uns deutlich, dass etwas ganz anderes Realität ist. 

Meine Damen und Herren! Wir haben gestern hier in diesem Raum eher akademisch, glaube ich, diskutierend, eher zum wiederholten Mal deponiert, wie dieses Haus zu Atomkraftwerken steht, welche Problematik wir darin sehen. Wir sind in Wirklichkeit - und das möchte ich am Beginn meiner Wortmeldung sagen - von der Realität eingeholt worden, denn spätestens als wir uns zu Hause oder in unseren Büros den Teletext angesehen haben und die Europa-AKW-Warnanzeige aus Brüssel registriert haben, haben wir registriert, was in Slowenien vorgefallen ist, haben wir dann mitbekommen, dass Ljubljana uns beschwichtigend gesagt hat, das sei bloß eine Übung gewesen und dann letztendlich herausgekommen ist, dass Kühlwasser ausgetreten ist, erfreulicherweise kein radioaktiv verseuchtes Kühlwasser, sondern aus einem anderen Kühlkreis. Und da hat man eines deutlich gesehen, dass das, was die drei Parteien, die diesen Antrag gestern eingebracht haben, und alle vier Parteien, die diesen Antrag gestern verabschiedet haben, einmal mehr gesagt haben, Kernenergie ist eine Energieproduktionsform, die sich von allen anderen unterscheidet, weil sie wesentlich gefährlicher, nachhaltig gefährlicher ist als alle anderen und dass wir richtig liegen mit unserem Kurs und dass wir korrekt einmal mehr die Bundesregierung aufgefordert haben, diese Anti-AKW-Linie auch in Europa massiv zu vertreten. Einmal mehr haben wir gezeigt, traurig genug haben wir gesehen, dass diese Einstellung von uns, dass dieses einmal mehr Postulieren unserer Zielsetzungen notwendig ist und dass wir das noch oft wiederholen müssen. 

In diesem Zusammenhang bin ich froh, dass eines der Aufgabengebiete der Wiener Umweltanwaltschaft die Tatsache ist, dass auch die Stadt Wien einen Atomschutzbeauftragten hat, das eines der Kompetenzfelder ist, in dem die Umweltanwaltschaft arbeitet, die Umweltanwaltschaft tätig ist und immer einmal mehr unseren Standpunkt durch aktuelle Daten auch in dieser Frage nachschärft.

Wenn Sie sich, meine Damen und Herren, so hoffe ich wie alle meine Vorredner und viele Damen und Herren meiner Fraktion, den Bericht der Umweltanwaltschaft angesehen haben, dann werden Sie draufgekommen sein, dass dieses Feld ein sehr, sehr breites ist. Eines, wo die Umweltanwaltschaft Partnerin, Konsulent, Consulter, wie es neudeutsch heißt, der Stadtverwaltung ist, in viele Bereiche neue Ideen hineinträgt und die Stadt berät, wie Ziele im ökologischen Bereich zu erreichen sind, auf der anderen Seite in Verfahren Parteienstellung hat, sehr, sehr breit auch in Bereichen ausführt, wo die Umweltanwaltschaft Bürgerservice bietet und schließlich den Bereich, wo sie Verfahrensträger ist. 

Vorweg einmal eines in Richtung des Kollegen Maresch gesagt: Es kann durchaus sein, ich weiß, dass das in deinem Vorstellungshorizont weit, weit weg ist, dass, wenn die Umweltanwaltschaft einmal nicht der Ideenwelt der GRÜNEN folgt, das nicht ein Verlassen des edlen grünen Ökoweges ist, sondern vielleicht tatsächlich die Meinung, die unabhängige Meinung der Umweltanwaltschaft. Genauso wie wir als sozialdemokratischer Teil dieses Hohen Hauses nicht davon ausgehen können, dass die Umweltanwaltschaft sich mit dem deckt, was wir als Partei, als Fraktion hier finden, denke ich mir, wäre es ein netter Emanzipationsprozess, der im Übrigen auch ein bisschen was mit Demokratie zu tun hätte, nämlich all das, wo die Umweltanwaltschaft nicht mit den GRÜNEN als Fraktion übereinstimmt, durchaus die Meinung von unabhängigen Fachleuten sein kann und dass das nicht ein Zeichen von mangelndem Rückgrat ist oder da gehört noch ein (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber da müsste viel mehr Grün sein, viel mehr Grün sein!) Pusher mehr an Selbstbewusstsein. Es kann durchaus die offene, ehrlich nach einem (Abg Mag Rüdiger Maresch: Doppeltes Budget!) wissenschaftlichen Verfahren tatsächlich die objektive Meinung der Umweltanwaltschaft sein. Ich denke, es ist gut so, dass die Umweltanwaltschaft weder in roten Worten spricht noch in grünen Worten spricht oder andere Farben dieses Hauses in den Mund nimmt, sondern die Sprache der Umwelt spricht. Dafür ist sie da und darauf sind wir stolz und dafür sagen wir Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Kollege Blind, ich darf Ihnen das Kompliment machen und das meine ich jetzt wirklich ernst, das meine ich tatsächlich ernst und ohne einen Brustton oder einen Nebenton, der Zynismus in sich trägt: Das, was man Ihnen nicht vorwerfen kann, ist, dass Sie Gedanken nicht bis in letzte Konsequenz durchdenken und das hier in diesem Kreis auch schonungslos sagen. Das möchte einmal vorweg sagen, auch dann, wenn unsere Gedankenwelt in vielen, vielen Fällen nicht die gleiche sein kann. 

Was Sie über das KliP gesagt haben, ist genauso schlüssig wie die Kritik, die der Kollege Stiftner geäußert hat, wenn Sie von Faktenlagen ausgegangen wären, die ein bisschen passen, ein klein wenig, nicht sehr viel, die ein klein wenig mit der Realität zu tun hätten. Wenn Sie beide durchaus in der Logik der Opposition zum Schluss kommen, das KliP sei gescheitert, sprich, die Sozialdemokratie sei gescheitert, wenn Sie auf die Idee kommen, das zu sagen, dann kann ich das parteipolitisch verstehen, aus der Faktenlage aber nicht nachvollziehen. Denn versuchen wir es step by step, Kollege Stiftner, und ich weiß, dass vernunftbegabte Schlussfolgerungen durchaus zu Ihren Stärken zählen. Wenn wir das KliP aufschlagen und uns die Zielsetzungen des KliP ansehen, die da heißen: „Von CO2-Emissionen hochgerechnet des Jahres 2020 wollen wir 2,6 Millionen Tonnen einsparen.“ Das steht drinnen. Da finden wir uns, dass das drinnen steht. Wir stellen fest - (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Ja!) Nicken Sie noch nicht zu früh -, dass wir im Jahr 2007 bereits 2,7 Millionen Tonnen CO2 eingespart haben, also von 2000 auf 2020 20 Jahre, 2007 sind 7 Jahre Laufzeit und wir haben da schon 2,7 Millionen Tonnen eingespart, dann kann man mit Fug und Recht nicht davon sprechen, dass die Ziele nicht erreicht worden sind. Was Sie verwechseln und wo wir auch in der Arbeitsgruppe KliP gemeinsam darüber nachzudenken haben, ist, dass sich die gesamte Emissionssituation weltweit so verändert hat, dass diese 2,7 Millionen Tonnen, die wir in Ausschöpfung unserer Ressourcen, unseres politischen Handlungsspielraums in Wien sehr effizient herausgeholt haben, für die Gesamtbilanz in Wirklichkeit noch immer für uns, die Klima-bewegt sind, nicht befriedigend ist. Da stimmen wir mit Ihnen überein. Zu sagen, wir hätten unser Ziel nicht erreicht, das wir uns hier in diesem Haus gemeinsam stellen, ist definitiv falsch. Wenn Sie sagen, Gesamt-Westeuropa, Europa hat bei Klimaemissionen, CO2-Emissionen, Dreifachgase, die ein globales Problem darstellen, die Zielsetzungen nicht erreicht, da gebe ich Ihnen recht. Und wenn Sie da daraus folgern würden, dass wir uns gemeinsam noch mehr anstrengen müssen, um noch mehr herauszuholen, aber auch noch effizienter und das geht in Richtung Bundesregierung, wo Sie den Minister stellen, in Europa aber auch in der Arbeit der Bundesregierung Klimaschutzmaßnahmen zu setzen und nicht bloß Zertifikate zu kaufen, dann wäre das ein richtiger Schluss. Nachdem die Diskussion zum KliP II ja noch nicht zu Ende ist, wäre es, wenn Sie uns bei der Arbeitsgruppe besuchen würden, ein netter Zug, darüber weiter zu diskutieren, weil ich glaube, dass dieses Thema zu wichtig ist, viel zu wichtig ist, um bloß parteipolitisches Kleingeld zu wechseln. Ich denke mir, das haben Sie auch nicht notwendig.

Meine Damen und Herren, wenn heute, wie könnte es nicht anders sein, die Rolle der Wiener Umweltanwaltschaft im Zuge von vielen Emissionen, von vielen Partizipationsprozessen angesprochen worden ist und es dann natürlich, wie es zu erwarten war, auch um die Frage der Mediation beim Flughafen Wien Schwechat gegangen ist, dann wird man hier auch wieder einiges auseinanderhalten. Was wir hier erlebt haben - und der größte Partizipationsprozess, den es bis jetzt in Europa gegeben hat, hat hier in Schwechat stattgefunden -, war die Basisgrundlage, auf der das UVP-Verfahren basiert und jetzt stattfindet. Das bedeutet, die Umweltanwaltschaft war, ohne sich vorher zu binden, in einen Prozess eingebunden, wo es darum gegangen ist, Bürgerinnen und Bürger relativ schnell Verbesserungen zu bringen, dass sie etwas Positives denken und etwas Anerkennenswertes und das sollte man auch so sehen. Was wir jetzt haben und was wir angezogen haben, gemeinsam auch mit dem Kollegen Maresch, ist die Auflage zur UVP 3. Piste, was jetzt erfolgen wird. Da wird die Stadt Wien nach reiflicher Prüfung der Unterlagen eine sehr engagierte Stellungnahme abgeben. Eine Stellungnahme, die die Daseinsvorsorge der Wienerinnen und Wiener zur Genüge hat und eine Stellungnahme, meine Damen und Herren, die darauf basiert, möglichst die Lärmsituation zu verbessern, verbessern auf einem hohen Niveau. Sie wissen es bereits und vergessen es aber wieder von Diskussion zu Diskussion, dass wir allen Grenzwerten nicht nur genügen, sondern auch die sehr, sehr strengen Grenzwerte der Weltgesundheitsorganisation, die weitaus strenger sind als die der Europäischen Union, problemlos schaffen. 

Wenn Sie heute - und das war der Kollege Maresch - der Wiener Umweltanwaltschaft vorgeworfen haben, Sie hätte sich zu wenig ... (Abg Mag Rüdiger Maresch ist mit seinem Laptop beschäftigt.) Ja, im Internet sind auch interessante Sachen, aber ich habe dem Kollegen Maresch ja auch zugehört. Auch wenn der Kollege Maresch gemeint hat, bei der ex post UVP hätte sich die Umweltanwaltschaft nicht massiv genug eingesetzt, so muss man dazu schon eines sagen. Diese UVP gibt es noch nicht. Für etwas, was es noch nicht gibt, kann man sich auch nicht einsetzen, das besonders dann nicht, wenn Wien nicht Behörde war. Das heißt, ob sich die Umweltanwaltschaft Wien in dieser UVP einsetzen wird oder nicht, das zu beurteilen werden wir vielleicht in ein bis zwei Jahren können, aber sicherlich nicht jetzt, wo sie noch nicht einmal begonnen hat. 

Meine Damen und Herren, ich denke mir, das, was uns heute vorliegt, ist ein sehr, sehr engagierter Bericht, ein Bericht, der zeigt, dass in wesentlichen Themen der Ökologie, der Daseinsvorsorge die Umweltanwaltschaft eine nicht wegzudenkende Rolle in dieser Stadt spielt. 

Ein Beispiel sei noch gesagt, weil Sie es urgiert haben: Der Einsatz der Umweltanwaltschaft in Fragen Förderung und Einsatz der Solarenergie. Das Programm „Sonne für Wien“, das unter dem Schutz, unter der Patronanz des Bürgermeisters und der Umweltstadträtin steht, ist ein sehr erfolgreiches Programm. Ein Programm, wo gerade Einfamilienhausbesitzern, Kleingartenanlagen, kleinen Wohneinheiten tatsächlich zu ganz, ganz günstigen Preisen die Solarenergie, die Solarthermie angeboten wird. Ein Programm, das mit Freuden aufgenommen wird. Ich habe die Chance gehabt, bei einigen Veranstaltungen mit dabei zu sein und weiß, wie sehr das Programm angenommen wird und wie sehr da durch die Zusammenarbeit der lokalen Installateure gemeinsam mit der Stadt Wien ein Produkt angeboten werden kann, wo sich die Besitzer von Kleingärten, von Einfamilienhäusern bis zu 30, 40, 50 Prozent der Kosten ersparen, als wenn sie sich einzeln auf die Suche begeben würden. Ein Zeichen dessen, wie man in der Stadt sehr wohl im Bereich der Solarenergie sinnvolle Schritte setzen kann.

Wenn schlussendlich vom Kollegen Stiftner Verkehrsplanung und Abfallwirtschaft kritisiert worden ist, dann gebe ich Ihnen den Ratschlag, wenn Sie ihn annehmen wollen: Sprechen Sie mit Menschen, die im Umland von Wien leben. Sprechen Sie mit Menschen, die beispielsweise in Strasshof leben, in vielen anderen Gemeinden, die mehr Müllgebühr zahlen als in Wien, dafür den Vorzug haben, dass einmal (Heiterkeit bei den Abgen Dipl-Ing Roman Stiftner und Dr Matthias Tschirf.) im Monat der Müllwagen vorbei kommt, wo Sie den Schmutz und den Müll fast so stark wie in Neapel riechen können! Geben Sie lieber den niederösterreichischen Freunden, die Sie haben, den Ratschlag, sich an Wien zu orientieren und den anderen zu zeigen, dass eine sinnvolle Abfallwirtschaft verbunden mit einem Kostenanteil, der sehr vertretbar ist, auch realisierbar ist.

Meine Damen und Herren, wir haben einen Bericht vorliegen, der die Ökologie als Querschnittsmaterie der Stadt darstellt, der darstellt, in wie vielen Bereichen die Umweltanwaltschaft in den unterschiedlichsten Rollen als Consulter, als Behörde, als nicht weisungsgebundener Spezialist ihre Arbeit für die Wienerinnen und Wiener macht. 

Ich möchte mich namens der Sozialdemokratischen Fraktion dafür bedanken. Das Werk ist eindrucksvoll, es ist die Arbeit eindrucksvoll, die dahinter steckt und wir dürfen der Umweltanwaltschaft noch viele so erfolgreiche Jahre und Tätigkeitsberichte wünschen. Nicht nur, weil es dann leicht für die zu vertretenden Parteien ist, das auch politisch zu transportieren, sondern weil es ein Plus, ein Benefit, ein USP für die Wienerinnen und Wiener darstellt.

Herzlichen Dank und ich ersuche um Zustimmung zu diesem Bericht. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Frau Umweltanwältin Dr Schnattinger, möchten Sie auch noch ein paar Bemerkungen machen? Bitte.

Umweltanwältin Mag Dr Andrea Schnattinger: Nur ganz kurz. Ich möchte mich selbstverständlich für die breite Zustimmung zu unserem Bericht bedanken und werde natürlich die konstruktive Kritik aufnehmen. Zu einigen Dingen muss ich vielleicht im Detail etwas sagen. Das mache ich gern im Zweiergespräch. 

Ich möchte nur eine Sache zu dem Thema Dialogforum und Fluglärm sagen: Es hat sich damals die Wiener Umweltanwaltschaft, ich muss da historisch werden, dazu entschlossen, in diesen Dialogprozess zu gehen, weil es eben erstens außerhalb eines UVP-Verfahrens überhaupt keine Gespräche gegeben hätte und zweitens, weil bei einem Verfahren Wien zwar als Stadt Parteistellung hat, aber nicht die Wiener Umweltanwaltschaft. Das waren die zwei Argumente. Wir informieren und unterstützen äquidistant selbstverständlich alle Wiener Bürger und Bürgerinnen. Das ist auch klar. Man muss nur zur Kenntnis nehmen, dass sich Umweltinteressen und Bürgerinteressen in vielen Fällen decken, aber nicht immer. Und das sind eben Fälle, wo wir dazu da sind, die Umweltseite in jedem Fall zu vertreten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herzlichen Dank. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich dem Dank an die Frau Umweltanwältin und ihr Team wirklich sehr gerne anschließen. Ich möchte die Andrea Schnattinger auch bitten, dass sie diesen Dank des Landtages an das Team wirklich weiterleitet, weil sie wirklich das ganze Jahr eine sehr, sehr hervorragende Arbeit für die Umwelt und für die Wienerinnen und Wiener machen und ich glaube, dafür können wir zumindest gemeinsam einen kurzen Applaus der Umweltanwältin und ihrem Team geben. (Allgemeiner Beifall.)
Ja, Sie sind eine wichtige Anlaufstelle und Schnittstelle gerade eben auch für die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger im Umweltschutzbereich, ein wichtiges Vorbild auch sozusagen von Ihrer Arbeit her für andere. 

Ich bin ja nach wie vor stolz darauf, dass wir mit dem Vorbild der Wiener Umweltanwaltschaft es geschafft haben, die Tierschutzombudsstelle auf Bundesebene durchzusetzen. Ich glaube, das ist auch etwas, auf das man wirklich sehr, sehr stolz sein kann und für uns auch besonders wichtig, weil der Atomschutzbeauftragte der Stadt ja bei der Wiener Umweltanwaltschaft angesiedelt ist. Das heißt, es ist auch noch eine sozusagen kombinierte, für uns deswegen besonders wichtige Ansprechstelle.

Was mir auch immer ein Anliegen ist und da ist die Andrea Schnattinger auch sehr umtriebig, das ist die Österreich-weite Vernetzung. Also ich bin auch sehr froh, dass es eine Vernetzung der Umweltanwälte und Umweltanwältinnen untereinander gibt. Gerade bei dem heiklen Thema zum Beispiel des UVP-Gesetzes haben wir da schon sehr viele interessante Diskussionen geführt und gibt es auch immer sehr gute Anregungen, Inputs und Unterstützung von den Umweltanwälten und Umweltanwältinnen aus den österreichischen Bundesländern. Ich bin zuversichtlich, dass es uns sozusagen mit gemeinsamen Anstrengungen gelingen wird, vielleicht doch das UVP-Gesetz noch in eine Richtung zu verändern, wo es sich auch in der Praxis dann etwas besser bewähren kann.

Ja, vielen Dank für den hervorragenden Bericht, der eine sehr, sehr gute Zusammenfassung von den vielfältigen Umweltthemen darstellt, mit denen wir uns in der Stadt auseinandersetzen. 

Ich darf weiterhin alles Gute und viel Erfolg wünschen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2006/2007 der Wiener Umweltanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist so einstimmig beschlossen.

Es gibt keine Anträge mehr. Wir kommen daher gleich zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kleinfeuerungsgesetz geändert wird. Das ist die Ökodesign-Novelle. Der Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Dr Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zuspruch zu der entsprechenden Vorlage.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet und zum Wort gemeldet ist Herr Abg Blind. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben hier ein relativ sperriges Aktenstück. Ich zeige hier, über was ich referieren werde, also 40 Seiten werden es schon sein. 

Wir sprechen heute über die Novellierung des Wiener Kleinfeuerungsgesetzes, speziell über eine Ökodesign-Novelle. Da muss man den Akt ein bisschen zitieren: „Die Richtlinie 205/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rats vom 6.7.2005 zur Schaffung eines Rahmens für die Festbringung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Produkte“ - und so weiter und so fort – „ist von den EU-Mitgliedstaaten in nationales Recht umzusetzen. Neben der Kompetenz des Bundes zur Umsetzung der Ökodesign-Richtlinie besteht auch eine Kompetenz der Länder zur Umsetzung im Bereich Heizkessel, Kleinfeuerungsanlagen. Diesem Umsetzungsbedarf wird durch die vorliegende Novelle Rechnung getragen.“

Wir reden da nur über Heizkessel und Kleinfeuerungsanlagen, aber der Akt ist trotzdem erstaunlich dick. 

Auf Seite 4: „Die Richtlinie 92/42/EG des Rates vom 21.5.1992 über die Wirkungsgrade von mit flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen beschickten neuen“ - Gott sei Dank nur neuen – „Warmwasserheizkesseln, die durch Art 21 der Ökodesign-Richtlinie zu Durchführungsmaßnahmen im Sinne des Art 15 dieser Richtlinie erklärt wurde, legt im Art 3 Anlagen fest, die nicht unter die Richtlinie 92/42/EG fallen. Das Wiener Kleinfeuerungsgesetz gilt jedoch für alle technischen Einrichtungen“ - sind wir froh, dass wir dieses Kleinfeuerungsgesetz haben, das für alle technischen Einrichtungen gilt, aber halt nur nicht für diese Heizkessel jetzt – „bis zu einer Brennstoffwärmeleistung von 400 kW, die dazu bestimmt sind, zum Zwecke der Gewinnung von Nutzwärme für die Raumheizung oder zur Warmwasserbereitung biogene, fossile, feste, flüssige und gasförmige Brennstoffe, sie in einer Feuerstätte zu verbrennen und von denen die Verbrennungsgase über eine Abgasführung abgeleitet werden.“

Das ist relativ geschwollen, klar, kommt ja auch von der EU. 

„Da es technisch nicht sinnvoll ist, die Anforderung der Ökodesign-Richtlinie für das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme aller Kleinfeuerungsanlagen im Sinne des Wiener Kleinfeuerungsgesetzes festzulegen“ – Dank an die Beamten –, „müssen nur die Kleinfeuerungen, für die Richtlinie 92/42/EG gilt, die Ökodesign-Anforderungen erfüllen.“

Also ich kann Ihnen sagen, in Wirklichkeit ist diese ganze Novellierung ein Schwachsinn. In Wirklichkeit ist das Unsinn pur, wie sich da die EU einmischt, wie bei uns in Wirklichkeit Durchlauferhitzer ausschauen. Also um mehr geht es ja Gott sei Dank nicht, weil die Beamten hier fein dokumentiert haben, dass wir ja eigentlich nur die Warmwasserkessel und die Durchlauferhitzer dieser Ökodesign-Richtlinie unterwerfen müssen. Sind wir froh, dass nicht alle Anlagen bis 400 kW diesem Wahnsinn unterworfen werden müssen.

„Vor dem Inverkehrbringen“ – das ist der § 10, alle anderen lasse ich aus, weil sonst dauert es heute noch, nicht heute, sondern bis morgen 4 Uhr Früh – „einer Kleinfeuerung, die in den Anwendungsbereichen der Richtlinie 92/42/EG fällt“ - (Aufregung bei Abg Robert Parzer.) ich glaube schon, dass das alles uninteressant ist, nur wenn einer in Wien einen Heizkessel oder einen Durchlauferhitzer bauen will, muss er sich ja an diesen dokumentierten Irrsinn halten. Das wird ja jetzt Gesetz und das interessiert so manchen nicht, das glaube ich schon, nur es interessiert uns als Wirtschaftsstandort, was uns die EU schäuferlweise und bröckerlweise alles zumutet, was da alles passieren muss, bevor ich einen ganz kleinen, herzigen Durchlauferhitzer herstelle, der durch das Wiener Kleinfeuerungsgesetz an und für sich bestens abgesichert war.

„Vor dem Inverkehrbringen einer Kleinfeuerung, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie fällt,“ – wieder 92/42/EG – „hat der Hersteller oder sein Bevollmächtigter sicherzustellen, dass die Übereinstimmung der Kleinfeuerung mit allen“ – und das wird wirklich arg, wir werden uns dann anschauen, was das heißt, das Wort – „Anforderungen des Wiener Kleinfeuerungsgesetzes“ - natürlich erst mit dem novellierten – „und die auf diesem Gesetz beruhenden Verordnungen bewertet wird.“

Schauen wir uns, aber bitte natürlich nicht komplett, sondern nur auszugsweise, diese Anforderungen an. Und diese Anforderungen bringen jetzt seitenlang alles um einen herzigen Durchlauferhitzer. Ökodesign-Parameter für Kleinfeuerungen. Wenn Sie sagen, Blind aufhören, wir stimmen auch alle dagegen, höre ich gerne auf. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Aber da müssen Sie aufzeigen, wir stimmen dagegen, wir gehen zum EuGH, sagen, das ist inkarnierter Unsinn, da macht Wien nicht mit und ich höre auch schon zum ... (Abg Robert Parzer: Ein jeder!) Ja, ja, probieren wir es einmal. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.)
Auswahl und Einsatz von Rohmaterial muss definiert sein, Fertigung, Verpackung und Transport und Vertrieb, Installierung und Wartung, Nutzung, Ende der Lebensdauer, das heißt „der Zustand der Kleinfeuerung am Ende ihrer Erstnutzung bis zur endgültigen Entsorgung.“ Na, wer weiß denn das, Entschuldigung? Wenn ich jetzt einen Durchlauferhitzer erzeugt habe, weiß ich ganz genau, wie der ausschaut am Ende seiner Nutzung? Na fein. Probieren wir es aus.

„Für jede dieser Daten, soweit relevant, ist Folgendes abzuschätzen: Voraussichtlicher Verbrauch an Material, Energie und andere Ressourcen wie das Frischwasser, voraussichtliche Emission in Luft, Wasser und Boden, voraussichtliche Umweltbelastung durch physikalische Einwirkungen wie Lärm, Schwingungen, Strahlung, elektromagnetische Felder, Mengen der voraussichtlich entstehenden Abfallstoffe, Möglichkeit der Wiederverwertung, des Recyclings und der Verwertung des Materials. – (Heiterkeit bei den Abgen Robert Parzer und Günter Kenesei.) Kann ich schon aufhören? Stimmt’s schon zu? Gut. Na, haben wir schon zwei. (Weitere Heiterkeit bei der ÖVP.) Warten wir auf die nächsten zwei. 

„Die Verbesserung der in Ziffer 1.2 genannten Umweltaspekte in einer Kleinfeuerung ist insbesondere nach folgenden Kriterien zu beurteilen: Masse und Volumen des Produktes, Verwendung von Recyclingmaterial,“ – als wenn das irgendwen interessieren täte, wie viel Recyclingmaterial in so einem Durchlauferhitzer drinnen ist – „Verbrauch von Energie, Wasser und anderen Ressourcen während des Lebenszyklus,“ – gut, das ist sinnvoll, das ist bei Waschmaschinen ja auch definiert, ob es eine Klasse A, B oder C oder A plus plus ist - „Verwendung von Stoffen, die gesundheits- oder umweltschädlich sind“ – na, da brauchen wir die EU, das haben wir in unserem Ölfeuerungsgesetz auch schon -, „Art und Menge der für bestimmungsmäßige Nutzung und die ordentliche Wartung benötigten Verbrauchsmaterialien“ – also da interessiert die EU, was in Wien ein Installateur braucht, um einen Durchlauferhitzer zu warten! Also ich meine ... (Abg Robert Parzer: Das ist böse!) Na, nicht böse, da kannst böse sein, so lange du willst. Ich mache das schon durch, keine Angst -, „Indikatoren der Wiederverwendbarkeit und der Recyclebarkeit, Zahl der verwendeten Material- und Bauteile, Verwendung von Normteilen, Zeitaufwand für das Zerlegen.“ Also die EU zerbricht sich den Kopf, wie lange man braucht, um einen Durchlauferhitzer in Wien zu zerlegen! Das ist ja bitte, das darf ja alles nicht wahr sein, was die uns antun! (Abg Harry Kopietz: Nach der Wiener Vorgehensweise wird das in der ganzen EU gemacht!) Wir stimmen nicht zu! (Aufregung bei der FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Wir geben vor!)
„Verwendung von Kennzeichnungsnormen für wiederverwendbare und recyclebare Bauteile.“ (Abg Harry Kopietz: Ist alles, was nicht gut ist, schlecht? – Abg Robert Parzer: Hat es einen Schalter? – Heiterkeit bei der FPÖ.)
„Verwendung von gebrauchten Teilen.“ Also ich brauch’ keine EU. Verwendung von gebrauchten Teilen ist doch klar, wenn der Durchlauferhitzer alt ist, dann kommt er in den Schrott, na was? Ich werde von einem alten Durchlauferhitzer verwendbare Teile ... (Abt Robert Parzer: Kauf dir einen neuen!)
Das ist richtig, ja. „Vermeidung technischer Lösungen, die der Wiederverwendung und dem Recyclen von Bauteilen und vollständigen Geräten entgegenstehen. Indikatoren der Lebensdauer der Kleinfeuerung, garantierte Mindestlebensdauer, Mindestzeitraum der Lieferbarkeit von Ersatzteilen, Modularität, Nachrüstbarkeit und Reparierbarkeit, Emissionen in der Atmosphäre, Emissionen in das Wasser, Emissionen in den Boden.“ Ich könnte aber genügende Details da vorlesen. (Allgemeine Heiterkeit.)
„Informationen des Konstrukteurs zum Herstellungsprozess. Informationen für den Verbrauch über die wesentlichen Umweltaspekte und die Eigenschaften der Kleinfeuerung. Diese Informationen sind der Kleinfeuerung beizugeben. Information für den Verbraucher darüber, wie die Kleinfeuerung mit möglichst geringer Umweltbelastung zu installieren ist.“ Entschuldigung, das muss der Installateur wissen. Ich meine, der Verbraucher soll sich interessieren, wie der Durchlauferhitzer möglichst umweltfreundlich zu installieren ist? (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja, ja! – Heiterkeit bei der ÖVP.)
„Information über die Entsorgungsbetriebe zur Zerlegung, Recycling oder Deponierung des Altprodukts. Anforderung an den Hersteller: Hersteller für Kleinfeuerungsanlagen sind verpflichtet, an einer Analyse des Modells für den gesamten Lebenszyklus ...“ Na, ich glaube, ich höre auf, auch wenn Sie nicht ... (Allgemeine Heiterkeit.)
Ja, ja, wenn man zumindest so weit durchgedrungen ist, dass man unseren lieben Abgeordneten da draußen in dem fernen Brüssel mitgibt: Bitte, die EU soll durchaus Dinge regeln, so manches gehört schon geregelt, aber diese Details in dieser Ausführung machen diese Sachen ja praktisch unlesbar. Also dafür sind wir ja nicht in die EU gegangen ... (Abg Harry Kopietz: Im Gegenteil!)
Ach so. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Der Herr Professor überrascht. Na gut, das ist entwaffnend. Also wir, die FPÖ, machen bei so einer Gesetzwerdung nicht mit. Wir fordern Sie auf, bitte ... ich habe das auch schon in der Anfrage mit dem Bgm Häupl hier besprochen und der Herr Bürgermeister hat mir recht gegeben. Er hat gesagt: Ja eigentlich haben Sie recht, Herr Gemeinderat. Wir sollten mit diesen Dingen zum EuGH gehen, sollten solche Dinge bekämpfen. Es ist ja die Rechtssicherheit nicht größer, wenn man über 40 Seiten von Gott und der Welt spricht, weil man einen Durchlauferhitzer hier in den Verkehr bringen will. Das heißt, der Rechtsakt leidet unter der Flut der Reglementierung und daher sind wir der Meinung, Wien soll nicht sein Kleinfeuerungsgesetz auf Grund dieser EU-Richtlinie ändern, sondern Wien soll sich gegen solchen Unsinn wehren. Es gefährdet ja schlussendlich ja auch den Wirtschaftsstandort. Stellen Sie sich vor, da geht es nicht um einen Durchlauferhitzer, sondern um ein bissel was Komplexeres. Das ist ja der Wirtschaft schädlich, das ist Bürokratie pur, das ist auch legistischer Unsinn und bei dem machen wir nicht mit! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Vettermann am Wort. (Abg Robert Parzer: Hast du die Ergänzung? – Allgemeine Heiterkeit.)
Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein, toppen will ich es nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Also eigentlich geht es nur darum, dass inhaltlich ja das Gleiche drinnen steht, nur neue Definitionen hineingekommen sind und dass die Definitionen, das ist jetzt ein bissel der harte Kern, natürlich in ganz Europa auch gleich sein sollen, wenn jemand einen Begriff verwendet und nicht nur in Deutschland, dort ist es auch öfters anders verwendet worden, sondern überall in der EU soll ja auch das Gleiche gemeint sein. Daher haben wir einmal 100 Sachen, die man da verwenden kann, definiert in Österreich, die sozusagen umgangssprachlich sowieso definiert sind. (Abg Dr Herbert Madejski: Das wäre gut!)
Man kann das schon einmal auch bekämpfen. Ich finde nur, wir sollten uns da ein bissel was Symbolträchtigeres als die Kleinfeuerung aussuchen. Da soll die Gemeinde mit dem Bürgermeister vorpreschen? (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich finde, mit der Kleinfeuerung zu beginnen, wäre nicht günstig, weil da hauptsächlich eine europaweite Begrifflichkeit, Stichwort „Freier Warenverkehr“ und dass jeder vom Gleichen spricht, wenn er das gleiche Wort verwendet, definiert wird. Wir haben uns dieser Definition angepasst und dadurch ist das einmal gewährleistet. 

Eine Geschichte gibt es auch noch, die ein bisschen neu ist. Es ist ökologisch auch nicht schlecht, sondern eigentlich das Gleiche, dass auf der Ökodesign-Plakette jetzt mit einer gewissen Ausführlichkeit drauf steht, was drinnen ist. Das finde ich auch nicht schlecht. (Abg Dr Herbert Madejski, zeigend: Das ist so eine Größe! – Heiterkeit bei FPÖ und GRÜNEN.)
Es geht sich aus mit dem Durchlauferhitzer, und da weiß man, was drinnen ist. Das sollte einen dann mit froher Zuversicht erfüllen, dass man ihn dann auch reparieren kann. Deswegen bin ich der Meinung, wir sollten heute zustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ. – Weitere große Heiterkeit.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Mitglieder des Hohen Landtages! 

Ich möchte vielleicht noch in aller Kürze, weil es bei dieser Vorlage völlig überraschend sehr umfassend diskutiert wurde, noch einmal festmachen, worum es in der Tat wirklich geht. Es geht mit dieser Richtlinie in der Tat nur darum, einen Rahmen für die Festlegung gemeinschaftlicher Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Produkte zu schaffen. Es gibt schon Vorteile, die diese Richtlinie auch mit sich bringt, nämlich diese gemeinsamen Standards im Bereich der Energieeffizienz, im Bereich des Umweltschutzniveaus und ich denke, was uns allen sehr wichtig ist, insbesondere auch im Bereich der Sicherheit, dass es um Energieversorgung geht. 

Ich möchte vielleicht noch einen Punkt besonders herausstreichen, den der Herr Landtagsabgeordnete Blind angeführt hat, dass er nämlich durch diese Richtlinie eine Gefährdung des Wirtschaftsstandortes Wien sieht. Ich sehe eigentlich genau das Gegenteil, denn wir dürfen nicht vergessen, dass wir erfreulicherweise eine sehr stark exportorientierte Wirtschaft haben, dass viele österreichische Betriebe, auch viele Wiener Betriebe ein starkes Interesse daran haben, dass wir einen freien Warenverkehr in der EU haben. Wir profitieren durch diesen freien Warenverkehr. Viele österreichische und Wiener Firmen sind in den anderen Staaten der EU stark präsent. Das ist gut so. Wir wollen sie auch dabei unterstützen. Wir wollen eben auch gesetzliche Richtlinien, die es schaffen, dass auch österreichische Betriebe in anderen EU-Ländern ihre Produkte anbieten können. Auch hier ist es ein großer Vorteil, dass es gemeinsame Richtlinien, gemeinsame Standards, gemeinsame Formulierungen gibt. 

Es geht jetzt mit dem vorliegenden Gesetz nur um die formalen Kriterien und nicht um die inhaltlichen, nur um die formalen Kriterien. Nachdem dieses Gesetz im Wesentlichen in der Kompetenz des Bundes liegt, nämlich die Umsetzung der Ökodesign-Richtlinie, gibt es aber sehr wohl auch eine Kompetenz der Länder, insbesondere bei der Umsetzung im Bereich der Heizkessel und Kleinfeuerungsanlagen. Diese Kompetenz nehmen wir heute wahr. 

Ich denke, dass es Sinn macht, den Wirtschaftsstandort Wien dadurch zu unterstützen, dass wir österreichischen und Wiener Betrieben die Möglichkeit bieten, ihre Waren auch zu exportieren und damit auch mit dazu beizutragen, dass wir den Wirtschaftsstandort stärken und auch viele Arbeitsplätze in unserem Land erhalten. Mit dieser Begründung ersuche ich um Zustimmung zur vorliegenden Gesetzesvorlage.


Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung dieser Gesetzesvorlage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit Stimmenmehrheit ohne FPÖ angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Dr Ludwig. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Mitglieder zum Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zur Vorlage. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen. - Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Abend. Die Sitzung ist geschlossen.

(Ende der Sitzung: 16.22 Uhr)

